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Wirtschaftsinstitute melden 
„kritische Situation“ und 
drohen mit „gesetzlichen 
Regelungen“ gegen Tarife

„Die konjunkturelle Schwäche im We­
sten hat weite Bereiche der Wirtschaft 
erfaßt ... ist die Konjunktur seit dem 
vergangenen Frühjahr abwärtsgerichtet. 
Nun werden auch die Ausrüstungsinve­
stitionen gekürzt ...“ So trübe beurtei­
len die bundesrepublikanischen Wirt­
schafts institute in ihrem in der letzten 
Woche vorgelegten Herbstgutachten die 
konjunkturelle Situation der Kapitali­
sten. Tatsächlich sind die Anzeichen da­
für, daß nun auch die bundesdeutschen 
Konzerne in eine Überproduktionskrise 
hineingeraten, unübersehbar. Die lange, 
fest zehn Jahre andauernde Phase 
scheinbar ununterbrochenen Wachs­
tums ist vorbei. Die Verbilligung des 
konstanten Kapitals insbesondere durch 
die massenhafte Anwendung der Mikro­
technologie in der industriellen Produk­
tion, verbunden mit brutaler Rationali­
sierung und „Flexibilisierung“ der Pro­
duktion, mit Lohnsenkungen, mit Hoch­
rüstung und mit drastischer Senkung der 
Rohstoffpreise, hatte den Konzernen 
vorübergehend ermöglicht, ihre Profit­
rate wieder zu steigern — vor allem auf 
Kosten der Gesundheit und der Einkom­
men der Arbeiter. Bereits vor einiger 
Zeit hatte dieser lange Boom in den USA 
und anderen westeuropäischen Ländern 
sowie in Japan geendet, während die 
BRD-Konzerne noch von der Sonder­
konjunktur profitierten, die ihnen die 
Annexion der DDR und die daran an­
schließende Vernichtung fast aller indu- 
strieller Produktionsanlagen in dieser 
Region mit sich brachte. Nun ist auch 
dieser „Anschlußboom“ vorbei, und die 
Kapitalisten haben sich mit ihren enor­
men Investitionen in eine gewöhnliche 
kapitalistische Überproduktionskrise 
hineinmanövriert.

Für das nächste Jahr erwarten die In­
stitute nunmehr eine Zunahme des „rea­
len Bruttoinlandsprodukts“ um maximal 
0,5 Prozent. Die industrielle Produktion 
dürfte zurückgehen, die Automobilkon- 
zeme etwa rechnen mit einem Rückgang 
beim Inlandsabsatz um 10 Prozent, evtl, 
sogar mehr, bei Stahl und im Maschi­
nenbau sieht die Lage nicht besser aus.

Der noch Anfang des Jahres von den 
Konzernen gewälzte Plan, nach der Er­
oberung der DDR auf den West-Märk­
ten neuen Absatz für ihre Warenmassen 
zu erobern, ist fehlgeschlagen. Der Ex­
port,konnte kaum gesteigert werden, 
und* der erhoffte wirtschaftliche Auf­
schwung in den USA, Großbritannien 
und anderen Staaten ist ausgeblieben. 
Erstmals seit langem stecken alle großen
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Rezession überall — 
Die Löhne sollen sinken
imperialistischen Staaten wieder gleich­
zeitig in einer Rezession. Damit 
schrumpft auch die Möglichkeit, Ab­
satzkrisen in einer Region durch Exporte 
in andere Regionen „abzufedern“. Den 
BRD-Konzemen droht deshalb ebenso 
wie ihren japanischen, westeuropä­
ischen und US-Konkurrenten nicht nur 
eine vorübergehende Rezession, son­
dern sogar eine langanhaltende Stagna­
tion. „Zögerliche Belebung in den 
USA“, „Japan im Konjunkturtief“, 
„Konjunkturerholung in Westeuropa 
verzögert sich“: so lauten die Über­
schriften der ersten drei Kapitel des Gut­
achtens. Und dann: „Die vorliegenden 
Indikatoren deuten nicht auf eine baldige 
Wende der Konjunktur hin.“

Über das Ausmaß an Verwüstung und 
Zerstörung, daß die BRD-Konzerne im 
Osten angerichtet haben, sind selbst die 
Institute beunruhigt. Sie schreiben: 
„Die befürchtete Deindustrialisierung 
der ostdeutschen Wirtschaft ist in der 
Tat weit fortgeschritten. Vom ursprüng­
lichen Produktionsniveau des ostdeut­
schen verarbeitenden Gewerbes ist nur 
ein Drittel übrig geblieben.“ Diese späte 
Erkenntnis freilich soll nicht dazu her­
halten, dem zerstörerischen Wirken der 
BRD-Konferne im Osten künftig Zügel 
anzulegen und der ostdeutschen Indu­
strie etwa durch Staatsaufträge zu hel­
fen. Mitnichten. Die Institute verlangen 
vielmehr weitere Schritte der Regierung

15000 gegen 
Kurdenmassaker
Zwischen 12 000 und 
15000 Personen beteilig­
ten sich am 24. Oktober in 
Frankfurt an einer De­
monstration gegen die 
türkischen Militäraktio­
nen in Südkurdistan. Auf­
gerufen hatte u.a. Feyka 
Kurdistan. Die Demon­
stranten verlangten die 
Einstellung aller Militär- 
und Wirtschaftshilfe für 
die Türkei und die Aner- 
kenung des Selbstbe- 
stimmungsrechts des 
kurdischen Volkes. Wei­
tere Berichte zum Krieg in 
Südkurdistan Seite 2.
- (rül) 

Kriegsführung im Innern
Ausbau des Bundesamts für Verfassungsschutz angepeilt
Ende Oktober trat der Präsident des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz 
(BfV) Werthebach mit der Forderung an 
die Öffentlichkeit, sein Amt in ein 
„Bundessicherheitsamt“ umzuwandeln. 
Angesichts der Bedrohung der „inneren 
Stabilität“ der BRD durch „Extremis­
mus“, „wachsendes gewalttätiges Po­
tential“ und „organisierte Kriminalität“ 
sei es notwendig, „,im Vorfeld* polizei­
licher Ermittlungen tätig zu werden, um 
den Strafverfolgungsbehörden »seine 
Hilfe anbieten* zu können“1. Bundes­
nachrichtendienst (BND), Bundeskrimi­
nalamt (BKA) und BfV müßten eng ver­
zahnt, Under-Cover-Agenten systema­
tisch eingesetzt werden etc. Das Amt 
plant nichts weniger als seinen Ausbau 
zu einer zentralen Geheimpolizei.

Die Kritik blieb bisher schwach. Der 
schleswig-holsteinische Innenminister 
Bull bestreitet vor allem den zusätzli­
chen Kompetenzbedarf für das BfV: 
Was das Amt sich anmaße, erledige die 
Polizei besser.2 Tatsächlich hat sich der 
Trend zu einer Geheimpolizei, dem

Werthebach das Wort redet, weitgehend 
durchgesetzt. In der Praxis der letzten 20 
Jahre wurde das Gebot der Trennung 
von Geheimdiensten und Polizei — Kon­
sequenz aus dem Wirken der Gestapo — 
zunehmend durchbrochen; was lange 
im rechtsfreien Raum stattfand — die 
Entwicklung geheimdienstlicher Struk­
turen und Methoden bei der Polizei — 
wurde jüngst durch das Gesetz zur Be­
kämpfung der „Organisierten Krimina­
lität“ legalisiert.3

In den Tageszeitungen klingt an, daß 
das Amt die Sorge plage, daß es nach 
dem Zusammenbruch des realen Sozia­
lismus verkleinert werde und daß es des­
halb nach einem neuen Betätigungsfeld 
und erweiterten Kompetenzen schiele. 
Das liegt sicher nicht völlig daneben.

Doch dürften weder die Konkurrenz 
mit der zur Geheimpolizei auswuchem- 
den Polizei noch der Selbstbehauptungs­
wille des immer schon im Grauen ope­
rierenden Amtes maßgebliche Gründe 
für Werthebachs Forderung sein. Die 
BRD wird, geht es nach dem Willen

einer erstarkenden Kriegspartei, zur 
Durchsetzung ihrer außenpolitischen In­
teressen zukünftig auch die Bundeswehr 
einsetzen. Schon heute ist sie eine ag­
gressive Macht im jugoslawischen Krieg 
und eine der Hauptstützen für den Krieg 
der Türkischen Republik gegen das kur­
dische Volk. Ihre aggressive Außenpoli­
tik geht Hand in Hand mit der feindseli­
gen Behandlung großer Menschengrup­
pen in der BRD, der serbischen Arbei­
terbevölkerung und vor allem der kurdi­
schen Arbeiterbevölkerung. Mit der an­
gepeilten „Verzahnung“ von BND, 
BKA und BfV könnte sich die Kriegs­
partei ein Instrument zur Kriegsführung 
im Innern verschaffen, einsetzbar gegen 
Menschengruppen, die mit Kriegsgeg­
nern der BRD sympathisieren. Nicht an­
ders ist zu verstehen, daß Werthebach in 
der Begründung seiner Forderung nicht 
zuletzt auf „Organisationen ausländi­
scher Konfliktparteien (,25000 gewalt­
bereite Mitglieder*)“ Bezug nimmt.
(1) Frankfurter Rundschau, 24.10.; (2) Die Welt, 
28.10; (3) Geheim 1/92 — (scc)

gegen Versicherungsrechte und öffentli­
che Leistungen an Lohnabhängige, um 
noch mehr Geld für die Konzerne locker 
zu machen. „Bedenklich“ finden sie, 
daß das Defizit der öffentlichen Haus­
halte vor allem wegen „konsumtiver 
Ausgaben“ — sprich: Versicherungs­
zahlungen, Sozialhilfe, Ausgaben für 
Bildung u.a. — gestiegen sei: „Bei die­
ser Erhöhung liegt der Kern der finan­
ziellen Problematik.“

Rücksichtslosigkeit im Angriff auf 
Lebensansprüche, Gesundheit und Ein­
kommen von arbeitenden Menschen, 
das ist der „Ausweg aus der Krise“, den 
die Institute empfehlen. Zwei Maßnah­
men vor allem solle man ergreifen:
— Erstens eine Kürzung der Agrarsub­
ventionen. Gemeint sind hier vor allem 
die Exportsubventionen der EG für Ge­
treide. Die US-Regierung, die britische 
Regierung und insgeheim auch die Bun­
desregierung verfolgen bei den GATT- 
Verhandlungen diesen Plan, die franzö­
sische Regierung sperrt sich dagegen. 
Letztere befürchtet — zu Recht — bei 
einem Wegfall dieser Subventionen in­
folge des dann eintretenden Überange­
bots von Getreide in der EG eine soziale 
Katastrophe auf dem Land. Die Bundes­
regierung dagegen will sowieso zur kai­
serlich-junkerlichen Agrarpolitik der 
Jahrhundertwende zurückkehren: Billi­
ge Nahrungsmittel und Landarbeiter aus 
dem Osten. Den Kapitalisten würde ein

solcher Rückgang der Lebensmittelprei­
se einen zusätzlichen Vorwand schaffen 
für Lohnsenkungen.
— Diese Lohnsenkungen stehen im 
Zentrum der Vorhaben auch der Institu­
te. Sie drohen unverhüllt mit Angriffen 
auf die Tarifrechte der Gewerkschaften: 
„Beide Tarifpartner müssen erkennen, 
daß auch eine grundgesetzlich garantier­
te Autonomie nur ihre ,innere Legitimi­
tät* erhält, wenn sie zu Ergebnissen 
führt, die gesellschaftlich akzeptabel 
sind. Sind sie das nicht, wird das gesam­
te Regelwerk in Frage gestellt. Dann 
wären gesetzliche Regelungen, die be­
triebliche Öffnungsklauseln vorsehen, 
die ultima ratio. Aufgabe der Tarifpart­
ner ist es, ihre gesellschaftliche »Legiti­
mation* wiederherzustellen.“ Mit ande­
ren Worten: Wenn die Gewerkschaften 
nicht freiwillig den Lohnsenkungsforde­
rungen der Kapitalisten nachkommen, 
müsse die Regierung mit Zwangsmaß­
nahmen und Gesetzen den Widerstand 
der Gewerkschaften brechen. In genau 
diese Richtung gehen inzwischen auch 
die Pläne aus dem Hause Waigel: Lohn­
stopp bzw. Lohnsenkung für Beamte, 
um der ÖTV ein Tarifdiktat aufzuzwin­
gen, Rentensenkung, Senkung von Ar­
beitslosengeld, Sozialhilfe usw. Den 
Beifall der „Wissenschaft“ für solche 
arbeiterfeindliche Politik hat die Regie­
rung schon mal sicher.
Quelle: Herbstgutachten, Berlin,22.10. — (rül)

Bernd Rößner 
ist nicht begnadigt worden
Am Freitag, 23.10.92, wurde bekannt­
gegeben, daß von Weizsäcker Bernd 
Rößner jetzt nicht begnadigt. Stattdes­
sen hat Justizministerin Leutheusser- 
Schnarrenberger entschieden, daß 
Bernds Haft ab dem 17.11. ausgesetzt 
werden soll — aber nur für 18 Monate 
und nur dafür, daß sich Bernd in eine 
therapeutische Einrichtung begibt! Das 
heißt, daß es offen ist, ob Bernd danach 
wieder in den Knast muß! Haftunfähig
— weil er auf das Schwerste durch die 
Haftbedingungen krankgemacht wurde
— soll er jetzt in einer Therapie gesund 
werden, mit der permanenten Drohung, 
zurück zu müssen in die Situation, die 
ihn so schwer gesundheitlich angegrif­
fen hat. (Aus: Angehörigen Info 105)

PDS fordert, unterstützt 
von SPD, Entlassung Riedls
Bereits im Mai hatte die Fraktion der 
PDS/LL im Bundestag die Entlassung 
des Parlamentarischen Staatssekretärs 
im Wirtschaftsministerium, Dr. Erich 
Riedl (CSU), verlangt, weil er öffentlich 
für den Münchner Süden eine „asylan­
tenfreie Zone“ gefordert hatte. Der An­
trag wurde am 29.10. im Bundestag von 
der Regierungskoalition abgelehnt. Die 
Forderung nach Entlassung erhielt be­
sondere Aktualität: Riedl hatte auch die 
Schirmherrschaft über die 50-Jahr-Feier 
der von Hitlerdeutschland entwickelten 
Raketenwaffe übernommen. Auch SPD- 
MdB Ulrike Mäscher unterstützte die 
Forderung der PDS; die FDP, die mit 
Minister Möllemann den zuständigen 
Vorgesetzten Riedls stellt, schwieg.
— (alk)

Bündniskandidatur zu Land­
tagswahlen wird angestrebt 
Über 30 Personen aus neun Orten Nie­
dersachsens — Mitglieder von Linken 
Listen aus Braunschweig, Göttingen und 
Hannover; von BWK, DKP, Öko-Lin­
ke,. PDS, VVN/BdA, Volksfront ge­
gen Reaktion, Faschismus und Krieg 
und Einzelpersonen — beteiligten sich 
am 31.10. in Hannover am Treffen 
„Landtagswahlen 1994 — Eine linke 
Kandidatur und ihr Nutzen“. Sie verab­
schiedeten — bei einer Gegenstimme — 
folgende Erklärung: „Wir ..: haben 
uns darauf verständigt, eine linke Wahl­
beteiligung zu den niedersächsischen 
Landtagswahlen 1994 anzustreben. In 
Anbetracht der Politik des BRD-Impe- 
rialismus nach innen und nach außen 
zeigt sich, daß eine linke Kandidatur zu 
den Landtagswahlen 1994 insbesondere 
dazu beitragen muß, daß der faschisti­
sche Formierungsprozeß und die militä­
rische Aggression und Expansion be­
kämpft wird. Es muß der sich entwik- 
kelnden völkischen Politik eine auf­
grund von sozialen Interessen begrün- 
dendete Politik entgegengesetzt werden. 
Wir Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
rufen für Februar 1993 zu einer landes­
weiten offenen Konferenz auf, mit dem 
Ziel, erste Ausführungen zu program­
matischen Positionen zu erarbeiten und 
eine politische Erklärung zur Bildung 
einer Linken Liste Niedersachsen zu be­
raten. Wir können uns dabei u.a. auf die 
Erfahrungen und die programmatischen 
Positionen der zu den Kommunalwahlen 
tätigen lokalen linken Bündnisse/Or­
ganisationen stützen. In welchem Um­
fang es uns gelingt, eine Auseinander­
setzung mit allen Erscheinungen der 
Herrschaft des Kapitals zu suchen, hängt 
davon ab, in welchem Umfang die Kräf­
te des Widerstandes selbsttätig im Rah­
men einer Bündniskandidatur wirken. 
Von daher rufen wir weitere Kräfte des 
antikapitalistischen Widerstandes auf, 
insbesondere örtliche Gruppen/Zu­
sammenhänge, sich selbsttätig in diese 
Bündnisinitiative einzubringen. Ein 
fünf-köpfiger Koordinationskreis (Ge­
nossinnen und Genossen aus Braun­
schweig, Delmenhorst, Göttingen und 
Hannover) wird beauftragt, die Durch­
führung der offenen landesweiten Kon­
ferenz im Februar 1993 zu gewährlei­
sten und einen Entwurf/Entwürfe für 
eine politische Erklärung zur Bildung 
einer Linken Liste Niedersachsen zu er­
arbeiten . . .“ — (gec, gekürzt)
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Aktuell in Bonn

Kohl hetzt: „Notstand“
Zwei Wochen vor dem SPD-Parteitag 
hat die Union den Druck auf die SPD in 
der Asylpolitik erhöht, überschlägt sich 
mit völkisch-rassistischer Hetze und lie­
fert den faschistischen Organisationen 
neue Schlagworte für ihre Attacken auf 
Flüchtlinge und Grundrechte. Aus dem 
Kanzleramt ließ Kohl verlauten, er wol­
le notfalls mit „Notstandsgesetzen“ ge­
gen Flüchtlinge vorgehen. Der stellver­
tretende CDU / CSU-Fraktionschef 
Gerster sprach von einem „sozialen 
Notstand“, dem man mit einem „Asyl­
sicherungsgesetz“ begegnen müsse. 
Außerdem werde die Union die Bevöl­
kerung „mobilisieren“. Es gelte, 
„Schaden vom deutschen Volk abzu­
wenden“. Zeitgleich verlautete, Asyl­
bewerber aus Rumänien müßten mit 
massenhafter Abschiebung rechnen, 
weil das • Abschiebe-Abkommen der 
BRD mit Rumänien in Kraft getreten sei.

Abschiebestopp für Kurden
Der Innenausschuß des Bundestags hat 
am 29. Oktober — zwei Tage vor dem 
Auslaufen eines bis zum 31. Oktober be­
fristeten vorläufigen Abschiebestopps 
für Kurdinnen und Kurden — überra­
schend einer Verlängerung des Abschie­
bestopps zugestimmt. Der Beschluß lau­
tet: „Der Deutsche Bundestag empfiehlt 
dem Bundesminister des Innern, dem 
beantragten Abschiebestopp zeitlich be­
grenzt zuzustimmen, soweit es sich um 
Kurden handelt, die aus dem kurdischen 
Stammgebiet kommen und soweit diese 
nicht gegen deutsche Strafgesetze ver­
stoßen haben,.“ Noch kurz vorher hatten 
in Ländern wie Bremen Vorbereitungen 
für neue Abschiebungen begonnen.

Auf ein Neues: Jäger 90
In Bonn ist die Weiterentwicklung des 
umstrittenen Jägers 90 (die Light-Ver­
sion) wieder Tagesthema. Wie die FAZ 
vom 31.10.92 meldete, wurde dies auf 
„internen“ Gesprächen zwischen der 
Bundesregierung, dem Verteidigungs­
ministerium und der Luftfahrtindustrie 
erörtert. Volker Rühe, der in Großbri­
tannien „einen sehr schlechten Stil“ an 
den Tag gelegt habe, so CSU-Landes- 
gruppenchef Bötsch, konnte sich mit 
dem Vorstandsvorsitzenden der DASA, 
Schremp, darauf einigen, ein „verbillig­
tes“ Modell des Jägers 90 weiterzuent­
wickeln. Der Gerätepreis für ein Kampf­
flugzeug soll jetzt nur noch zwischen 90 
und 100 Mio. DM liegen! Immer noch 
teuer genug, um der Rüstungsindustrie 
Gewinne zu bescheren. Und das beim 
Einsatz des Fliegers auch genug Men­
schen ins Gras beißen, darum braucht 
man sich sicher keine Sorgen zu machen.

Maastricht: PDS will Volksentscheid
Die PDS/LL im Bundestag hat einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem sie 
ein „Europa-Abstimmungsgesetz“ über 
den Maastrichter Vertrag der EG vor­
legt. Damit soll ein Volksentscheid über 
den Maastrichter Vertrag der EG be­

schlossen werden. In diesem Volksent­
scheid will die PDS/LL, daß zwei Fra­
gen zur Abstimmung vorgelegt werden: 
„1. Wollen Sie, daß die Bundesrepublik 
Deutschland Mitglied einer Europä­
ischen Union wird? 2. Wollen Sie, daß 
die Europäische Union so gestaltet wird, 
wie es der Maastrichter Vertrag über 
eine Europäische Union vorsieht?“ 
(Bt-Drucks. 12/3353)

Ausbau der EG
Bei seinem Besuch am 30.10.92 wurde 
der schwedische Ministerpräsident Bildt 
von Regierungsvertretem heftig um­
worben. Mit Kohl’, Rühe und Waigel 
sprach er über den Beitritt seines Landes 
zur Europäischen Gemeinschaft (EG). 
Kohl meinte bei dem Treffen, daß die 
Beitrittsverhandlungen sofort nach der 
Ratifizierung der Maastrichter Verträge 
durch die Briten erfolgen sollen. Auf 
Dänemarks Entscheidung, obwohl die 
Dänen sich eigentlich längst entschieden 
haben, solle nicht gewartet werden.

FDP-Spekulantenfreunde
Die FDP, Partei der Bundesbauministe­
rin Schwaetzer, hat sich gegen gesetzli­
che Maßnahmen ausgesprochen, die die 
Umwandlung von Miet- in Eigentums­
wohnungen erschweren würden. Damit 
weigert sie sich, dem durch das Urteil 
des Gemeinsamen Senats der Obersten 
Bundesgerichte, das die Umwandlung 
erleichtert, Tür und Tor geöffnetem 
Wohnungsspekulantentum einen Riegel 
vorzuschieben. Neben akutem Wohn­
raummangel, Wuchermieten, die kaum 
ein Mensch bezahlen kann, ist diese Hal­
tung ein Schlag ins Gesicht von Millio­
nen Mieterinnen in Ost- und West­
deutschland; von denen Irmgard 
Schwaetzer behauptet, daß sie „genug 
vor Spekulantentum geschützt“ seien.

Unis überfüllt
Die miese Hochschulpolitik der Koali­
tion fordert ihren Tribut: Auf offiziell 
850000 Studienplätzen quetschen sich 
zum Wintersemester 92/93 1,8 Millio­
nen Studentinnen. 1992 bevölkern 
260000 Studienanfängerinnen die 
Hochschulen und während die Studen­
tinnenzahlen steigen, sinken die Bil­
dungsausgaben (1,12 Prozent des 
BSPs). Derweil streiten sich bürgerliche 
Politikerinnen darüber, wie sie für ihre 
Fehler die Studentinnen bestrafen kön­
nen: Bei Übertretung der Regelstudien­
zeit Strafgelder oder Zwangsexmatriku­
lation !? Oder vielleicht doch das subti­
lere Einfrieren des BAFöGs!?

Was kommt demnächst?
Am 5. November berät der Bundestag in 
erster Lesung über das „Gesundheitsre­
form“-Paket von Regierung und SPD. 
Anfang Dezember soll das Gesetz bereits 
im Bundestag verabschiedet sein, damit 
es noch zum Jahreswechsel in Kraft tre­
ten kann. Am 16. und 17. November be­
rät der SPD-Parteitag über die vom Vor­
stand gewünschte Zustimmung der Par­
tei zu Bundeswehreinsätzen im Ausland 
und einer Aufhebung des Asylrechts. 
Am 8. und 9. Dezember will das Bundes­
verfassungsgericht über die Fristenrege­
lung beim §218 beraten.

Türkische Armee in Südkurdistan. 
ARGK: Sollen sie nur kommen ...
Über die Entwicklung der Kämpfe zwi­
schen der kurdischen ARGK-Guerilla 
und der sie angreifenden Allianz von 
türkischen Truppen und KDP/PUK- 
Peschmergas werden in der hiesigen 
Presse wüste Falschmeldungen verbrei­
tet. Die „Kurdistan-Front“ beispiels­
weise verbreitet, die PKK habe in ihre 
Bedingungen für einen Waffenstillstand 
eingewilligt, die Waffen niedergelegt 
und werde abziehen. Tatsächlich ver­
sucht die ARGK, den türkischen Plan, 
möglichst viele Kurden durch Kurden 
töten zu lassen, zu durchkreuzen und 
sich ganz auf den Kampf gegen die türki­
sche Armee zu konzentrieren. Die Pesh- 
merga der KDP/PUK sind durch die 
militärischen Niederlagen, die sie gegen 
die ARGK-Guerillas erlitten haben, und 
durch die zunehmende Empörung der 
kurdischen Bevölkerung über ihren of­
fensichtlichen Pakt mit dem türkischen 
Kolonialismus nicht mehr bereit und in 
der Lage, den Kampf weiterzuführen. 
Zwischen der ARGK und KDP/PUK 
schweigen die Waffen.

Umso heftiger führt die türkische Ar­
mee ihren Angriff weiter. Nach den letz­
ten Nachrichten sind türkische Panzer 
über Zaxo hinweg weiter in südkurdi­
sche Gebiete vorgedrungen. Abgesehen 
davon, daß der türkische Angriff gegen 
alle Völkerrechtsnormen verstößt und 
auch die sogenannte „UN-Friedenstrup- 
pe“ als anti-kurdische Okkupationsar­
mee völlig bloßstellt, ist die Türkei auch 
dabei, einen schweren militärischen 
Fehler zu begehen. Je weiter sie in süd­
kurdische Gebiete vordringt, umso bes­
ser für die ARGK-Guerilla. Diese kann 
sich scheinbar „überrollen“ lassen und 
so den Krieg gegen die türkische Armee 
noch umfangreicher führen, Nachschub­
verbindungen angreifen usw. Die Ver­
lautbarungen des türkischen General­
stabs, man habe „tausende PKK-Gueril­
las“ getötet, erhellen nur die Absicht der 
türkischen Armee, die in der Tat ein 
Blutbad unter den Kurden anrichten 
will. -Mit dem Kriegs verlauf haben sie 
nichts zu tun. Die befestigten PKK-La­
ger in der Region sind schon* lange ge­
räumt, die Guerilla zieht sich planmäßig 
und mit geringen Verlusten zurück, um 
den angreifenden Feind weiter in kurdi­
sches Gebiet hineinzulocken. Je weiter 
die türkische Armee in kurdisches Ge­
biet vorrückt, umso schwieriger wird ih­
re militärische und politische Lage, 
während die Guerilla ihre Schläge noch 
zahlreicher führen kann und zugleich die 
Bedingungen für eine kurdische Ein­
heitsfront gegen den angreifenden ge­
meinsamen Feind besser werden.

Trotzdem bleibt der Angriff der türki­
schen Armee blutig, grausam und völ­
kerrechtswidrig. Nach den letzten Nach­
richten vom 31. Oktober sind bislang 79 
ARGK-Guerillas gefallen. Schon jetzt 
zeichnet sich erneut ab, daß vor allem 
die kurdische Zivilbevölkerung unter 
dem von der Ktfrdistan-Front in türki­

schem Auftrag böswillig vom Zaum ge­
brochenen Krieg gelitten hat. Für die 
türkische Armee ist sowieso nur ein toter 
Kurde ein guter Kurde.

Genauso unverfroren und völker­
rechtswidrig ist die Politik der Bundes­
regierung. Trotz zahlloser Beweise für 
den türkischen Einsatz deutscher Waf­
fen gegen die kurdische Bevölkerung 
setzt sie ihre Waffenlieferungen an die 
türkische Armee ungeniert fort. Proteste 
gegen diese menschenverachtende und 
völkerrechtswidrige Politik der Bundes­
regierung und Solidarität mit dem kurdi­
schen Befreiungskampf sind jetzt umso 
dringender. Die Aktionen zur Reichspo­
gromnacht und zum SPD-Parteitag kön­
nen dafür genutzt werden. Auch in den 
Gewerkschaften wächst der Widerstand 
gegen diese Politik und die Unterstüt­
zung für den kurdischen Befreiungs­
kampf. Dem HBV-Gewerkschaftstag 
liegt ein Beschluß zur Unterstützung des 
Selbstbestimmungsrechts des kurdi­
schen Volkes vor, die Antragskommis­
sion hat Annahme empfohlen. Wir do­
kumentieren im folgenden Auszüge aus 
letzten Erklärungen der PKK über ihre 
Verhandlungen mit der Kurdistan- 
Front. Die genauen Nachrichten vom 
Kriegsverlauf in Südkurdistan sind im 
neuen Kurdistan-Rundbrief dokumen­
tiert. Bei Erscheinen dieser Zeitung 
dürfte ein Plakat gegen die deutschen 
Waffenlieferungen an die Türkei bereits 
im Einsatz sein. — (rül)

Gespräch der Zeitung Berxwedan mit 
dem PKK-Generalsekretär Abdullah 
Öcalan vom 30.10.92

Berxwedan: Herr Vorsitzender, sowohl 
in der Presse als auch in den Presseer­
klärungen der Vertreter der Kurdistan- 
Front heißt es, daß es inzwischen zu Ge­
sprächen zwischen der PKK und Kurdi­
stan-Front gekommen sei und die PKK 
weitgehend alle von der Kurdistan-Front 
gestellten Bedingungen akzeptiere. Gab 
es tatsächlich ein solches Gespräch ?

Abdullah Öcalan: Ja, es werden Ge­
spräche geführt. Zu einem Ergebnis ist 
es noch nicht gekommen. Insbesondere 
wollen wir die Pläne des türkischen 
Staates durchkreuzen. Sie wollen Kur­
den durch Kurden vernichten lassen. 
Der türkische Staat hat seine Agenten in 
die Kurdistan-Front eingeschleust, ihre 
Pläne wollen wir bloßstellen. Wie sie 
wissen, wurden als letztes türkische 
Panzer gebracht. Die Peshmergakräfte 
werden als Kanonenfutter benutzt. Das 
türkische Militär läßt sie an vorderster 
Front kämpfen, um sie vernichten zu las­
sen. Einige Verräter, die als türkische 
Agenten tätig sind, geben die Befehle, 
um auf beiden Seiten ein Massaker anzu­
richten. Um dieses Vorhaben zum 
Scheitern zu bringen, einem weiteren 
Massaker des türkischen Staates entge­
genzuwirken, treffen wir Vorkehrun­

gen. Ein Teil dieser Vorkehrungen sind 
die Gespräche. Sie sind der Versuch, 
einige Probleme im politischen Rahmen 
zu lösen. Hierzu werden einige Schritte 
unternommen. Wir glauben, daß so bes­
sere Ergebnisse erzielt werden. Natür­
lich ist es nicht wahr, daß wir uns erge­
ben hätten und geflüchtet* wären, wie es 
in der Presse heißt. Dies ist nichts als ein 
Teil der Propaganda der staatlichen Füh­
rung. Es werden einige taktische Schrit­
te unternommen, um den Kampf in einer 
noch umfangreicheren und qualitativ 
besseren Form zu fuhren. Der Kampf 
wird sich mit neuen Schritten noch ef­
fektiver und umfangreicher entwickeln. 
Die Guerilla wird — die Grenzen einge­
schlossen — überall bessere Möglich­
keiten des Kampfes erlangen. So werden 
die Pläne des türkischen Staates bloßge­
stellt werden. Auf diesem Wege wird 
auch die große militärische Belagerung 
durch den türkischen Staat ihre Wirkung 
verlieren. Die Gespräche sind ein Teil, 
um auch dies zu verwirklichen. Gleich­
zeitig wird der Plan, Kurden durch Kur­
den vernichten zu lassen, scheitern. In 
diesem Rahmen müssen die Gespräche 
bewertet werden. Mit Ausnahme der 
Verräter werden wir uns gegen jedes 
unnötige Blutvergießen stellen ... Wir 
glauben, daß so bessere Ergebnisse er­
zielt werden, das kurdische Volk ver­
einigt und einen stärkeren Kampf gegen 
den türkischen Staat fuhren wird ...

Berxwedan: Herr Vorsitzender, insbe­
sondere mit dem Beginn dieser Phase 
kräftigt sich in einigen Kreisen die Ein­
schätzung, »die PKK hat die Waffen nie­
dergelegt, Sie haben die Forderungen 
der Kurdistan-Front akzeptiert«. Wie 
bewerten Sie diesen Zustand ?

Abdullah Öcalan: Nein, nein, die Waf­
fen werden nicht niedergelegt. Unsere 
Waffen legen wir nicht nieder. Wir bau­
en sogar an einem sicheren Ort ein wei­
teres Lager auf .. . Nicht wir sind in 
einer bedrängten Lage, sondern sie. Sie 
haben die schweren Verluste, die An­
prangerung und Demaskierung hinneh­
men müssen . . . Nicht wir haben die 
großen Verluste erlitten, wir haben sie 
ihnen zugefügt . . . Außerdem sind die 
schweren Angriffe der türkischen Ar­
mee abgewehrt und heldenhafte Kämpfe 
geführt worden . . . Sowohl der türki­
sche Staat als auch die kollaborierenden 
Kräfte haben schwere Verluste erlitten. 
Wir haben keine Verluste von 400 bis 
500 Guerilleros, wie gesagt wird. Die 
Zahl unserer Gefallenen beträgt nicht 
einmal 100 . . . Von einer politischen 
und militärischen Niederlage kann nicht 
die Rede sein. Ganz im Gegenteil haben 
wir einen politischen und militärischen • 
Erfolg erzielt. Wir haben die Waffen in ■ 
den Händen. Man darf sich nicht irritie- • 
ren lassen, ihr Vorgehen dient nur der 
Verschleierung ihrer eigenen Niederia- 
ge. (aus: Kurdistan-Rundbrief23/92) ■'

Auf scharfen Protest der Gewerkschaften sind Absichten der EG-Kommission gesto­
ßen, gegen das Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit eine Klage wegen 
Verstoß gegen die EG-Verträge einzureichen. Eine britische Firma, die Lohnabhängi­
ge an englische Hotels und Restaurants vermitteln wollte und dazu eine Zustimmung 
der Bundesanstalt für Arbeit benötigte, hatte sich darüber beschwert. Die Klage soll 
von Martin Bangemann (FDP), jetzt Vizepräsident der EG-Kommission und schon zu 
seinen Zeiten als Bundeswirtschaftsminister ein Gegner der BfA, vorbereitet werden. 
Die stellvertretende DGB-Vorsitzende Engelen-Kefer hat dagegen protestiert. Eine 
Aufhebung des Vermittlungsmonopols würde Schleppern aller Art erlauben, aus 
„Vermittlungsdiensten“ für schäbigste Arbeitsverträge auch noch Profite zu ziehen.

Spranger für eingesetzte
Übergangsregierung in Südafrika

Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Spranger, bereiste 
vom 19. bis 23. Oktober Afrika. Nach 
Ruanda, Burundi, Uganda und Sambia 
führte er eintägige Gespräche in Südafri­
ka. Spranger sprach laut einem Bericht 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 24. Oktober u.a. mit Vertretern 
der rassistischen südafrikanischen Re­
gierung, mit Mangasothu Buthelezi, 
dem Chef der Inkatha-Freedom-Party, 
und mit Nelson Mandela, Präsident des 
ANC. Hauptanliegen Sprangers sei es 
gewesen, Buthelezi davon zu überzeu­
gen, die Gespräche mit der Regierung 
und dem ANC wieder aufzunehmen. In- 
katha hatte die Teilnahme an Verhand­
lungen jeglicher Art nach einem Zweier­
gespräch von Mandela und De Klerk im 
September abgesagt. Möglich, daß 
Spranger solches vorgetragen hat, im­
merhin ist Buthelezi in früheren Jahren 
häufiger Gast der Hanns-Seidel-Stiftung 
der CSU gewesen und seine Organisa­
tion ist mit Mitteln dieser Stiftung unter­
stützt worden. Ein solches Vorgehen 
Sprangers kann jedoch nur heißen, daß 
die Bundesregierung die Forderungen 
der Befreiungsorganisationen in Süd­

afrika/Azania ignoriert und eine Regie­
rung anstrebt, die die Vorherrschaft der 
weißen Siedler zementieren hilft. Allein 
die Verhandlungen eines bundesdeut­
schen Regierungsvertreters mit Buthe­
lezi, dessen Organisation in Zusammen­
wirken mit der südafrikanischen Annee 
für die fortdauernden Terroranschläge 
und Massaker verantwortlich ist, hilft 
nicht, dem Morden in Südafrika/Azania 
ein Ende zu bereiten sondern bestärkt 
Inkatha in ihrer Position.

Der Inkatha-Chef und Präsident des 
Homelands KwaZulu hatte vor dem Ab­
bruch der Codesa-Verhandlungen durch 
den ANC im Juni dieses Jahres den Ver­
fassungsplänen De Klerks zugestimmt. 
Danach sollte Codesa eine Verfassung 
erarbeiten, die vom rassistischen Parla­
ment zu billigen war und die für die wei­
ße Minderheit einen nicht gewählten Se­
nat vorsah, der Veto-Recht gegenüber 
allen Entscheidungen des gewählten 
Parlaments erhalten sollte. De Klerk hat 
zudem bei der Eröffnung des Parlaments 
im September dieses Jahres angekün­
digt, er werde ein Gesetz durchsetzen, 
das es ihm ermöglichen soll, auch Nicht- 
Weiße in die Regierung aufzunehmen

und auf diesem Weg eine Übergangs?- i 
gierung zu bilden. ■

Alle Organisationen des Befreiung^-; 
kampfes, einschließlich ANC, hab® 
dieses Vorgehen abgelehnt. Der ANC ■ 
hat sich schließlich der Forderung des; 
PAC angeschlossen, baldmöglichst «L 
Vorbereitungen zu allgemeinen Wa&s 
für eine Verfassunggebende Wrsaiafr 
lung zu beginnen. Nach allem, was äs ' 
den Gesprächen zwischen De Klerk W; 
Mandela Ende September dieses Jabß \ 
bekanntgeworden ist, hat der ANCAfcfr ) 
treter auch hier an der Forderung «di 
allgemeinen Wahlen festgehalten.

Die Bundesregierung will also *5 
scheinend bei der Installation einer 
De Klerk einberufenen „Übergangs^: 
gierung“ mitwirken, indem sie 
sucht, Verhandlungen in Gang zu 
zen, die von den Befreiungsbeweg®^ 
längst abgebrochen wurden.- Sprs^ 
versuchte zudem, einen weiteren 
die Befreiungsbewegung zu 
Angeblich habe Mandela ohne Wj 
und Aber um sofortige Investitioa®^ 
Südafrika gebeten. ANC und 
dem aber nach wie vor Sanktion®?' 
gen das Rassistenregime. — (uW) ~



Aktuelles aus Politik und Wirtschaft

In vieler Hinsicht ist die Führungsrolle 
der Christlich Demokratischen Union 
in der Gesellschaft der BRD mehr als 

nur ein bißchen umstritten. In der Frage 
der europäischen Einigung übt jedoch 
die Union, ergänzt durch den Liberalis­
mus der FDP, die berüchtigte geistige 
Führung aus. Konservativer Dramatur­
gie gelingt es sogar, antiimperialisti­
schen und proletarischen Internationa­
lismus auf der politischen Bühne in 
Nachbarschaft von Chauvinisten übel­
ster Sorte zu manövrieren. Wie kommt 
es zu dieser seltsamen Nachbarschaft? 
Den Chauvinisten und Faschisten geht 
es bei ihrer Anti-EG-Politik um eine 
Verbesserung der deutschen National­
position im europäischen Wirtschafts­
raum; dabei behauptet rechte Politik, 
eine solche Verbesserung käme der Be­
völkerung der BRD sozial und rechtlich 
zugute. Linke Kritik argumentiert gegen 
die EG wegen des Verlustes demokrati­
scher Rechte und sozialer Errungen­
schaften. Während die extreme Rechte 
den Bezug zu den tatsächlichen Ereig­
nissen immerhin noch wahrt, gerät die 
linke Kritik in die Situation, den Status 
quo, den jetzigen Zustand, zu verteidi­
gen. Der Status quo ist indessen rechts. 
Die chauvinistische und faschistische 
Anti-EG-Propaganda ergänzt ja die kon­
servativ-liberale EG-Politik, der es um 
eine verrechtlichte deutsche Vorherr­
schaft zu tun ist.

Die linke EG-Kritik hingegen nennt 
gar kein Mittel, wie die wilden Triebe 
deutschen Wesens beschnitten werden 
könnten, die aus der Politik, aus der 
Wirtschaft und aus der Religion wu­
chern. Bezeichnend ist, daß die übelsten 
Vorgänge deutscher Politik der letzten 
Jahre, der Anschluß der DDR, die An­
stiftung der Bürgerkriege in Jugosla­
wien und die Unterstützung der Türki­
schen Republik bei deren Völkermord­
vorhaben, sich gerade außerhalb des In­
stitutionenrahmens der EG, in einer für 
das Gewissen deutscher Spießer wohltä­
tigen Dunkelzone, entwickeln konnten. 
Prompt mehren sich in der Diskussion 
der BRD-Linken die Stimmen, die über­
haupt nicht mehr nach dem Charakter 
der Institutionen fragen, sondern mei­
nen, daß jede Art von internationaler 
Einbindung, gleich ob Nato, Europarat, 
EC, besser sein dürfte als wilder, von 
innen heraus unkontrollierbarer Chauvi­
nismus.

Dabei steht die üble Situation an, daß 
die BRD Brände legt, um — im Verein 
mit anderen und auf streng rechtlicher 
Basis — dann biedermännisch löschen 
gehen zu können.

Es wird nichts übrig bleiben, als mit 
den Konservativen um die- Gestaltung

der EG zu streiten. Diese Chance bietet 
sich aber auch. Denn die bisherige Kritik 
an der und der Widerstand gegen die ' 
EG-Politik haben immerhin dazu ge­
führt, daß die Union eine Grundsatzdis­
kussion anbieten muß und, z.B. im Un­
terschied zur Situation beim Anschluß 
der DDR, zugeben muß, daß eine neue 
Verfassung, eine europäische Verfas­
sung, erforderlich ist. Die Union ver­
sucht mit ihren Parteitagsbeschlüssen 
auch schon, in diesem Konflik die Wei­
chen zu stellen. Sie erwartet, gerade in 
einer Stimmung, die verneinend zur EG 
ist, als konstruktive Kraft im Hinter­
grund ungestört wirken zu können und 
die Weichen für eine besonders reaktio­
näre Verfassung stellen zu können.

Wer kann die Aufnahme 
beantragen ?
Die CDU entwickelt das Interesse 
Deutschlands an der Einigung Europas 
aus der Mittellage Deutschlands (siehe 
unten^ 2.). Damit wird für die BRD ein 
Motiv zentral, das von den anderen Mit­
gliedstaaten gar nicht geteilt werden 
kann. Die Sonderstellung wird sogar un­
terstrichen: „Das geeinte Deutschland 
muß die ruhige Mitte Europas sein.“ 
Diesem Satz ist eine Beurteilung der 
Aussichten für die Ränder unterlegt. 
Dort wird es unruhig hergehen.

Beunruhigend ist auch die Kategorie 
der „beitrittsfahigen Staaten“ (siehe 2.). 
Wer gemeint ist, geht aus einem weite­
ren Beschluß des Parteitags hervor, in 
dem es heißt, die Europäische Union sei 
eine Wertegemeinschaft von Staaten, 
die durch ein gemeinsames geistiges und 
kulturelles Erbe verbunden sind. Sie 
müsse allen beitrittswilligen Staaten of­
fenstehen, die dieses Erbes teilhaftig 
wären und zusätzlich insbesondere fol­
gende Bedingungen erfüllten: Einhal­
tung der Menschen- und Minderheits­
rechte, Rechtsstaatlichkeit und Demo­
kratie sowie eine angemessene wirt- 
schaftliche Basis. Unter diesem Ge­
sichtspunkt befürworte die CDU die An­
träge Österreichs, Schwedens, Finn­
lands und der Schweiz auf Mitglied­
schaft. Ferner begrüße die CDU die As­
soziierungsverträge mit Ungarn, Polen 
sowie der Tschechischen und Slowaki­
schen Föderativen Republik. Die CDU 
befürworte, daß mit Litauen, Estland

CDU droht mit 
übler Verfassung der EG

und Lettland sowie mit Slowenien und 
Kroatien gleichartige Verträge abge­
schlossen werden.

Was verbindet diese Völker und Staa­
ten, und was grenzt sie von anderen ab? 
Es ist die christliche Religion, die aus 
der römischen Kirche entstand, also der 
Katholizismus und der Protestantismus.

Die Abgrenzung ist anmaßend. Die 
GUS-Länder im Nordosten, die südöst­
lichen Balkanländer, die Mittelmeeran­
rainer in Asien und Afrika sind auserse­
hen, Provinzen zu bilden. Und ganz in 
der Mitte, in tiefer Ruhe, pappsatt rülp­
send und Gott dankend, die herrschende 
Klasse Deutschlands.

Zwischen der CDU-Antwort auf die 
Frage, wer in der EG Rechte haben 
kann, und der CDU-Antwort auf die 
Frage, wer in der BRD Rechte haben 
kann, gibt es eine Parallele. Deutscher 
Bürger ist, wer deutsch geboren, also 
deutsch, in der Wertegemeinschaft der 
deutschen Familie, erzogen wird. Es ist 
bekannt, welches Maß an sozialem und 
politischem Elend diese Bestimmung in 
der BRD hervorgebracht hat.

Der grundsätzliche Ausschluß be­
stimmter Nachbarn von Mitwirkung an 
der EG wird die EG ja keineswegs hin­
dern, bei diesen Nachbarn tätig zu wer­
den, im Gegenteil.

Die Tradition und die Kultur dieser 
Nachbarn werden zum Hindernis ge­
stempelt.

Eine Diskussion um die EG-Verfas­
sung müßte auf alle Fälle verhindern, 
daß die außerordentlich reaktionäre Va­
riante deutschen Verfassungsdenkens 
betreffend Mitgliedschaft sich durch­
setzt. Viel eher wäre eine Regelung an­
zustreben, die Mitgliedschaft aus sachli­
chen Gründen, z.B. wegen des Um­
fangs der Handelsbeziehungen, zubil­
ligt.

Es wird geherrscht
Die Vorstellung, daß nicht irgendein 
Despot herrschen soll, sondern „das 
Recht“, ist in Deutschland eher verwur­
zelt. Obwohl die praktischen Erfahrun­
gen das nicht belegen, ist doch der Glau­
be verbreitet, daß das Recht vor der Ge­
walt auch und gerade des Staates 
schützt. Diese Auffassung hat sich aus 
der christlichen Tradition entwickelt, in 
der das Recht in einem Zusammenhang 

mit dem sittlichen Gebot steht. Das sitt­
lich Gebotene ergibt sich in dieser Tradi­
tion nicht aus Meinungsäußerung oder 
Befragung der Bevölkerung, sondern 
aus Offenbarung. Diese Art zu denken 
hat den Faschisten den reibungslosen 
Einsatz der Rechtspflegemaschine er­
möglicht. Man hat nur die Offenbarung 
austauschen müssen, weg von der Bibel 
hin zu Mein Kampf. Die Herrschaft des 
Rechts läßt sich nämlich ganz leicht re­
duzieren auf den Bestand von Rechts­
gleichheit. Dann kommt es nur noch dar­
auf an, daß je der Wehrkraftzersetzer un­
ter das Fallbeü und jeder Jude ins KZ 
kommt, und dieser Aufgabe konnte sich 
die gut eingespielte Rechtspflege stel­
len.

Es gäbe auch in Europa andere Tradi­
tionen. Die der Volkssouveränität, die 
verbietet, daß etwas zu verbindlichem 
Grundsatz erklärt wird, ohne daß die 
Bevölkerung auch nur gefragt worden 
wäre, und die des Humanismus, die der 
Herrschaft von Menschen über Men­
schen prinzipielle Grenzen zieht. In der 
Verfassungsdebatte, die nach Maas­
tricht ansteht, müßte linke Politik diese 
Grundsätze der Volkssouveränität und 
der grundsätzlichen Einschränkung 
staatlichen Wirkens vertreten.

Subsidiarität—ein Phantom
Die europäischen Institutionen sind 
weit, weit von der Einflußnahme der 
Bürger weg, die gleichwohl unter den 
Gesetzen und Verordnungen leiden, die 
diese beschließen.

Diese Tatsache nährt in allen betroffe­
nen Gegenden heftige Zweifel und Ab­
neigungen. Nun wird dagegen ein Zau­
bermittel benannt, das Subsidiarität 
heißt. Subsidiarität hat irgendwas mit 
Selbstbestimmung und Selbstverwal­
tung zu tun. Aber wirklich nur entfernt. 
Die Unterschiede überwiegen.

In einem Staat, in dem das Subsidiari­
tätsprinzip gilt, verleihen die oberen 
Ebenen den unteren Ebenen Rechte. So 
verleiht in der BRD der Bund den Län­
dern Rechte. Das Schulwesen ist z. B. 
Ländersache. Aber Bundesrecht bricht 
Landesrecht, und was verliehen ist, 
kann zurückgenommen werden. Frei­
lich sind gewisse Rechte z.B. der Län­
der durch die Verfassung garantiert. 
Aber das heißt letztlich auch nur, daß 

eben die Verfassung geändert werden 
müßte, wenn diese Rechte entzogen 
werden sollten.

Im Unterschied, fast im Gegensatz 
zum Denken in den Kategorien der Sub­
sidiarität steht das Verlangen nach 
Selbstbestimmung und Selbstverwal­
tung. Dies geht nämlich nicht von zu 
verleihenden Rechten aus, sondern von 
unveräußerlichen Rechten der Person, 
der Kommune, der Regionalgliederun­
gen. Der Eingriff in solche Rechte wird 
als wilde Gewalt begriffen, gegen die 
Widerstand erlaubt und geboten ist.

Linke Politik hat die Chance, der auto­
ritären Sudsidiaritätspolitik formulierte 
Grundrechte, nicht nur einzelner Men­
schen, sondern auch ihrer Kommunen 
und regionalen Einrichtungen entgegen­
zustellen.

Landes-, Amts­
und Arbeitssprachen
Die Union denkt in der EG an Amtsspra­
che und Arbeitssprache (siehe 8). Amts­
sprachen sollen alle Landessprachen 
sein. Aber nicht alle Sprachen, die in 
EG-Europa gesprochen werden, sind 
Landessprachen. Sodann wird zwischen 
Amts- und Arbeitssprachen unterschie­
den. Arbeitssprache meint hier die Spra­
che, in der die politischen und rechtli­
chen Entscheidungsprozesse abgewik- 
kelt werden. In Amtssprachen können 
Anträge gestellt werden, verhandelt 
wird in „Arbeitssprachen“. Deutsch, so 
meint die Union, muß den Rang einer 
allgegenwärtigen Arbeitssprache haben. 
Hier werden die Weichen für einen Kul­
turkampf gestellt. Der reaktionäre Un­
terscheidung von Amtssprache und Ar­
beitssprache drückt die Absicht aus, 
über Menschen in einer Sprache zu ver­
handeln, die sie nicht verstehen.

Konkrete Anliegen wären also zu­
nächst in der ortsüblichen Sprache zu 
formulieren, eventuell dann (in gar nicht 
so wenig Fällen) als Antrag in eine Lan­
dessprache zu übersetzen, über den in 

* einer Arbeitssprache zu verhandeln 
wäre.

Die Union drückt sich hier um konkre­
te Aussagen, etwa, daß in jeder lebenden 
Sprache ein Studium möglich sein muß, 
also eine Universität da sein, daß es 
Rundfunkanstalten, die in der ortsübli­
chen Sprache senden, geben muß usw. 
Die Begründung könnte nämlich nicht 
nach dem Subsidiarititätsprinzip gege­
ben werden. Man müßte schon von 
einem Menschenrecht auf Teilnahme an 
Politik und Geistesleben ausgehen, und 
wo kämen wir da hin ?
Quellen: Beschlüsse des CDU-Parteitages in 
Düsseldorf— (maf)

1. Die Einheit Deutschlands und die 
Einigung Europas gehören zusammen. 
Neben der Vollendung der inneren Ein­
heit Deutschlands ist die europäische 
Einigung das vorrangige Ziel der CDU. 
Wir streben als Kern hierfür die Euro­
päische Union an, in der die Völker, 
Staaten und Regionen nach dem Grund­
satz der Subsidiarität gemeinsam ihre 
Zukunft gestalten.

2. Deutschland hat ein besonderes In­
teresse an der Einigung Europas. Seine 
Mittellage hat es immer wieder im Zen­
trum europäischer Auseinandersetzun­
gen stehen lassen ... Im Bewußtsein 
unserer deutschen Identität wollen wir 
im gleichberechtigten Zusammenwirken 
aller Nationen das geeinte Europa 
schaffen.

Das geeinte Deutschland muß die ru­
hige Mitte Europas sein. Gerade das 
wiedervereinigte Deutschland hat in der 
heutigen Zeit des Umbruchs eine beson­
dere Verantwortung für die europäische 
Einigung. Unsere Politik muß darauf ge­
richtet sein, daß die Europäische Union 
für die beitrittsfahigen Staaten Europas 
offen ist und unsere Grenzen im Osten 
nicht ein Trennlinie zwischen Wohl­
stand und Armut bleiben.

Unser Kontinent ist mit dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes keine Insel des 
Friedens und des Wohlstandes gewor­
den. Die Unwägbarkeiten des Über­
gangs, wirtschaftliche und soziale Insta­
bilitäten, nationale und ethnische Kon­
flikte und Bürgerkriege bedrohen die Si­
cherheit Europas. Neue Risiken sind im 
Osten und Südosten unseres Kontinents 
entstanden, auf die wir eine gemeinsame 
europäische Antwort finden müssen. 
Die Friedenssicherung durch die Herr­
schaft des Rechts war und ist das bedeu­
tendste Ziel der europäischen Einigung. 
Der Vertrag von Maastricht bringt uns 
diesem Ziel näher.

3. Nationalstaaten können die exi­
stentiellen Probleme der Zeit nicht mehr 
allein lösen. Der europäische Eini-

Dokumentiert: Wie wir uns Europa denken
gungsprozeß ermöglicht es den europäi­
schen Nationen und Regionen — erst­
mals auf friedliche und vertragliche 
Weise —, sich in einem weiteren Raum 
gemeinsam zu entfalten.

Nur eine Gemeinschaft, die mit einer 
Stimme spricht, kann ihre Interessen 
weltweit wahren und einen maßgebli­
chen Beitrag zur Freiheit, zum Frieden, 
zur Gerechtigkeit in der Welt und für die 
Bewahrung der Schöpfung leisten.

4. Mit dem Vertrag von Maastricht 
ist der Prozeß der europäischen Eini­
gung in seine entscheidende Phase ein­
getreten. Wenn es jetzt nicht gelingt, die 
europäische Einigung zu verwirklichen, 
droht ein Rückfall in Nationalismus und 
Rivalitäten alter Prägung. Rechts- und 
Linksradikale schüren gleichermaßen 
Angst vor Europa und nähren die Illu­
sion, die großen Zukunftsaufgaben in 
nationalen Alleingängen lösen zu kön­
nen . . . Die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands nimmt diese Her­
ausforderung an: Wir treten entschie­
den für ein europäisches Deutschland 
ein. Deutschland braucht die Europäi­
sche Union.

5. Der Vertrag von Maastricht zur 
Politischen Union und zur Wirtschafts- 
und Währungsunion ist ein Meilenstein 
in der europäischen Geschichte. Er muß 
mit Leben erfüllt werden. Die europäi­
sche Einigungspolitik bedarf der inneren 
Zustimmung der Unionsbürger. Wir 
wollen die Europäische Union subsi­
diär, föderal, solidarisch und demokra­
tisch gestalten. Es gilt jetzt, die richtigen 
Weichen für die Regierungskonferenz 
1996 zu stellen.

6. Die Europäische Union braucht 
eine Verfassung, in der die sie tragenden 
Ideen zum Ausdruck kommen. Sie muß 
auch — als Ausdruck einer freiheitlichen 
Gesellschaft — einen Grundrechtskata-

log, eine Regelung der Entscheidungs­
verfahren zwischen den Institutionen der 
Union und eine klare Abgrenzung der 
Zuständigkeiten zwischen der Gemein­
schaft und den Mitgliedsstaaten mit ih­
ren Ländern, Regionen und Kommunen 
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 
enthalten. Das Tätigwerden der Union 
soll in der Verfassung auf das notwendi­
ge Maß konzentriert und in einem Kata­
log konkret aufgeführt sein.

Entsprechend dem neuartigen Cha­
rakter des Einigungsprozesses wird sein 
Ergebnis historisch neuartig sein. Das 
Ziel der Europäischen Verfassung läßt 
sich nicht mit herkömmlichen Begriffen 
fassen. Die CDU Deutschlands strebt je­
doch insgesamt eine bundesstaatliche 
Lösung an. Entscheidend ist die Hand­
lungsfähigkeit der Gemeinschaft dort, 
wo sie handeln muß.

Die Integration muß auch in Zukunft 
in der Form der Rechtsgemeinschaft mit 
eigener Gesetzgebung und Rechtspre­
chung erfolgen, weil nur auf diese Weise 
die notwendige Bindekraft sowie demo­
kratische und rechtsstaatliche Kontrolle 
gewährleistet sind.

7. Es ist ein entscheidender Fort­
schritt, daß im Unionsvertrag von Maas­
tricht die zentrale Forderung auf Veran­
kerung des Subsidiaritätsprinzips als 
europäische Rechtsnorm und politische 
Leitidee erfüllt wurde. Das Subsidiari­
tätsprinzip garantiert die Bürgemähe 
und die nationale und regionale Vielfalt 
Europas. Das „Europa der Bürger“ 
muß konkrete Gestalt annehmen. Was 
auf kommunaler, regionaler oder natio­
naler Ebene sachgerecht geregelt wer­
den kann, darf nicht auf europäischer 
Ebene entschieden werden. Das vereinte 
Europa muß die nationale Identität, Kul­
tur und Lebensweise eines jeden Volkes 
und Landes schützen und fördern. Die

konsequente Beachtung des Subsidiari­
tätsprinzips bewahrt so vor Überregle­
mentierung, bürokratischem Perfektio- 
nismus und Zentralismus . . . '

Dazu ist auch zu prüfen, welche Rech­
te auf die Ebene der Mitgliedstaaten oder 
deren Länder bzw. Regionen zurück­
übertragen werden können. Die Rechte 1996 institutionell ausgebaut werden, 
der deutschen Länder dürfen nicht aus­
gehöhlt, sondern müssen entsprechend 
ihrer Zuständigkeit gestärkt werden. 
Die Stellung der deutschen Länder im 
bundesstaatlichen Aufbau Deutschlands 
soll erhalten bleiben. Die CDU begrüßt 
daher die vom Bundestag geplante Ver­
ankerung der Mitwirkungsrechte der 
Länder wie des Bundestages beim euro­
päischen Prozeß; sie ist neben der Stär­
kung der Rechte des Europäischen Par­
laments ein unerläßlicher Beitrag zur 
demokratischen Kontrolle in der Euro­
päischen Union. Im Ausschuß der Re­
gionen sind die Belange der Kommunen 
durch die Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände wahrzunehmen. Kom­
munalverfassungen sollen künftig den 
Abschluß rechtsverbindlicher grenz­
überschreitender Vereinbarungen im 
Rahmen der Selbstverwaltungsaufgaben 
zulassen.

8. Die Respektierung der gewachse­
nen Traditionen in den Mitgliedstaaten 
ist Maßstab für die politische Kultur der 
Gemeinschaft: Sie erfordert besonders 
sensiblen Umgang mit der Sprache als 
wichtigstem Ausdruck kultureller Iden­
tität. Auch in Zukunft müssen alle Lan­
dessprachen der Gemeinschaft Amts­
sprachen sein, in denen sich die Bürger 
an die EG-Institutionen wenden können 
und in denen die EG-Gesetzgebung ver­
öffentlicht wird. Deutsch muß gleichbe­
rechtigte Arbeitssprache in allen Institu­
tionen der Gemeinschaft sein.

9. Die Stärkung der Rechte des Euro­

päischen Parlaments im Vertrag von 
Maastricht ist ein wichtiger Beitrag zur 
demokratischen Ausgestaltung der Ge­
meinschaft. Auf Dauer muß die Rolle 
des Europäischen Parlaments derjenigen 
entsprechen, die den Parlamenten in der 
europäischen demokratischen Tradition 
zukommt. Diese Rechte — einschließ­
lich einem vollen Budget-Recht — müs­
sen weiterentwickelt und spätestens bei 
der nächsten Überprüfungskonferenz 

... Das wiedervereinigte Deutsch­
land muß künftig 99 Staat bisher 81 Ab­
geordnete in das Europäische Parlement 
wählen können ...

Europäisches Parlament und Rat der 
Europäischen Gemeinschaft müssen auf 
Dauer gleichberechtigt an der Gesetzge­
bung im Sinne eines 2-Kammer-Systems 
mitwirken. Dazu ist notwendig, daß 
auch das Parlament ein legislatives In­
itiativrecht erhält und eine umfassende 
Kontrolle der Kommission als europäi­
sche Exekutive ausübt. Änderungen der 
Gemeinschaftsverträge sind zukünftig 
von der Zustimmung des Europäischen 
Parlaments abhängig zu machen. Der im 
Vertrag von Maastricht vorgesehene 
„Ausschuß der Regionen“ muß bei der 
nächsten Regierungskonferenz gestärkt 
werden. Alle Organe der Gemeinschaft 
müssen eine sparsame, wirtschaftliche 
und sachgerechte Verwendung der Mit­
tel der Gemeinschaft sicherstellen.

10. Die EG-Kommission ist die euro­
päische Exekutive. Sie muß vom Ver­
trauen sowohl des Europäischen Rates 
als auch des Europäischen Parlamentes 
getragen werden. Dementsprechend ist 
auch die Wahl des Kommissionspräsi­
denten auszugestalten. Das Europäische 
Parlament soll den Präsidenten der EG- 
Kommission auf Vorschlag des Rates 
wählen. Der Rat und das Europäische 
Parlament bestätigen die Kommissions­
mitglieder.
Quelle: Beschluß des CDU-Parteitages, Düssel­
dorf, Oktober 1992



4 Politische Berichte 23/92
Auslandsberichterstattung

In Polen fanden 1991/92 in vielen
Branchen Streiks statt, mit denen die 

Gewerkschaften unterschiedlich inten­
siv verbunden waren. Nun hat die Regie­
rung unter der konservativ-liberalen 
Hanna Suchocka im September den Ge­
werkschaften ein „Abkommen über die 
Staatsbetriebe“ vorgeschlagen, in dem 
die wichtigsten Fragen der Streiks gelöst 
werden sollen. Zu Gesprächen hierüber 
wurden ungefähr ein Dutzend landes­
weit organisierte Gewerkschaften ein­
geladen. Neben den nahezu alle Bran­
chen organisierenden Gewerkschaften 
Solidamosc und OPZZ gehört die in 
mehreren Branchen aktive Solidamosc 
’80 wie auch einzelne mehr oder minder 
starke eigenständige Branchengewerk­
schaften dazu. Hier hervorzuheben sind 
zwei Bergbaugewerkschaften und die 
Zugführergewerkschaft der polnischen 
Eisenbahnen wie auch die Landarbeiter 
und selbständige Bauern organisierende 
Landgewerkschaft Samoobrona (Selbst­
verteidigung). Die anderen Gewerk­
schaften, wie die mit der Solidamosc 
verbündete Landsolidarität S’RI, die 
fast nur noch dank der „Geschichte“ 
existent ist, oder die christlich-nationale 
Abspaltung von Solidamosc ’80 haben 
nur regionalen und branchenspezifi­
schen Einfluß. Etwas anders muß man 
die bereits in der Volksrepublik gegrün­
dete „Landesvereinigung der Landar­
beiter, Bauemzirkel und Genossen­
schaftsbauern“ (KZRKiOR) betrachten, 
die zwar landesweiten Einfluß auf dem 
Land hat, aber ihre Position im „neuen“ 
Polen noch sucht.

Streikwelle 1991/92
Die Kaufkraft der Löhne sinkt ständig 
weiter. So verringerten sich die realen 
Einkünfte von Januar bis September 
1992 um 4 % bei den Arbeitenden und 
um 6 % bei den Rentenempfängern. Die 
Inflation wird Ende dieses Jahres 53 % 
betragen. Dagegen steigen die Arbeits­
losenzahlen auf 2;5 Millionen im Sep­
tember (alle Zahlen aus: Zycie Bhr- 
szawy v. 24.125.10.1992), was eine 
Quote von gut 13 % bedeutet.

In der Beurteilung der sozialen Lage 
sind sich die Gewerkschaften weitest­
gehend einig wie auch darin, daß sich die 
soziale Lage noch dadurch verschärft, 
daß große Teile der staatlichen Industrie 
bisher keine Überlebensperspektiven 
entwickeln konnten und so die Beleg­
schaften ständig von Arbeitslosigkeit 
bedroht sind. Neben dem technologi­
schen Rückstand gegenüber dem Welt­
markt ist die Verschuldung der entschei­
dende Faktor. Bei vielen Firmen führte 
das bereits zur Zahlungsunfähigkeit, 
was für die Arbeitenden bedeutete, daß 
sie keine Löhne erhielten. Die Folge 
waren dann Streiks für die Auszahlung 
der Löhne in der Textilindustrie wie im 
Sommer 1991 in Lödz, denen sehr bald 
andere Fabrikbelegschaften folgten.

Während dieser Streiks wurden sehr 
schnell drei zentrale Forderungen aufge­
stellt, die von allen Gewerkschaften ge­
tragen werden: Angleichung der Löhne 
an die vorhandene Inflation als aktuelle 
Forderung, dazu als mittelfristige For­
derungen die Abschaffung der Lohnzu­
wachssteuer — diese Steuer schöpft 
Lohnzuwächse in staatlichen Betrieben 
ab, die über eine von der Regierung fest­
gelegte Zuwachshöhe hinausgehen; da-, 
mit soll der Inflation durch ständige 
Lohnzuwächse entgegengewirkt werden 
— und Restrukturierungspläne für die 
Entschuldung und Neuorientierung der 
staatlichen Betriebe, damit sie wieder 
eine Lebensperspektive bekommen.

Die Gewerkschaften 
in Polen heute
Grundsätzlich treten alle Gewerkschaf­
ten für die Marktwirtschaft ein. Dazu 
gehört auch ein starker privater Sektor. 
Einig ist man sich weiter in der Einschät­
zung der aktuellen sozialen Situation wie 
auch darin, daß Druck auf die herrschen­
den Institutionen ausgeübt werden muß. 
Politisch treten alle für eine pluralisti­
sche bürgerliche Demokratie ein, in der 
das Parlament in freier und geheimer 
Wahl gewählt wird. Unterschiede begin­
nen dort, wo die konkreten Maßnahmen 
zur Umwandlung der alten „dirigi­
stisch-zentralen Kommandowirtschaft“
— über diesen Begriff ist man sich einig
— hin zur Marktwirtschaft ergriffen 
werden oder wo über konkrete Formen 
der parlamentarischen Demokratie ge­
sprochenwird.

Gewerkschaftsbewegung in Polen mit 
unterschiedlichster Orientierung

Dabei stehen sich im wirtschaftlichen 
Kampf zwei Linien gegenüber: Tritt 
man für die Interessen der Arbeitenden 
ein ohne Rücksicht auf die Notwendig­
keit, für das Gelingen des Transforma­
tionsprozesses der Wirtschaftsordnung 
Opfer bringen zu müssen und die inter­
nationalen finanziellen Verpflichtungen 
Polens zu berücksichtigen, oder akzep­
tiert man das als übergeordnet.

Um die Gewerkschaften in Polen heu­
te beurteilen zu können, muß man zu­
mindestens drei Ebenen unterscheiden: 
Wie verhalten sich die Gewerkschaften 
in den konkreten Kämpfen, welche lang­
fristige programmatische Linie liegt 
dem zugrunde und wie verhalten sich die 
Führungspersonen im aktuellen politi­
schen Leben.

Solidamosc

derschlesien, sind für einen härteren 
Kurs gegen die Regierung genauso wie 
das „Netz“, ein Zusammenschluß von 
109 Fabrikorganisationen großer Betrie­
be von Solidamosc. Dem Kurs des Vor­
sitzenden Krzaklewski wird vorgewor­
fen, daß er z.B. bei den laufenden Ver­
handlungen über die Staatsbetriebe die 
Gewerkschaften zu sehr in die Transfor­
mationspolitik einbinde, damit für eine 
eventuell scheiternde Politik mitverant­
wortlich mache, statt durch Gewerk­
schaftspolitik die materiellen Interessen 
der Mitglieder zu sichern. Deshalb plä­
dieren die meisten der Kritiker und Kri­
tikerinnen für eine Abkehr von der „Po­
litik“ und für eine reine, „unpolitische“ 
Gewerkschaftsarbeit. Verbunden damit 
ist die Forderung nach einer geänderten 
innergewerkschaftlichen Struktur: Ge­
fordert wird die Stärkung selbständig 
arbeitender Branchenstrukturen statt 
dem heute dominierenden territorialen 
Organisationsprinzip, wo die Regional­
leitungen über den Fabrik- und Bran­
chenorganisationen stehen. Die Kritike­
rinnen und Kritiker haben aber, wie der

Solidamosc hat immer noch den größten 
Einfluß als Gewerkschaft und nimmt für 
sich in Anspruch sowohl Gewerkschaft 
als auch politisch gestaltende Kraft zu 
sein, deren doppelte Aufgabe solange 
besteht, wie die Gesellschaftstransfor­
mation nicht gesichert ist. Deshalb kan­
didierte sie auch bei den letzten Parla­
mentswahlen eigenständig und bildet 
eine eigene Parlamentsfraktion. Hier 
sieht sie ihre Aufgaben darin, Gewerk­
schaftspositionen in die Gesetzgebungs­
diskussionen einzubringen wie auch 
Regierungen, die den Idealen der Soli- 
darnosc-Bewegung als Bürgerbewegung 
der 80er Jahre nahe stehen oder aus die­
ser Bewegung stammen, zu stützen. So 
ist wohl unumstritten, daß Dank der 
Vermittlung des Vorsitzenden der Soli­
damosc, Marian Krzaklewski, die jetzi­
ge Regierung unter der konservativ-libe­
ralen Premierministerin Hanna Sucho- 
cka zustandegekommen ist. Diese Teil­
nahme als Mittlerin bei Regierungsbil­
dungen zeigt die programmatische 
Grundlinie von Solidamosc: da die Idea­
le von 1980/81 noch nicht verwirklicht 
sind, muß Solidamosc als die authenti­
sche Vertreterin dieser Ideale für deren 
Umsetzung Sorge tragen. Dieses Umset­
zen geschieht am wahrscheinlichsten 
dadurch, daß die Regierung sich aus 
Parteien zusammensetzt, die mit der So- 
lidamosc-Bewegung verbunden sind 
und sich um Lösungen — auch für große 
Teile der Gesellschaft schmerzliche, 
wenn sie dem Transformationsprozeß 
dienen — mit Solidamosc zusammen 
bemüht.

Auf dieser Linie handelte Solidamosc 
auch während der Streiks, die organi­
siert bzw. unterstützt wurden, um mit 
den Regierungen ins Gespräch zu kom­
men oder diese Gespräche zu erzwin­
gen, nicht unbedingt, um Forderungen 
direkt durchzusetzen. Als z.B. zu Be­
ginn dieses Jahres die Energiepreise dra­
stisch erhöht wurden, forderte Solidar- 
nosc zwar zusammen mit den anderen 
Gewerkschaften die damalige ebenfalls 
solidamosc-nahe Mitte-rechts-Regie- 
rung auf, die Preiserhöhung zurückzu­
nehmen, gleichzeitig wurde die Regie­
rung aber aufgefordert, mit Solidamosc 
das Gespräch über die Energiepreisge­
staltung aufzunehmen, d.h., man sah 
die Notwendigkeit der Preiserhöhung 
grundsätzlich ein. Ähnlich verhielt man 
sich bei den Streiks gegen die Bergbau­
schließungen, bei dem Kampf um Löhne 
nicht mehr produzierender Fabriken wie 
in der Textilindustrie usw.

Dieses „konstruktive“ Verhalten fin­
det durchaus in weiten Teilen der Bevöl­
kerung seine Unterstützung und führte 
nun dazu, daß die jetzige Suchocka-Re- 
gierung bei den im September 1992 mit 
den zentral organisierten Gewerkschaf­
ten begonnenen Verhandlungen um die 
Wirtschaftsreformen Solidamosc eine 
Sonderrolle einräumte. Diese Verhand­
lungen sollen in einen fünfjährigen Ge­
sellschaftsvertrag über die staatlichen 
Unternehmen münden: Lohnentwick­
lungen, Entschuldung der Betriebe, Ab­
schaffung der Lohnzuwachssteuer und 
Privatisierungswege sind die zentralen 
Punkte dieses Vertrages. Zwar hat auch 
Solidamosc einige wesentliche Einwän­
de, grundsätzlich aber stimmt sie dem 
Vertrag zu.

Diese Politik der Gewerkschaftsfüh­
rung ist nicht unumstritten. Einige Re­
gionen der regional organisierten Soli­
damosc, wie z.B. Mazowsze und Nie- 

letzte Gewerkschaftstag im Frühjahr 
1992 zeigte, keine Mehrheit innerhalb 
der Gewerkschaft. So unterlag der Vor­
sitzende der Region Mazowsze, Maciej 
Jankowski, mit seiner harten Kritik an 
der bisherigen Politik und Gewerk­
schaftsarbeit bei der Kandidatur um den 
Gewerkschaftsvorsitz dem erneut kandi­
dierenden Krzaklewski deutlich. Diese 
Differenzen sind aber mitnichten Diffe­
renzen zwischen „linker“ und „rech­
ter“ Gesinnung. Hier ist man sich weit­
gehend einig. Politisch gesehen ist 
rechts die Perspektive, was sich darin 
äußert, daß man einem starken Staat das 
Wort redet wie das „Netz“, das sich als 
die Speerspitze von Walesa versteht, daß 
man gemeinsam für eine sehr weitge­
hende Dekommunisierung der polni­
schen Institutionen eintritt oder auch 
Mitglied rechter Organisationen wie der 
nationalistischen KPN, der klerikalen 
ZChN, des rechtspopulistischen PC 
usw. ist. Zwar gibt es auch Mitglieder 
linker Organisationen wie der sozial­
demokratischen „Union der Arbeit“, 
die aber haben zur Zeit nur örtlichen 
Einfluß.

Anteils von Rentnerinnen und Rentnern 
weit größer ist als die von Solidamosc 
(ungefähr 2,5 Mio.). OPZZ versteht 
sich als überparteilich und besitzt keine 
eigene Parlamentsvertretung, hat jedoch 
einige Mitglieder, wie z.B. seine Vor­
sitzende Ewa Spychalska, über das 
^„Bündnis der Demokratischen Linken“ 
(SLD) im Parlament. Im Gegensatz zur 
hauptsächlich territorial organisierten 
Solidamosc ist der OPZZ ähnlich unse­
rem DGB ein Zusammenschluß von 
selbständigen Branchengewerkschaften 
(über 100). Eine der bekanntesten und 
schlagkräftigsten ist hier der Polnische 
Lehrerverband (ZNP). OPZZ und seine 
Branchengewerkschaften gelten allge­
mein als linke Gewerkschaft.

OPZZ versucht den Geruch, die Ehe­
maligen zu versammeln, loszuwerden. 
Nicht zuletzt diesem Ziel dient das Be­
mühen der neuen Vorsitzenden, Ewa 
Spychalska, mit Solidamosc wegen der 
staatlichen Zwangsübereignung ihres 
Vermögens an OPZZ 1984 ins Reine zu 
kommen. OPZZ weigerte sich lange, 
Solidamosc dieses Eigentum zurückzu- 

Rentnerin auf dem Lande

OPZZ
Der große Konkurrent von Solidamosc 
ist der OPZZ, der Gesamtpolnische 
Gewerkschaftsbund. Dieser Ende 1984 
gegründete Gewerkschaftsbund gilt vie­
len als Gewerkschaftsbund der ehemali­
gen Kommunisten. Sein Ansehen in der 
Bevölkerung ist relativ gering, obwohl 
seine Mitgliederzahl (ungefähr 4,5 
Mio.) nicht zuletzt wegen seines hohen

geben, die deshalb jeden Kontakt auf 1 
zentraler Ebene ablehnt. Zwar erkennt 
OPZZ jetzt die Ansprüche von Solidar- 
nosc an, nur können sich beide Gewerk­
schaften nicht über deren Höhe einigen.

Wie Solidamosc unterstützt der 
OPZZ heute grundsätzlich die Verände­
rungen in Polen und versucht, „reali­
stisch“ zu bleiben. So steht er positiv zu 
einem Gesellschaftsvertrag, seine Vor­
sitzende hat die aktuelle Diskussion 
hierüber laut Zycie Warszawy sogar mit­
initiiert (ZW v. 18.8.1992). OPZZ un­
terscheidet sich von Solidamosc vor al­
lem in der Bedeutung, die er den Staats­
betrieben beimißt. Solidamosc steht die­
sen Betrieben eher ablehnend gegen­
über, denn sie vertraut fast bedingungs­
los dem Markt. Hier ist OPZZ skepti­
scher und will einen starken staatlichen 
Sektor in der Wirtschaft als Korrektiv 
behalten.

Während der diesjährigen Streikwelle 
versuchte der OPZZ dadurch Einfluß zu 
nehmen, daß er eigenständige Aktionen 
organisierte, gleichzeitig aber „reali­
stisch“ blieb. So forderte er immer wie­
der die Regierung zu Verhandlungen auf 
und erteilte einem Generalstreik vorerst 
eine Absage, da das ein Unglück für Po­
len sei. Auf der anderen Seite unterstütz­
te er den letztlich in einer Niederlage 
mündenden 55-Tage-Streik in den Auto­
werken in Tychy, der von fast allen ge­
sellschaftlichen Kräften wegen seiner 
Forderungen als überzogen äbgelehnt 
wurde.

Im August ’92 bildete OPZZ zusam­
men mit fünf anderen Gewerkschaften 
das „Nationale Streik- und Verhand­
lungskomitee“ (MKKNS). Dieses Ko­
mitee bildeten neben OPZZ die Solidar-

nosc ’80, zwei Bergarbeitergewerk­
schaften, eine Gewerkschaft der polni­
schen Eisenbahnen und die Landge­
werkschaft Samoobrona (Selbstverteidi­
gung) (s.a. Politische Berichte 18/92, S. 
4). Im September entfernte sich OPZZ 
dann vorsichtig von diesem Komitee, 
ohne seinen Austritt zu erklären.

Einige andere
Gewerkschaften
Dominant im MKKNS ist die Solidar- 
nosc '80. Sie ist eine Abspaltung von 
Solidamosc und stellt sich auf die ur­
sprüngliche Solidamosc-Programatik 
von 1980/81. Die späteren Gründer 
von Solidamosc ’80 lehnten die Ver­
handlungen am Runden Tisch 1989 von 
Beginn an ab, da das bedeutet hätte, 
Kompromisse mit den Kommunisten 
einzugehen. Solidamosc ’80 hatte zu 
Beginn ’92 etwa 150000 Mitglieder, ist 
vor allem in Westpolen, hier vor allem 
im Gebiet Szczecin und Katowice, stark 
und hat durch ihre kompromißlose Hal­
tung in der diesjährigen Streikwelle an 
Einfluß gewonnen.

Programmatisch ist Solidamosc ’80 
sehr problematisch: Auf der einen Seite 
tritt sie kompromißlos für die Sicherung 
der Löhne und der Arbeitsplätze ein, 
fordert selbstverwaltete Betriebe, lehnt 
das Abkommen über die Staatsbetriebe 
vorerst ab, auf der anderen Seite arbeitet 
sie eng mit rechten und extrem rechten 
Kräften zusammen. Die berechtigte Ab­
lehnung der Forderungen des IWF und 
der Weltbank an Polen bezüglich des 
Staatshaushaltes sowie die ebenso be­
rechtigte Warnung vor deutschem Ein­
dringen in Westpolen verknüpft sich mit 
allgemeiner Fremdenfeindlichkeit, An­
tisemitismus und extremen Antikommu­
nismus. Das Polentum wird als Wert 
sehr überhöht. Unter diesem Aspekt ist 
die Forderung nach einer selbstverwal­
teten Republik reaktionär.

Ähnlich abzulehnen ist die Sanioobro- 
na. Diese Gewerkschaft gründete sich 
erst vor ungefähr einem Jahr und stieß in 
eine Lücke auf dem Land, die durch die 
Regierungsbeteiligung der Solidamosc 
nahen Landgewerkschaft S’RI noch grö­
ßer wurde. Samoobrona hat mit ihren 
berechtigten Forderungen nach Siche­
rung der Landwirtschaft durch Zurver­
fügungstellung von billigen Krediten 
und durch ein einjähriges Schuldenmo­
ratorium für die Landwirtschaft sehr 
schnell eine Basis bei den Teilen der 
Landbevölkerung gefunden, die durch 
an die Inflation gekoppelten Kredite zah­
lungsunfähig wurden. Mit radikalen Ak­
tionen wie tagelangen Straßenblokaden 
im Juni dieses Jahres und Bildung von 
Selbstschutztrupps, die die Vertreibung 
säumiger Bauern verhindern sollten, 
setzte Samoobrona die Regierung unter 
Druck.

Diese Aktionen waren aber begleitet 
durch extrem nationalistische Orientie­
rung und gepaart mit Antisemitismus. \ 
Auch die gemeinsamen Aktionen mit ; 
dem deutschen „Schiller-Institut“, eine 
Gründung der deutschen rechtsextremen 
EAP, und der französischen Landwirte­
organisation „Coordination Rurale" ' 
gegen IWF-Diktat und Maastricht am -i
12.9.1992 an der polnisch-deutsches 
Grenze sind ein deutliches Zeichen für 
die Gesinnung der Samoobrona-Fub- ; 
rung.

Einen anderen Charakter haben die 
bereits oben erwähnten Branchenge- . 
werkschaften. Sie sind in ihren Bern- ■ 
chen teilweise sehr einflußreich wie fit 

i drei im MKKNS organisierten Brat 
i chengewerkschaften. Durch das Bund- ! 

nis im MKKNS versuchen sie ihre ßt ; 
zelkämpfe z.B. gegen die Bergb®- j 
Schließungen auf eine breitere Basis s ; 
stellen, weil sie sonst wenig Chane« < 
sehen. Ihre Arbeit ist streng gewerk­
schaftlich, eine Orientierung an poüü-j 
sehen Parteien lehnen sie ab wie auch» i 
politischen Optionen. So wies der Mr­
sitzende der Bergarbeitergewerksdafc ; 
Raimund Moric, die Aussage des j 
sitzenden von Solidamosc '80, Mari»j 
Jurczyk, auf einer gemeinsamen Presse­
konferenz des MKKNS zurück, dafibs; 
einer Niederlage der Streiks die Kom­
munisten und das fremde Kapital 
Polen machen, was sie wollen. . ri



Großtürkische Pläne 
der Regierung Demirel

Internationale Umschau

.Wir sind alle Äste des gleichen starken 
Baumes, wir sind eine große Familie. 
Vfenn wir jetzt die historische Gelegen­
heit nutzen und Fehler vermeiden, kann 
das 21. Jahrhundert ein Jahrhundert der 
Türken sein.“ Mit dieser chauvininisti- 
schen und großmäuligen Ankündigung 
eröffnete am 31. Oktober der türkische 
Regierungschef Demirel in Ankara eine 
„Gipfelkonferenz“ der türkischen Re­
gierung mit Vertretern der Regierungen 
Aserbeidschans, Usbekistans, Turkme­
nistans, Kirgisiens und Kasachstans. 
Das Bild von den „Ästen des gleichen 
starken Baumes“ knüpft an reaktionäre 
Phantasien von einem „großtürkischen 
Reich“ an, das ähnlich den früheren 
mongolischen Reichen weit nach Zen­
tralasien hineinreichen soll und die Un­
terjochung aller „nichttürkischen“ Na­
tionen in dieser Region umfaßt. Weit 
gekommen ist die türkische Regierung 
mit ihrer Konferenz freilich nicht: Ob­
wohl die türkische Regierung bereits 1,2 
Mrd. Dollar Kredite und 10000 Studien­
stipendien zugesagt hat, kam der ange­
strebte Beschluß über die Gründung 
einer gemeinsamen Bank und den Auf­
bau einer Freihandelszone zwischen den 
fünf Staaten noch nicht zustande. Auch 
die von der Türkei gewünschte Verurtei­
lung der Verfolgung von angeblichen

Ausländerpolitik: 
Haider läßt nicht locker
Kaum ein Tag verging in den vergange­
nen Tagen, an denen der deutschnationa­
le FPO-Vorsitzende Jörg Haider nicht 
durch ausländerfeindliche Hetze glänzte 
und sein „Ausländer-Volksbegehren“ 
propagierte. Wie in der letzten Ausgabe 
berichtet, versucht Haider so die große 
Koalition aus sozialdemokratischer SPÖ 
und christkonservativer ÖVP in Sachen 
AwtsXäwderpoliük unter Druck zu setzen. 
Werde die Regierung nicht tätig, so 
droht Haider, lanciere die FPÖ ein 
Volksbegehren mit dem Ziel, die Gren­
zen für Menschen aus dem Ausland dicht 
zu machen und für die in Österreich le­
benden Ausländer eine ganze Reihe von 
rassistischen Gesetzesverschärfungen 
durchzu setzen.

Mittlerweile hat sich Haider diese Ab­
sicht vom FPÖ-Bundesparteivorstand 
absegnen lassen. Bis auf Haiders Stell­
vertreterin Heide Schmidt unterstützen 
alle Mitglieder des 30köpfigen Gre­
miums den Vorschlag. Ergänzend zu 
den bisherigen Plänen will die FPÖ nun 
festgeschrieben wissen, daß in den 
Pflichtschulen (den deutschen Haupt­
schulen vergleichbar) der Ausländeran­
teil auf 30 % beschränkt wird. Darüber 
hinaus müßten ausländische Schüler 
künftig den Nachweis ausreichender

Betriebsräte-Bewegung 
in Italien
Die massenhaften Gewerkschaftsprote­
ste gegen das Finanzprogramm der Re­
gierung Amato haben Wirkung gezeigt. 
Am Tag nach dem befristeten General­
streik vom 13.10. hat Amato in den am 
heftigsten umkämpften Punkten Renten 
und Gesundheitswesen Zugeständnisse 
gemacht. Die Erhöhung der Zahl der 
Beitragsjahre für den Rentenanspruch 
von 35 auf 36 ist zurückgenommen. Die 
Renten werden 1993 nicht eingefroren, 
sondern um 3,5 % erhöht. Im Gesund­
heitswesen ist das Vorhaben, ab einem 
Familieneinkommen von ca. 50000 DM 
außer Krankenhausbehandlung und „le­
bensrettenden Medikamenten“ nichts 
mehr zu bezahlen, abgeändert in ein ge­
staffeltes System, das die Zahl der Fami­
lienmitglieder berücksichtigt. Dadurch 
wird die Zahl derer, die aus den Leistun­
gen der Krankenversicherung herausfal­
len, erheblich reduziert.

Auf diese ersten Ergebnisse hin haben 
die Gewerkschaften keine Verständi­
gung über weitere Aktionen mehr er­
zielt. Die mit den Regierungsparteien 
verbundenen Gewerkschaftsverbände 
CISL und UIL hielten das Mögliche für 
erreicht. Zwischen den Gewerkschaften 

türkischen Muslimen in Bosnien, auf 
Zypern und in Nagorny Karabach wurde 
nicht beschlossen. Trotzdem bleiben die 
türkischen Pläne bestehen. So propa­
giert die türkische Regierung u.a. die 
Errichtung von Erdöl- und Erdgaspipe­
lines von Baku und den anderen Repu­
bliken zur türkischen Mittelmeerküste, 
um künftig über diesen Weg die Erdöl- 
und Erdgaslieferungen der fünf Republi­
ken nach Europa abzuwickeln. Die tür­
kische Bourgeoisie verspricht sich da­
von doppelten Profit: erstens billige 
Erdöl- und Erdgaslieferungen für den 
eigenen Bedarf, zweitens Zahlungen der 
Imperialisten für die Mitwirkung beim 
Eindringen westlicher Konzerne in die 
vier zentralasiatischen Republiken. 
Dementsprechend haben sich die fünf 
Staaten in der „Erklärung von Ankara“ 
u.a. auf den Grundsatz der „freien 
Marktwirtschaft“ verpflichtet.

Eine solche Politik der Türkei stehe in 
der Tradition Kemal Atatürks, behaup­
ten türkische RegierungsVertreter. In 
der Tat: Schon Atatürk wollte die Türkei 
groß machen — furchtbare Massaker an 
den Armeniern und an den Kurden, die 
der „großen türkischen Nation“ im We­
ge waren, waren die Folge.
Quellen: Süddeutsche Zeitung, 30.10. bis 
2.11., MZ, 2.11.— (rül)

Deutschkenntnisse mitbringen!
Die vom Sozialdemokraten Vranitzky 

und dem konservativen Außenminister 
Mock geführte Koalition in Wien macht 
es dem freiheitlichen Rechtsaußen 
leicht. Die ÖVP, in der starke Kräfte mit 
Haiders Zielen sympathisieren, ver­
suchte Haider mit der hilflosen Bemer­
kung den Wind aus den Segeln zu neh­
men, viele seiner Vorschläge seien .so­
wieso schon gesetzlich geregelt, und wo 
dies nicht der Fall sei, habe die ÖVP ent­
sprechende Vorschläge in petto. Auch 
Vranitzky erklärte, Haider renne offene 
Türen ein. Aussagen, die natürlich Was­
ser auf Haiders Mühlen sind.

Die grüne Partei hat sich scharf nicht 
nur gegen das FPÖ-Volksbegehren aus­
gesprochen, sondern auch gegen die 
Stillhaltepolitik der Regierung. Der 
Sprecher der Grünen warnte im österrei­
chischen Fernsehen Vranitzky und 
Mock vor dem Versuch, den FPÖ-Plä- 
nen mit dieser Passivität stillschweigend 
Vorschub zu leisten. Seine Partei werde 
nicht dulden, daß die Regierung sich aus 
der Afföre zu ziehen versuche, indem sie 
die Deutschnationalen die Drecksarbeit 
machen lasse, ohne sich selbst dabei die 
Finger allzu schmutzig machen zu müs­
sen. NZZ, 23.10.; Die Presse, 29.10. — (jüg)

ist es daraufhin zu schweren Spannun­
gen gekommen. In den Betrieben waren 
die gewerkschaftlichen Funktionäre mit 
der Forderung nach weiteren Aktionen 
bis hin zu einem ausgedehnten General­
streik konfrontiert. Ausgehend von Mai­
land haben daraufhin Betriebsräte unter­
einander Kontakt aufgenommen und zur 
Fortsetzung des Kampfs gegen das Re- 
gierungsprogramm — Streik am 29.10. 
und Kundgebung in Mailand — aufgeru­
fen. Innerhalb von knapp drei Wochen 
schlossen sich aus der Lombardei 260 
Betriebsräte und weitere aus dem Nor­
den und aus ganz Italien an. In Hunder­
ten von Betrieben in der Lombardei kam 
der Streik zustande, in Mailand demon­
strierten 50000. Die Bewegung setzt 
sich aus Betriebsräten und Gewerk­
schaftsdelegierten aller Gewerkschaften 
zusammen. Sie will keine Alternative zu 
den Gewerkschaften sein, sondern die 
Fortsetzung des gewerkschaftlichen 
Kampfs gegen das Finanzprogramm an­
stoßen und darüber hinaus ein gemeinsa­
mes Handeln der Gewerkschaften er­
zwingen, das in den letzten Jahren 
immer stärker in die Krise gekommen 
ist. — (rok)

Kurz vor Abschluß der US-Präsidentschaftswahlen hat der US-Gewerkschaftsbund 
AFL-C1O seine Kritik an dem von Präsident Bush ausgehandelten „Freihandels­
abkommen“ mit Mexiko und Kanada bekräftigt: Das Abkommmen erlaube den Kon­
zernen, mit billigster und rechtloser Arbeitskraft in Mexiko größte Profite zu machen 
und gefährde so auch die Lohnabhängigen in den USA zusätzlich. Das Abkommen 
müsse fallengelassen werden, die Regierung solle neu verhandeln. Bild: Protestak­
tion von Gewerkschaftsmitgliedern in San Antonio bei der feierlichen Begrüßung des 
„Freihandelsabkommens“ durch Bush, den mexikanischen Präsidenten Carlos Sali­
nas de Gortari und den kanadischen Premier Mulroney. — (rül, Bild: AFL-ClO-News)

Niederlande: Lohnstopp 
auf Druck der Bundesbank?
Die niederländische Regierung hat die 
Gewerkschaften aufgefordert, einem 
Lohnstopp zuzustimmen. Dieser soll 
nicht nur für neue Tarifverträge gelten, 
sondern auch bereits vereinbarte Tarif­
anhebungen in Metall und im Gesund­
heitsdienst außer Kraft setzen. Das Neue 
Deutschland dagegen berichtet: „Der 
Internationale Währungsfonds (IWF) 
und — wie in Den Haag verbreitet wird 
— die Deutsche Bundesbank haben Ein­
spruch’ gegen das Ausmaß der Verschul­
dung des kleinen Reiches . . . erhoben.“ 
BRD-Konzerne wie Daimler-Benz ha­
ben bereits wichtige Konzerne (z.B. 
Fokker) übernommen, weitere (DAF) 
stehen auf ihrer Wunschliste. Ein Lohn­
stopp würde solche Übernahmepläne 
noch profitversprechender machen. 
Quellen: FAZ, 2.IL, ND, 28.10. — (rül)

Dänische Regierung nennt 
Forderungen an EG-Vertrag
Die dänische Regierung hat sich mit sie­
ben der acht Parlamentsparteien auf eine 
Erklärung geeinigt, die der EG zugeht 
und in der die Kritik an dem Maastrich­
ter Vertrag aufrechterhalten wird. Im 
einzelnen verlangt die dänische Regie­
rung: Keine Beteiligung an der Wirt­
schafts- und Währungsunion, kein Bei­
tritt Dänemarks zur WEU, keine EG- 
Bürgerschaft, kein europäisches krimi­
nalpolizeiliches Zentralamt (Europol). 
Außerdem soll das Stimmrecht 'der klei­
nen EG-Länder in den EG-Ministerräten 
nicht zugunsten der großen EG-Staaten 
verändert werden. — (rül)

Rechte geschlagen — wie 
geht ’s weiter in Litauen ?
Der Ausgang der Parlamentswahlen in 
Litauen macht deutlich, daß die Hoff­
nung auf Entwicklung durch den impe­
rialistischen Weltmarkt deutlich gesun­
ken sind. Die rechte Sajudis des Präsi­
denten Landsbergis erhielt gerade noch 
20 %, die aus der KP hervorgegangene 
„Demokratische Arbeiterpartei“
(LDPA) mit ihrem Vorsitzenden Bra- 
zauskas dagegen knapp 40 % der Stim­
men. Ausschlaggebend für das Ergebnis 
dürfte in erster Linie die katastrophale 
Wirtschaftslage sein, Folge einer Poli­
tik, die die Wirtschaftsbeziehungen mit 
der ehemaligen UdSSR zugunsten der Il­
lusion einer Entwicklung durch die EG 
und andere imperialistische Mächte op­
ferte. Die Kandidaten der LDPA lagen 
fast überall vorn, vor allem auf dem 
Land, wo die Bauern von einer rück­
sichtslosen Auflösung der Kolchosen 
und der Rückgabe des Landes an die al­
ten Grundbesitzer betroffen sind. Die 
LDPA versprach eine Änderung der 
Wirtschaftspolitik: Die Kolchosen müß­
ten die Möglichkeit haben, Land zu 
erwerben und weiter zu existieren. Land 
dürfe nur erwerben, wer es bebaue. 
Zweitens versprach die LDPA die Ver­
besserung der Beziehungen zu Rußland. 
Bemerkenswert ist, daß die LDPA viele 
Stimmen von in Litauen lebenden Rus­
sen und Polen erhielt, deren Rechte seit 
der Lostrennung von der UdSSR stark 
eingeschränkt sind. — (scc)

Ungarische Faschisten mit 
Regierungsrückhalt
Zum zweiten Mal binnen einiger Wo­
chen läßt eine faschistische Demonstra­
tion in Ungarn aufschrecken. Am letzten 
Oktoberwochenende verhinderte eine 
Anzahl von Faschisten im Skinhead- 
Look bzw. mit Mützen und Armbinden 
der Pfeilkreuzler — die mit der deut­
schen NSDAP eng verbundenen ungari­
schen Pfeilkreuzler hatten Ungarn bis 
zum letzten Tag an die Seite Deutsch­
lands in den großdeutschen Eroberungs­
krieg gezwungen und noch in den aller­
letzten Kriegstagen eine große Anzahl 
von Juden ermordet — eine Rede des 
ungarischen Präsidenten Arpäd Göncz. 
Göncz, Dissident in Zeiten des realen 
Sozialismus, hatte eine Rede zum Ge­
denken des Aufstandes 1956 halten wol­
len. Die Polizei verhinderte weder die 
Störung noch die anschließende Demon­
stration zum Fernsehzentrum. Im Ge­
genteil hatten sich zivil gekleidete 
Grenzsoldaten unter die faschistischen 
Haufen gemischt und sich auch an der 
Verteilung rechter Pamphlete beteiligt. 
Besorgniserregend ist vor allem die 
Rückendeckung der faschistischen Pro­
vokation durch die Regierung und die 
größte Regierungspartei „Ungarisches 
Demokratisches Forum“. Ministerprä­
sident Antall „bedauerte“ zwar die Vor­
kommnisse mit laschen Worten, griff 
dann aber vor allem die Opposition an, 
die Aufklärung und die Einsetzung eines 
parlamentarischen Untersuchungsaus­
schusses verlangte. Der Vizevorsitzen­
de der Partei, Cszurka, rechtfertigte die 
Provokation direkt. Cszurka war jüngst 
durch antisemitische Hetzreden, auch 
gegen den Staatspräsidenten, und durch 
großungarische Propaganda hervorge­
treten. Hand in Hand mit der Erstarkung 
einer faschistischen Bewegung geht 
dann auch die Forcierung einer ungari­
schen „Volksgruppenpolitik“, die zu­
nehmend für Konflikte in und mit Rumä­
nien und der Slowakei sorgt. — (scc)

Die Fertigstellung des Staudamms an der Donau, an der Grenze zwischen dem slo­
wakischen Teil der CSFR und Ungarn, 1977 vereinbart und von der ungarischen 
Seite inzwischen nicht mehr erwünscht, bewirkt eine deutliche Verschärfung der 
Konflikte zwischen den beteiligten Parteien. Die Bundesregierung der CSFR, mehr­
heitlich von Tschechen besetzt, hat ohne Zustimmung der slowakischen Regierung 
mit Ungarn einen Baustopp ausgehandelt, der von der slowakischen Seite nicht be­
folgt wird (siehe Bild). Eine Entspannung ist leider nicht zu erwarten: als Vermittler ist 
die EG eingeschaltet, die aus „ökologischen Gründen“ Ungarn unterstützt. — (alk)

Anwälte protestieren 
gegen Guzmän-Prozeß
Nachdem A. Guzmän, Vorsitzender der 
Kommunistischen Partei Perus, hier be­
kannt als „Sendero Luminoso“, am
12.9.1992 in Lima festgenommen wor­
den war, forderte der peruanische Präsi­
dent Fujimori sofort die Todesstrafe für 
ihn, obwohl das Gesetz sie dort verbie­
tet. Er ließ ihn in einem Käfig etwa 300 
Journalisten vorführen, die ihn be­
schimpften, beleidigten und ihm zum 
Schluß die Nationalhymne vorsangen 
. .. Seit dem 30.9.1992 hält sich eine 
internationale Beobachterdelegation, 
vornehmlich Juristen, in Lima auf. Sie 
wurde zum Prozeß nicht zugelassen. 
Der Präsident selbst teilte übers Fernse­
hen mit, daß es für die „ausländischen 
Anwälte keinen Weg“ gebe, den Prozeß 
zu beobachten. Die Delegation hat dann 
gegenüber den Medien immer wieder 
verdeutlicht, daß Prozeßbeobachtung 
international üblich ist, selbst vor Mili­
tärgerichten (z.B. in der Türkei); fest­
gestellt, daß insbesondere die entwürdi­
gende Behandlung des Gefangenen und 
die Nichtöffentlichkeit des Tribunals 
internationale Verträge verletzen, die 
auch Peru unterzeichnet hat; erklärt, daß 
selbst nach innerstaatlichem peruani­
schen Recht, auch im Hinblick auf die 
jüngsten Ausnahmedekrete, jedenfalls 
der Militärrichter unzuständig ist; dar­
auf hingewiesen, daß amnesty interna­
tional ebenfalls dringende Besorgnis ge­
äußert habe über die Verfahrensbedin­
gungen und den Präsidenten brieflich 
zur Einhaltung der Menschenrechte auf­
gefordert habe. Nachdem die Medien 
dies zunächst zumindest zum größeren 
Teil publiziert hatten, wurde dann mit 
einer beispiellosen Pressehetze ver­
sucht, die Delegation einzuschüchtem 
und ihre Arbeit zu behindern. Der Pre­
mier nannte die ausländischen Beobach­
ter „Scharlatane“, und der Präsident 
teilte im Fernsehen mit, das peruanische 
Volk werde schon wissen, wie es mit 
ihnen umzugehen habe. Rechtsanwalt 
Heiming war bis zum 7.10.1992 bun­
desdeutscher Teilnehmer in der interna­
tionalen Delegation. Besonders aus sei­
nen Erlebnissen und Erfahrungen, die in 
diesen Bericht eingeflossen sind, wissen 
wir, daß allein die Existenz einer sol­
chen Delegation in Peru ein enormes 
Echo ausgelöst hat...
Rechtsanwälte Andreas Groß, Wiesbaden, Mar­
tin Heiming, Hirschhorn, Thomas Herzog, Ber­
lin, Rainer Koch, Frankfurt/M.

Unita führt Terror 
in Angola fort
Die Unita antwortet heftigen Angriffen 
auf ihre Wahlniederlage. Sie versucht 
nun, vor allem mit Terroranschlägen in 
den Städten die amtierende Regierung 
der MPLA aus dem Amt zu jagen. Das 
endgültige amtliche Endergebnis der 
Wahlen hat für die Parlamentswahlen 
mit 53,7 % eine eindeutige Mehrheit für 
die MPLA erbracht. Bei den Präsident­
schaftswahlen muß noch eine Stichwahl 
zwischen dem jetzigen Präsidenten Dos 
Santos von der MPLA, der mit 49,7 % 
die absolute Mehrheit knapp verfehlte, 
und Savimbi von der Unita, der 38 % er­
hielt, durchgeführt werden. Die MPLA 
sieht sich nach dem jetzigen Vorgehen 
der Unita nicht mehr an die Vereinba­
rungen vor den Wahlen gebunden und 
fordert die vollständige Entwaffnung 
der Unita. — (uld)
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Ausweisung im Zirkus 
je nach Geschäftslage
Hamburg. Etwa 40 Marokkaner, die 
bei Cirkus Krone beschäftigt sind, kla­
gen vor dem Arbeitsgericht über 
schlechte Arbeitsbedingungen, niedrige 
Löhne und zu viele Überstunden. 1987 
hatte in Hamburg ein Marokkaner gegen 
den Cirkus Krone, dessen Sitz in Mün­
chen ist, Klage vor dem Arbeitsgericht 
eingereicht und 35000 DM Lohnan­
sprüche geltend gemacht. „Wir waren 
der Meinung, daß der Zirkus die Marok-. 
kaner ausbeutet“, sagte dessen Hambur­
ger Anwalt. Damals wurden 15000 DM 
Entschädigung erzielt.

Ein Münchner Anwalt vertritt jetzt die 
40 Marokkaner, die zum Teil seit mehr 
als zehn Jahren beim Cirkus Krone be­
schäftigt sind. „Ich halte die Arbeitsver­
träge für gesetzwidrig und die Bezah­
lung muß wegen Lohnwuchers angepaßt 
werden“, so der Anwalt. Die Marokka­
ner, die als Zeitarbeiter und Tierpfleger 
beschäftigt sind, müßten weit über die 
gesetzliche Höchstarbeitszeit schuften, 
bis zu 70 Stunden in der Woche — und 
das bei einem monatlichen Nettolohn 
von 950 DM bei freier Unterkunft und 
Verpflegung. Insgesamt würden Lohn­
nachforderungen in Höhe einer sieben­
stelligen Summe für drei Jahre geltend 
gemacht. Der Zirkus nutze die Lage der 
Afrikaner aus, weil sie befurchten müß­
ten, abgeschoben zu werden.

Zanker-Betriebsrat legt 
Recycling-Konzept vor
Tübingen. Die 408 Arbeitsplätze bei der 
Elektrofirma Zänker sind in Gefahr. Der 
schwedische Mutterkonzern Electrolux, 
europäischer Marktführer für Weißwa­
ren, will zum 31. März 1993 dip Produk­
tion von Wäschetrocknern in Tübingen 
einstellen. Zänker ist der drittgrößte in­
dustrielle Arbeitgeber in Tübingen, die 
Arbeitslosenquote liegt dort mit 5,1 % 
über dem Landesdurchschnitt.

Der Zanker-Betriebsrat hat gegen die 
Schließungspläne ein alternatives Kon­
zept entwickelt: Zänker soll ein Recy­
cling-Werk für Elektrohaushaltsgeräte 
werden. Die Entsorgung von rund 
300000 Altgeräten pro Jahr, das ent­
spricht einem Gewicht von 21000 Ton­
nen, könnte 210 Arbeitsplätze sichern. 
Nach diesem Konzept würden 11 Pro­
zent der Geräte repariert oder den not­
wendigen Ersatzteilbedarf decken, 86 
Prozent würden in Einzelteile wie Eisen, 
Edelstahl, Alu, Kupfer, Glas und Kunst­
stoffe zerlegt und wieder verwertet, nur 
3 Prozent oder 43 t müßten als Sonder­
müll oder nicht Verwertbares deponiert 
werden. Das Recyceln eines Elektro­
großgerätes würde 50 Mark kosten. Mit 
dem Inkrafttreten der Elektroschrottver­
ordnung 1994, die ein Verwerten der 
Altgeräte zwingend vorschreibt, hätte 
die Zanker-Belegschaft dann ein schon 
erprobtes Konzept. Bei einer Wieder­
verwertung von 500000 Geräten jähr­
lich könnten alle Arbeitsplätze erhalten 
werden.

Bereits vor zehn Jahren sollte der da­
mals zu AEG gehörende Betrieb mit 
1000 Beschäftigten geschlossen wer­
den. Anfang der 80er Jahre wurde die 
erste Bürgerinitiative gegen die Schlie­
ßung gegründet, in Streiks und großen 
Demonstrationen die Losung geprägt 
„Zänker soll leben“. Jetzt zeigt Electro­

600 Beschäftigte und Angehörige von Zänker demonstrierten Ende August für den 
Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Unterstützt wurden sie von Abordnungen aus über 30 Be­
trieben und Verwaltungen aus der Region. — (aus: Öko-Zanker)

Im Herbst 1991 hatte der Zirkus sei­
nen Arbeitern neue Arbeitsverträge zur 
Unterschrift vorgelegt, die ab Frühjahr 
1992 gelten sollten. Darin wurde keine 
Stundenzahl angegeben, Sonn- und Fei­
ertage, Nacht- und Mehrarbeit sollten 
durch den Nettolohn abgegolten sein. 
Die jetzt klagenden Marokkaner unter­
schrieben nicht. Entlassungen wurden 
ausgesprochen, bei den meisten aber 
wieder zurückgenommen. Mehr als die 
Hälfte der Marokkaner hat eine Aufent­
haltserlaubnis unabhängig vom Zirkus, 
alle sogar unbefristete Arbeitsverträge.

Nun sollen vierzehn Marokkaner aus­
gewiesen werden. Verhindert werden 
soll, daß sie ein Dauerbleiberecht be­
kommen, auf das sie nach fünf Jahren 
Anspruch hätten. Gegen die Ausweisun­
gen kämpfen sie jetzt vor dem Verwal­
tungsgericht.

Das Pikante an diesem Verfahren: 
1985 hatte sich die Zirkus-Chefin, Frie­
da Sembach-Krone, an die Stadt Mün­
chen gewandt. Damals stand schon ein­
mal die Ausweisung der Marokkaner 
durch das Ausländeramt München be­
vor. Die Hilfe kam umgehend: Der 
Chef des Kreisverwaltungsreferats, der 
heutige bayerische Umweltminister Pe­
ter Gauweiler, wies an, „die beantragten 
Aufenthaltserlaubnisse“ zu erteilen.
Quelle: Hamburger Abendblatt, 17.10. — (jub)

lux, der den Betrieb vor zehn Jahren 
übernahm, kein Interesse. Nach dem 
Scheitern der von Protesten und Warn­
streiks begleiteten Verhandlungen mit 
dem Electrolux-Geschäftsführer fordert 
der Betriebsrat jetzt Verhandlungen mit 
der Konzernspitze in Schweden.

Auf einer Sondersitzung des Tübinger 
Gemeinderates Ende August boten alle 
Fraktionen ihre Unterstützung für das 
Konzept an. Der Gemeinderat hat be­
schlossen, daß das Zankergelände Ge­
werbegebiet bleibt. Die Tübinger SPD- 
Abgeordnete H. Däubler-Gmelin will 
sich ebenso wie der CDU-Abgeordnete 
P. Grotz dafür einsetzen, daß die Elek­
troschrottverordnung spätestens zum 
1.1.94 in Kraft tritt. Der baden-würt­
tembergische Wirtschaftsminister Spöri 
hat für neue Aktivitäten bei Zänker Lan- 
desmittel angeboten. Umweltminister 
Töpfer sagte bei einem Gespräch Ende 
Oktober zu, die Suche nach möglichen 
neuen Investoren zu unterstützen.

Die Bürgerinitiative „Zänker soll le­
ben“ hat der Stadt für November die 
Durchführung einer Recycling-Tagung 
vorgeschlagen: „Die Tagung verfolgt 
den Zweck, das von den Beschäftigten 
der Firma Zänker entwickelte Recy­
clingkonzept von Haushaltsgroßgeräten 
auf seine technische und ökonomische 
Machbarkeit zu prüfen und die grund­
sätzlichen Perspektiven eines ökologi­
schen Recyclings von Haushaltsgeräten 
vor dem Hintergrund der aktuellen Ent­
sorgungsproblematik der Stadt und des 
Landkreises auszuloten. Hierzu sollen 
Expertinnen aus den Bereichen Wirt­
schaft, Technik, Verwaltung und Politik 
eingeladen werden.“
Quellen: Gläsernes Rathaus, Zeitung der DKP 
Tübingen, Oktober 1992; Öko-Zanker, Infor­
mationsblatt der IG Metall. — (evc)

Schändungen jüdischer 
Einrichtungen
Gelsenkirchen. Die Serie der Schän­
dungen jüdischer Einrichtungen in Gel­
senkirchen reißt nicht ab. Im September 
wurden Anschläge auf die jüdischen 
Friedhöfe in Bulmke und Buer verübt. 
Anfang Oktober wurden auf dem’jüdi- 
schen Friedhof in Ückendorf Grabsteine 
umgekippt und mit Hakenkreuzen und 
Aufklebern unter anderem der neofa­
schistischen FAP versehen. Zwei Wo­
chen später wurde die Eingangstür zur 
Trauerhalle in Ückendorf in Brand ge­
setzt. Gegen Antisemitismus demon­
strierten Ende September cirka 200 Mit­
glieder einer evangelischen Gemeinde, 
und auch in Leserbriefen an die WAZ 
äußern sich viele gegen die Schändun­
gen. — (scm, tja)

Freilassung von 
Bernd Rössner!
Karlsruhe. Am Samstag, den 24. 
Oktober fand eine Kundgebung für die 
sofortige Freilassung des wegen der 
Isolationshaft haftunfahigen Bernd 
Rössner statt. Es kamen 40 bis 50 Men­
schen aus Heidelberg, Stuttgart, Frei­
burg, Darmstadt und Karlsruhe. Tags 
zuvor wurde bekannt, daß das Bundesju­
stizministerium für Bernd Rössner eine 
befristete Haftunterbrechung für 18 
Monate, mit der Auflage in dieser Zeit 
eine Therapie durchzuführen, angeord­
net hat. Damit ist die Freilassung von 
Bernd noch immer nicht erreicht, für ihn 
ist die Zukunft nach wie vor ungewiß. Es 
wird weiter auf die Zermürbung Bernds 
durch die offene Situation hingearbeitet. 
Gefordert wurde die sofortige Freilas­
sung von Bernd Rössner und aller ande­
ren haftunfahigen Gefangenen, die Ein­
stellung der neuen auf Kronzeugenaus­

DGB-Jugend diskutiert über Asyl 
Die SPD eine Umfaller-Partei?
München. Eingeladen von der Baye­
rischen DGB-Jugend, suchten am 16. 
Oktober rund 50 Jugendliche zu erfah­
ren, was sich durch eine Änderung des 
Grundgesetzartikels 16 ändern könnte. 
Zur Klärung dieser Frage sollten zwei 
prominente SPD-Vertreter, der bayeri­
sche Landtagsabgeordnete Klaus Hahn­
zog und der Bundestagsabgeordnete 
Otto Schily, beitragen.

Schily personifizierte für viele Zuhörer­
innen und Zuhörer nur das Herumeiem 
der SPD-Bundestagsfraktion in der 
Asylfrage. Für einen Zuhörer, selbst 
SPD-Mitglied, stand dann auch fest: 
„Meine Partei ist mal wieder die Um­
faller-Partei.“ Mit seinem Pragmatis­
mus machte sich Schily zur Zielscheibe 
des Publikums, und der für eine Beibe­
haltung des jetzigen Grundgesetz-Arti­
kels 16 argumentierende Hahnzog wur­
de — am Applaus gemessen — Punktsie­
ger dieser Diskussion.

Vom Publikum kaum wahrgenommen 
wurde, daß auch Einigkeit zwischen 
Hahnzog und Schily herrscht. Beide ge­
hen von einer verstärkten Zuwanderung 
aus — und damit von einem Regelungs­
bedarf. Konkret: Beide wünschen prak­
tische Konsequenzen auf den „wachsen­
den Zuwanderungsdruck“. Es müsse, 
so die beiden Mitglieder der sozialdemo­
kratischen Arbeitsgruppe Zuwanderung 
in deren Abschlußbericht, „die Zuwan­
derung gesteuert und begrenzt werden “

sagen beruhenden Prozesse und die Frei­
lassung aller politischen Gefangenen in 
einem absehbaren Zeitraum.
— (Infobüro Karlsruhe)

Sondertarif für Studenten 
beider Straßenbahn
Köln. Der AStA der Kölner Universität 
führt seit geraumer Zeit Gespräche mit 
dem Verkehrsverbund Rhein-Sieg. Mo­
natlich 15 DM sollen die Studenten für 
ein Monatskarte zahlen. Strittig ist, ob 
der Betrag über die Universität (Studen­
tenwerksbeiträge) eingezogen wird. In 
den nächsten Wochen soll unter den Stu­
denten eine Umfrage durchgeführt wer­
den, ob sie einer solchen Vereinbarung 
zustimmen. Wochenlang gab es heftige 
Diskussionen zwischen den verschiede­
nen linken Studentengruppen, ob man 
solch einer Vereinbarung zustimmen 
könne. Die AStA-Vorsitzende Serife 
Barut hält eine solche Regelung für rea­
listisch. An der Kölner Fachhochschule 
stimmten bei einer Befragung 85 % der 
Teilnehmer für einen solche Vertrag. 
Jetzt will das Rektorat einer solchen 
Vereinbarung nicht zustimmen. — (jöd)

Kein Abbau der Rechte der 
Mitarbeitervertretungen!
Hannover. Mit einer gemeinsamen Er­
klärung protestieren die Mitarbeiterver­
tretungen der diakonischen Einrichtun­
gen Annastift, Birkenhof, Friederiken- 
stift und Henriettenstift (ca. 5000 Be­
schäftigte) gegen den Entwurf für ein 
einheitliches Mitarbeitervertretungsge­
setz, der von der Synode der Evangeli­
schen Kirche Deutschlands (EKD) auf 
ihrer Tagung vom 2. bis zum 6.11. in 
Suhl beschlossen werden soll. In ihrer 
Erklärung vom 20.10. schreiben sie: 
„Der vorliegende Entwurf (...) bedeu­

Einig waren sie sich daher auch darin, 
daß innerhalb des Gesamtkomplexes 
Zuwanderung eine Überbewertung des 
Themas Asyl stattfindet.

Dieses Thema, so Hahnzog, „wird zu 
Unrecht in den Vordergrund geschoben. 
Beim Problem der gesamten Zuwande­
rungspolitik spielt Asyl eine Teilrolle 
und das Grundgesetz wieder nur eine 
Teilrolle.“

Differenzen zwischen Schily und 
Hahnzog wurden anhand der konkreten 
Vorstellungen deutlich.

Für Schily ist es eine Form des not­
wendigen Pragmatismus, daß sich die 
SPD „an den Interessen der Menschen 
orientieren darf“. Eine Änderung des 
Grundgesetz-Artikels 16 kann er sich 
daher vorstellen. Alternativ zu der jetzi­
gen Rechtsweggarantie möchte er ein 
Dreiklassensystem von Einwanderern 
mit folgenden Quoten: Politisch Ver­
folgte erhalten ausnahmslos Aufenthalt­
recht, Bürgerkriegs- und Notstands­
flüchtlinge, werden soviele aufgenom­
men „wie es irgend möglich ist“.

Den Einwurf, ohne die jetzige Rechts­
wegegarantie könnten auch politisch 
Verfolgte aus dem Asylanspruch heraus­
fallen, findet Schily „richtig44. Sein 
Konzept beinhalte aber „zwei Instan­
zen, die darüber wachen44. — Gedacht 
ist an eine Flüchtlings-Ombudsperson, 
die ein eigenes Beschwerderecht hat und 
an einen Beschwerdeausschuß. Insge­
samt, so machte Schily deutlich, will er

tet für die Beschäftigten in diakonisches 
Einrichtungen, daß ihren gewählten 
Mitarbeitervertretungen vorhandene 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungs­
rechte genommen werden. Die derzeiti­
ge Rechtsverfassung nach der MitaTbei- 
tervertretungsordnung soll nach dem 
vorliegenden Entwurf noch weiter unter 
den Standard der im Betriebsverfas­
sungsgesetz festgeschriebenen Rechte 
fallen. (...) Die Verfassung der BRD, 
die den Kirchen und ihren Einrichtungen 
das Recht einräumt, ihre inneren Ange­
legenheiten selber zu regeln, darf nicht 
erneut dazu benutzt werden, die in kirch­
lichen Einrichtungen Beschäftigten noch 
weiter zu entmündigen. Rechtlose und 
schlecht ausgebildete Mitarbeitervertre­
tungen haben dann nur noch ,Feigen­
blatt-Funktion4. Die EKD hatte sich im 
November 1991 mit ihrer Denkschrift 
,Verantwortung für ein soziales Europa1 
gegen den Abbau von Rechten der ab­
hängig Beschäftigten gewendet. Diese 
Forderung muß gerade im innerkirchli- 
chen Bereich Geltung haben!44 — (rec)

Personalabbau bei der 
Firma Grau
Heidelberg. Mitte August hat die Ge­
schäftsführung bei Grau 17 Anträge auf 
betriebsbedingte Kündigungen beim Be­
triebsrat eingereicht. Begründung: 
Struktureller Auftragsrückgang. Beim 
Abnehmer Daimler Benz z. B. beklagte 
Grau einen Umsatzrückgang von ca. 6 
Mio. DM. Der Betriebsrat hat gegen alle 
Kündigungsanträge schriftlich Wider­
spruch eingelegt. Inzwischen sind 15 
„Aufhebungsverträge“ mit Abfindun­
gen gelaufen. Teilweise mit anderen, 
„freiwilligen“, so daß dafür im Tausch 
Kündigungen zurückgenommen wur­
den. In vier Fällen ist Klage beim Ar­
beitsgerichteingereicht. — (aro)

Protest gegen 
Heizkostenerhöhung
E$sen. Rund 200 Mieterinnen und 
Mieter demonstrierten am 16.10. in 
Karnap-West gegen massive Heiz- 
kostenerhöhungen durch die Veba- 
Wohnen, die Eigentümerin der 
Bergarbeitersiedlung an der Nord­
spitze Essens. Aufgerufen hatte die 
„Mieterinitiative Karnap-West“. Im 
Zuge von Wohnungsmodernisierun­
gen hatte die Veba von Heizung 
durch Deputatkohle auf ein Nah­
heizwerk umgestellt, ihre Zusage, 
kein Mieter werde am Ende 
„schlechter stehen“, brach sie 
schon bei der ersten Abrechnung: 
Heizkostensteigerungen zwischen 
600 und 1200 DM im Jahr? (aus: 
Lokalberichte Essen, 30.10.92)

weg vom Individualgrundrecht auf 
Asyl, hin zu einer institutionellen Ga­
rantie. Nicht zuletzt, weil die „Schran­
kenlosigkeit des heutigen Artikel 16 zu 
einer Abschwächung des Schutzes poli­
tisch Verfolgter führt.“

Weit weniger Vertrauen in formale 
Regelungen und behördliche Organisa­
tion von Menschenrechten hatte Hahn­
zog:

„Es ist ein Irrtum von Parlamenta­
riern zu glauben, es genügt, Gesetze zu 
machen. Die Umsetzung ist das Ent­
scheidende. Da war der Artikel 16 bis­
lang ein Leitbild für Verwaltungen und 
Gerichte, das noch Schlimmeres verhin­
dert hat. Wenn man den Artikel 16 auf­
weicht, fuhrt das in der Praxis zu einer 
Minderung des Schutzes für Flüchtlin­
ge-

Mir wäre es ein Graus, eine Stoiber- 
sche oder Seitersche Verwaltung ohne 
den Schutz des Artikel 16 werkeln zb 
lassen.“

Die trotz solch gegensätzlicher Ra­
tionen weitgehende Einigkeit der SPD- 
Politiker hinterließ bei vielen Zuhörer 
innen und Zuhörern einen bitteren Bei­
geschmack. Über den Inhalt des Vo®- 
staltungstitels „Wieviel Fremde tfe- 
fen’s sein?“ wurde letztlich nicht disku­
tiert, der Gegensatz zwischen offeaes 
Grenzen und nationaler ÄbschoWf 
eines reichen Landes blieb imhia«’ 
fragt.
— (Gunter Haake,ecg)



Köln. Die Deutsche Liga stellte auf der Ratssitzung am 29. Oktober den Antrag auf 
Einrichtung einer „Bürgerwehr“. Alle Ratsparteien, auch die CDU, griffen die 
Faschisten hart an. Der Antrag wurde abgelehnt. Die VVN/BdA hat Strafanzeige ge­
stellt. Ein Ratsmitglied rief in einer rechten Zeitung zum Straßenterror auf. — (jöd)

Baugewerbe: Ausplünderung 
osteuropäischer Arbeiter

Auseinandersetzungen 
um Entlassungen bei Fuba
Bad Salzdetfurth. Die Geschäftsleitung 
gab in der zweiten Oktoberwoche be­
kannt, daß bis zum Jahresende 150 Be­
schäftigte entlassen werden, und im er­
sten Quartal 1993 noch einmal 200. Die 
Belegschaft wird von derzeit 1700 Be­
schäftigten auf etwa 1350 reduziert. 
Vorausgegangen war die Nichtverlänge­
rung von insgesamt ca. 350 befristeten 
Arbeitsverträgen in den letzten beiden 
Jahren. Damit ist ein Ende der Entlas­
sungen noch nicht erreicht. Durch Pro­
duktionsauslagerungen nach Ungarn, 
verlängerte Werkbänke in noch nicht 
festgelegten Standorten und eine Um­
stellung auf reine Vertriebsgeschäfte in 
einigen Fachbereichen soll die Beleg­
schaft voraussichtlich noch im nächsten 
Jahr weiteren Entlassungen ausgesetzt 
sein. Bisher ist von „Drittellösungen“ 
die Rede. Der Betriebsrat will in einem 
Sozialplan verbindlich geregelt wissen, 
daß tatsächlich je ein Drittel der Entlas­
sungen über bezuschußte Frühverren­
tungen, akzeptable Aufhebungsverträge 
und Entlassungen mit Mindestabfindun­
gen abgewickelt werden. Dazu hat die 
Q^cXräftsteitung noch keine Verhand­
lungsbereitschaft signalisiert. — (mal)

Rep-Offizier bei 
den Fallschirmjägern
Wildeshausen. In einem Interview für 
die Zeitschrift „Playboy“ erklärte der 
Landesgeschäftsführer der Reps in 
Nordrhein-Westfalen, Stabsarzt Dr. 
Robert Friedrich Nagels (Fallschirmba­
taillon 272), seinen Austritt aus der 
CDU damit, daß der Bundespräsident 
sich für den Tod eines Türken entschul­
digt habe. Nagels nannte das „Bückling­

machen der deutschen Politik vor aus­
ländischer Meinung“. Das Verteidi­
gungsministerium hat bisher eine Stel­
lungnahme, ob der Offizier seine 
Dienstpflichten verletzt hat, hinausge­
zögert. Von den Äußerungen hat es sich 
ebenfalls bislang nicht öffentlich distan­
ziert, angeblich, um einer „spekulativen 
Vorverurteilung“ zu entgehen. — (jot)

VVN: Widerstand gegen 
Gedenkstätten-Schändung!
Stuttgart. Aus Anlaß der Schändung ei­
ner Gedenkstätte für die Opfer des Fa­
schismus beim Kloster Birnau am Bo­
densee erklärte Friedbert Wehrle, einer 
der Landessprecher der VVN-BdA: 
„Wer die Ruhestätten der von den Nazis 
Gequälten und Getöteten zerstört und 
mit Hakenkreuzen schändet, der heißt 
auch die Qualen der Opfer gut und tritt 
erneut für eine großdeutsch-terroristi­
sche Politik ein.“ Die VVN-BdA for­
dert, wie im Grundgesetz festgeschrie­
ben sei, Verbot und Verfolgung faschi­
stischer Organisation und jeder faschi­
stischen und nazistischen Betätigung. 
Der Aufruf zu den antifaschistischen 
Gedenkfeiern im November gewinne 
jetzt eine besondere Aktualität. Rund 
300 Menschen nahmen am 25.10. an ei­
ner spontan einberufenen Kundgebung 
gegen den Angriff auf die KZ-Gedenk- 
stätte in Birnau teil. Für den 22.11., den 
Tag der traditionellen Gedenkfeier, or­
ganisiert die VVN/BdA dort eine weite­
re Kundgebung. Zahlreiche Beteiligung 
an der landesweiten Demonstration ge­
gen Fremdenhaß und Gewalt und für die 
Verteidigung des Asylrechts am 7.11. 
in Stuttgart soll dazu beitragen, „ein Kli­
ma der Menschlichkeit in unserem Lan­
de wieder herzustellen“. Quelle: Erklärung 
der VVN-BdA vom 26.10. — (evc, wmo)

Gelsenkirchen. Im Rahmen von Konti­
gentverträgen zwischen der Bundesre­
gierung und den Regierungen osteuro­
päischer Länder arbeiten offiziell mitt­
lerweile rund 85000 Arbeiter aus Ost­
europa auf Baustellen in der BRD. Wer­
den Grenzgänger und Gastarbeitnehmer 
hinzugerechnet, sind es etwa 130000 
aus Osteuropa, die hier legal arbeiten. 
Mindestens jeder Zehnte der am Bau be­
schäftigten Arbeiter wird demnach weit 
unter Tarif bezahlt. Denn über die Zahl 
der Werkvertragsarbeiter hinaus existie­
ren illegale Schein-Arbeitsverhältnisse 
unter dem Deckmantel der Werkverträ­
ge, die etwa auf die drei- bis vierfache 
Höhe geschätzt werden. So ist die Zahl 
der von den Arbeitsämtern aufgegriffe­
nen Fälle illegaler Beschäftigung zwi­
schen 1988 und 1991 von 168000 auf 
219000 gestiegen. Eine Sonderaktion 
der mobilen Einsatzgruppe der Gewer­
beaufsicht in NRW hat im Juni 13 osteu­
ropäische Firmen mit insgesamt 196 Ar­
beitern überprüft und dabei festgestellt, 
daß die Durchschnittslöhne zwischen 
sechs und zwölf DM betrugen, und ein 
Drittel der Arbeiter illegal beschäftigt 
waren. Der IG Bau-Steine-Erden liegen 
Zahlen vor, wonach sogar Stundenlöhne 
zwischen zwei und acht DM keine Sel­
tenheit sind. Auf der Baustelle für die 
Erweiterung des Müllheizkraftwerks in 
Essen-Karnap hat die Firma Babcock 
Anlagen GmbH eine komplette polni­
sche Firma unter Vertrag, die mit eige­
nem Fuhrpark, Maschinen, Baucontai­
nern, usw. dort anwesend ist. Die polni­
schen Bauarbeiter bekommen zwischen 
sechs und acht DM Stundenlohn. Beim 
Richtfest vor drei Wochen wurde der 
polnische Firmenname übermalt, um die 
örtliche Presse nicht aufmerksam zu ma­
chen. Die Unterbringung nicht nur die­
ser Arbeiter erfolgt in Containern. In 
vielen Fällen werden den osteuropä­
ischen Arbeitern bis zu 25 % ihres Ent­
geltes für schlechte, menschenunwürdi­
ge Unterbringung einbehalten.

Diese Praktiken haben mittlerweile 
dazu geführt, daß kleinere und mittlere 
Bauunternehmen pleite machen. Es för­
dert eine weitere Konzentration zugun­
sten der großen Baukonzeme, die tradi­
tionell in großem Umfang auf Fremdfir­
menleistungen zurückgreifen. So be­
trägt die Subunternehmerquote z.B. bei 
der Ed.-Züblin AG 46 %, bei der Hoch­
tief AG 45 % und bei der Philipp Holz­
mann AG sogar 53%, d.h. 53% von 
der Gesamtleistung für das Geschäfts­
jahr 1991 wurden für Subuntemehmer- 
leistungen ausgegeben. Dadurch liegt 
die Personalkostenqoute bei diesen Fir­

men niedriger als bei kleineren Firmen. 
Während Bauunternehmen mit hiesigen 
Fachkräften mit mindestens 40 DM 
Stundensatz kalkulieren, erhalten die 
osteuropäischen Firmen von ihren deut­
schen Auftraggebern durchschnittlich 
zwischen 25 und 30 DM, was zu einem 
enormen Wettbewerbsvorteil führt. Der 
Vizepräsident des Hauptverbandes der 
Deutschen Bauindustrie Küchler hat 
deshalb die Bundesregierung aufgefor­
dert Regelungen zu schaffen, wonach 
die bei osteuropäischen Subunterneh­
men beschäftigten Arbeiter nach hiesi­
gem Tarifvertrag zu entlohnen sind, und 
nicht nach den niedrigen Löhnen der 
Herkunftsländer. Die IGBSE fordert 
von der Bundesregierung die Einfüh­
rung einer Anti-Dumping-Abgabe, da 
für die Werkvertragsarbeiter keine So­
zialabgaben abgeführt werden. Allein in 
diesem Jahr werden die Sozialkassen so 
um über zwei Milliarden DM geschädigt 
und die Firmen bevorteilt, die auf Werk­
vertragsarbeiter zurückgreifen. Die 
Hamburger-Zimmerer-Krankenkasse 
HZK hat inwischen angekündigt, auf­
grund dessen ihre Beiträge zu erhöhen. 
Die Anti-Dumping-Abgabe soll in Höhe 
der Beiträge zur gesetzlichen Unfallver­
sicherung, Sozialversicherung und zu 
den tarifvertraglichen Sozialkassen des 
Baugewerbes erfolgen. Als weiterer 
Schritt soll die rechtliche Gleichstellung 
ins Gastarbeiterstatus erfolgen. «Die 
Hauptforderung der IGBSE bleibt die 
generelle Abschaffung der Werkver- 
tragskontigente und die Entlohnung aller 
hier Arbeitenden unter dem Motto: Glei­

cher Lohn für gleiche Arbeit. Denn, daß 
viele Stammbelegschaften in Kurzarbeit 
geschickt werden zugunsten von Bil­
ligstarbeitem, unterminiert extrem die 
Tarife, und fördert zudem rassistische 
Stimmungen innerhalb der Baubeschäf­
tigten. Dem will die Gewerkschaft ver­
stärkt entgegentreten.

Der Betriebsrat der Hochtief AG 
konnte kürzlich verhindern, daß auf ei­
ner Baustelle in Essen rumänische Mau­
rer zu Billigstlöhnen arbeiten, während 
die hiesigen Maurer teilweise in Kurzar­
beit geschickt werden sollten. Der Be­
triebsrat der Philipp Holzmann AG wen­
dete sich mit einem Schreiben an das 
NRW-Arbeitsministerium, in dem es 
u.a. heißt: „... Wir haben keine Vorur­
teile gegen ausländische Arbeitnehmer, 
die bei uns zu hiesigen Bedingungen ar­
beiten, wie dies schon seit Jahren ge­
schieht. Sie müssen aber nach unseren 
Tarifverträgen, Tariflöhnen und -gehäl- 
tern, unter Zahlung der gleichen Steuern 
und Abgaben wie unsere deutschen Ar­
beitnehmer hier arbeiten. Es kann nicht 
angehen, daß Tarifabschlüsse ausgehan­
delt werden in dem Bewußtsein, daß sie 
mit Billigstarbeitskräften anschließend 
umgangen werden“. Der NRW-Ar­
beitsminister hat die Bundesregierung 
wiederholt aufgefordert, den nordrhein- 
westfälischen Gesetzentwurf zur Be­
kämpfung von Lohndumping, dem der 
Bundesrat bereits zugestimmt hat, zu 
verabschieden.
Quellen: Handelsblatt, 9.10, WAZ, 8.10., div. 
Informationen der Landesregierung NRW, 
Grundstein 10/92 — (tja)

I Der Trick mit den 
Kindergartengebühren

Bremer Beitrag zur Bekämpfung der 
Ausländerfeindlichkeit: „Zählappell“
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Norderstedt. Der Finanzausschuß der 
Norderstedter Stadtvertretung hat am
1.10. beschlossen, die Kindergarten­
gebühren zum 1.1.93 zu verdoppeln.

Die Vorgehensweise der CDU-Frak- 
tion, sie hat 1989 die 75.-DM Regelge­
bühren mit auf den Tisch gebracht, ist 
reichlich dreist. Der Antrag wurde noch 
nicht einmal zuerst im Sozialausschuß 
behandelt, der für Angelegenheiten der 
Kindergärten zuständig ist, sondern im 
Rahmen der „jährlichen Gebührenbe­
darfsrechnung“ im Finanzausschuß. 
Öffentlich behauptet der Fraktionsvor­
sitzende, daß auch die Eltemvertretun- 
gen für die Erhöhung wären. Tatsache 
ist, daß die Eltemvertretungen bis dato 
überhaupt nicht informiert waren.

Zusammen mit den Kindergartenge­
bühren sollen denn auch weitere Gebüh­
ren erhöht werden: z. B. für den Ausbau 
der Gesamtschule bestünde erheblicher 
Finanzbedarf. Dann will man jetzt also 
ganz offen die Eltern der Gesamtschüler 
gegen Eltern der Kindergartenkinder 
ausspielen?

Die SPD stimmte dem CDU-Antrag 
sofort zu, obwohl die sogenannte 
„Nachtragssatzung“ keineswegs sozial 
gerecht ist, bisher hatte die SPD bei allen 
Versuchen zur Gebührenerhöhung im­
mer damit argumentiert. Zukünftig müs­
sen Familien mit einem Nettoeinkom­
men (abzüglich Kaltmiete und Kinder­
geld) das höher als der dreifache Sozial­
hilferegelsatz des Haushaltsvorstandes 

ist, 150.-DM statt 75.-DM zahlen, 
d.h. wer von 1500.-DM noch Heizung 
und allen Unterhalt zahlen muß, zahlt 
jetzt das Doppelte.

Warum hält denn die CDU die jetzige 
Gebührenregelung plötzlich nicht mehr 
für „verantwortbar“? Man wünscht 
wieder einmal mehr Kostendeckung. 
Jetzt werden ca. 7,5 % der Kosten mit 
der Regelgebühr abgedeckt, nach Ände­
rung wären es dann 15 %, wo bleibt da 
der Sinn, wenn man nicht im Hinterkopf 
hat, letztendlich eine Drittelfinanzie- 
rung durchzusetzen ?

Der eigentliche Grund wird denn auch 
sein, jetzt eine verhältnismäßig geringe 
Erhöhung durchzusetzen, um dann mit 
ein oder zwei weiteren Schritten auf 
letztendlich 300.-DM bis 400.-DM zu 
kommen. Wahrscheinlich wird jetzt nur 
wenig Widerstand erwartet.

Bleibt zu hoffen, daß die Eltern Vertre­
tungen diesen Deal durchschauen. Dem­
nächst soll jetzt eine Anhörung der „Bei­
räte“ (paritätische Gremien: Eltern, Er­
zieherinnen, Träger) erfolgen. Leider 
hört man jetzt schon manchmal, daß Er­
zieherinnen die Auffassung vertreten, 
mit höheren Kindergartengebühren wür­
de ihre Arbeit besser anerkannt. Dies re­
sultiert natürlich aus der niedrigen Be­
zahlung. Führt aber leicht auch dazu, 
daß Eltern gegen die Erzieherinnen An­
sprüche entwickeln, die sie normaler­
weise gegen die Träger richten würden. 
— (aid)

Bremen. Neben den seit längerem ge­
führten staatlichen Angriffen gegen 
Flüchtlinge im Land Bremen (Diffamie­
rung als Drogendealer) will der Bremer 
Senat 1993 einen „Zählappell“ durch­
führen, bei dem alle in Bremen regi­
strierten Flüchtlinge zu einem bestimm­
ten Termin bei der dafür vorgesehenen 
Behörde erscheinen müssen, um fest­
stellen zu lassen, ob sie mehr als einmal 
registriert sind und so eventuell mehr­
mals Sozialhilfe beziehen könnten.

Angestachelt durch einen entspre­
chenden Antrag der CDU-Fraktion, der 
an die Deputationen für Inneres und So­
ziales überwiesen wurde, berichtet der 
Senat in einer Mitteilung vom 1.9.92 
über „derzeitige Vorkehrungen . . . zur 
Vermeidung ... des mehrfachen Be­
zugs von Sozialhilfe durch Asylbewer­
ber“ und über „zukünftig vorgesehene 
Maßnahmen“. Schon jetzt werden z.B. 
„Asylbewerber, die ohne Identitätspa­
piere erscheinen“, zurückgewiesen, 
„mit der Aufforderung“, danach zu su­
chen. Denjenigen, die dann nicht wie­
derkommen, werden sogleich „Betrugs­
absichten“ unterstellt. Bei Verdachtsfal­
len von mehrfachem Sozialhilfebezug 
(in Bremen und einem anderen Bundes­
land) wird moniert, daß die „Identitäts­
feststellung über Fingerabdrücke und 
deren Abgleich beim Bundeskriminal­
amt ... häufig noch über 6 Monate 
(dauert)“, was für die Zukunft auf eine 
weitere Perfektionierung der Überwa­

chung von Flüchtlingen schließen läßt.
Die Fachdeputationen haben sich aus­

führlich mit den Erfahrungen der Zähl­
appelle in Schleswig-Holstein (S-H) und 
Aachen befaßt. In S-H, wo die Aktion 
1991 kurz vor der Landtagswahl, beglei­
tet von einer beispiellosen Medienhetze 
gegen die Flüchtlinge, durchgeführt 
wurde, konnte letztlich nur bei 2,3 % der 
Betroffenen ein Verdacht auf mehrmali­
gen Bezug von Sozialhilfe festgestellt 
werden. Auch in Bremen wurden bis 
zum 20.8.92 nur 100 Doppelidentitä­
ten von Asylbewerbern (also noch kein

Bild:af/mz

doppelter Sozialhilfebezug) ermittelt. 
Obwohl also der fortwährend herbeige­
redete massenhafte Asylmißbrauch 
nicht eintritt, will Bremen nun im Rah­
men einer „EDV-gestützten bundesein­
heitlichen Identitätsfeststellung“ eben­
falls einen Datenabgleich vornehmen. 
„Die Einführung eines solchen Systems 
wird zur Zeit vom Bund vorbereitet . .. 
Für Bremen ist die Installation einer An- , 
läge in der Zeit vom 17.-19. März 1993 ( 
im Polizeipräsidium Bremen vorgese- ? 
hen. Bremerhaven wird sich „dieser An­
lage bedienen“. Für ein Nichtzustande­
kommen dieser Aktion hat der Senat 
schon vorgesorgt. Er wird sich dann „an 
einer auf Norddeutschland“ — also S-H, 
HH, Niedersachsen und Bremen — „be­
grenzten Überprüfungsaktion beteili­
gen“.

Der Bremer Senat unterstützt mit die­
sem Vorhaben aktiv die Entwicklung zur 
totalen Überwachung und Kriminalisie­
rung von Flüchtlingen. Läuft die Aktion 
dann erst einmal an, ist mit einer massi­
ven begleitenden Medienhetze zu rech­
nen, die wiederum Anlaß für zahlreiche 
rassistische Pogrome geben könnte. 
Demgegenüber ist die Solidaritätsbewe­
gung aufgerufen, weiterhin für ein Blei­
berecht und für angemessene Lebensbe­
dingungen der Flüchtlinge einzutreten 
und insbesondere einer Isolation dieser 
Menschen entgegen zu wirken.
Quelle: Mitteilung des Senats, Bürgersch.- 
Drucksache 13/326 vom 1.9.92 — (tkü)
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Kurz berichtet

Bündnis 90 verbleibt 
in Koalition mit Stolpe
Potsdam. Nach den im Oktober vorge­
tragenen heftigen Attacken gegen den 
brandenburgischen Ministerpräsidenten 
Stolpe seitens des Regierungspartners 
Bündnis 90 hatten nicht wenige mit dem 
Bruch der Ampelkoalition (SPD, FDP, 
Bündnis 90) gerechnet. Schließlich hat­
ten die bürgerbewegten Funktionsträger 
sehr laut und sehr empört die „Stasi-Me­
daille“ des Ministerpräsidenten kom­
mentiert, ja sogar verlangt, der Herr 
Ministerpräsident möge sofort sein Amt 
ruhen lassen. Die dem Bündnis 90 ange­
hörende Kultusministerin Marianne 
Birthler trat gar wegen Stolpe zurück. 
Doch dabei blieb es auch. Nur 12 Stun­
den nach den wortradikalen Erklärungen 
gegen den Ministerpräsidenten hieß es 
nun vom Bündnis 90: „Man sei ent­
schlossen, die Regierungskoalition fort­
zusetzen.“ Stolpes Drohung mit Neu­
wahlen genügte offenbar, um die bür­
gerbewegten Kritiker kleinlaut werden 
zu lassen. Man will sich wohl wegen den 
z.Z. schlechten Wahlaüssichten keinem 
Risiko aussetzen. Damit hatte der große 
Regierungspartner SPD gerechnet. Man 
kennt seine Pappenheimer. — (brr)

Berliner IG Metall führt 
Herbstkampagne fort
Mit „Berlin braucht Zukunft“ als Titel 
stieg die IG Metall im September in ihre 
Herbstkampagne ein. Nach dem vorläu­
figen Höhepunkt, einer IG-Metall-De- 
monstration mit anschließender Überga­
be von mehr als 30000 Unterschriften 
an die Berliner Senatorin für Arbeit am
7. Oktober sowie der Teilnahme an der 
großen DGB-Demonstration am 8. Ok­
tober, ist nun wieder relative Ruhe ein­
getreten. Die Meldungen allerdings über 
weitere Betriebsschließungen und .Ver­
lagerungen, jetzt vornehmlich aus dem 
Westteil der Stadt, reißen nicht ab. Die 
Ostberliner Industrie ist bereits zu 65 % 
liquidiert, etwa 160000 Pendler aus 
dem Umland verdingen sich mittlerwei­
le in den Restbestandteilen der Westber­
liner Betriebe. Unternehmen mit ungün­
stiger Kapitalstruktur, insbesondere je­
ne auf Pachtgrundstücken, verlagern. 
Dazu zählen auch Standorte der großen 
Konzerne wie AEG-Westinghouse (ver­
lagert nach Henningsdorf), Siemens- 
Bosch-Hausgerätewerk (verlagert nach 
Nauen), DeTeWeusw.

In dieser Situation hatten die IG-Me- 
tall-Funktionäre gehofft, bei den in Ber­
lin regierenden Parteien CDU und SPD 
gewisse Unterstützung zu finden. Die ist 
ausgeblieben. Verblüfft mußten die Ge­
werkschaftsfunktionäre registrieren, 
daß Politiker aus der CDU aber auch der 
SPD die Forderung nach dem Erhalt des 
Industriestandortes Berlin nicht nur 
nicht unterstützen, sondern die Verlage­
rung der Industrie direkt betreiben. In­

Berlin. Gegen den einmütigen Willen der 80 Bewohner des städtischen Altenheimes 
in der Sterkrader Straße beschloß die Bezirksverordnetensammlung (BW) Reinik- 
kendorf die Kündigung des Mietvertrages wegen sanitärer und baulicher Mängel. 
Diese allerdings waren schon seit Jahren bekannt. Eine Sanierung koste 18 Millionen 
Mark und sei so teuer wie ein Neubau, ist das Hauptargument der Bezirkspolitiker. 
Bei den derzeitigen Grundstückspreisen darf dies ernsthaft bezweifelt werden. Ver­
mutlich läßt sich mit anderen Mietern ein weitaus besseres Geschäft machen. Die 
„Grauen Panther“, die die Heimbewohner u.a. mit einer Unterschriftenaktion unter­
stützen, beurteilen die Entscheidung der BVV und die damit verbundene Umsetzung 
im Laufe des nächsten Jahres als „Todesurteil“ für viele der alten Menschen. - (har)

dustrie hat in der Stadt nichts zu suchen, 
Berlin muß Dienstleistungsmetropole 
werden, hieß es. Industrie solle sich 
rund um den Berliner Autobahnring an­
siedeln. Die Zerstörung der innerstädti- 
schen Strukturen durch Entmietung und 
Plazierung von Handelszentren, Bank­
zentralen und Versicherungsfilialen so­
wie gezielte Entfesselung eines allge­
meinen Verkehrschaos durch Pendler­
ströme zwischen der Stadt und der Peri­
pherie scheint sich als Konzept der Re­
gierungsparteien CDU und SPD heraus­
zuschälen.

Die IG Metall versucht nunmehr zu 
retten, was zu retten ist. Sie will öffent­
lichkeitswirksame Konzeptionen für 
Arbeiten und Wohnen in der Stadt ent­
wickeln und Bündnisse mit anderen ge­
sellschaftlichen Gruppen eingehen. 
— (brr)

Premnitzer Chemiearbeiter 
protestieren in Bonn
Am 29.10. protestierten 1200 Chemie­
arbeiter aus Premnitz in Bonn gegen den 
Abbau ihrer Arbeitsplätze. Rund 1000 
Leute aus der Partnerstadt Niederkassel 
waren ebenfalls angereist, zur Unter­
stützung. Der Betriebsratsvorsitzende 
der Märkischen Faser AG Premnitz, 
Mathias Hohmann, verlangte, daß die 
Treuhand die Scheinprivatisierung rück­
gängig macht. IG Chemie Vorsitzender 
Rappe forderte für diesen „Sonderfall“, 
daß eine neue Gesellschaft mit Beteili­
gung der Treuhand und des Landes 
Brandenburg den Betrieb übernimmt. 
Kanzleramtsminister Bohl weigerte 
sich, zu der Kundgebung zu sprechen, 
und* verhandelte nur mit Vertretern der 
Belegschaft. — (chk)

Zentrale Anlaufstelle in 
Hohenschönhausen eröffnet
Die neue „Zentrale Anlaufstelle für 
Asylbewerber“ in Berlin ist in einem 
ehemaligen Gebäude des MfS eröffnet 
worden. Sie liegt in der Ferdinand- 
Schultze-Straße im Stadtteil Hohen­
schönhausen weit ab vom Schuß. Viele 
Experten hatten den Standort kritisiert, 
weil er weite Wege bedeutet, weil der 
Schutz der Asylbewerber in einer so ab­
gelegenen Gegend schlecht zu gewähr­
leisten ist. Busse fahren zudem nur mor­
gens und mittags. Der Leiter der Auslän­
derbehörde, Ulrich von Chamier, mein­
te zu diesen Problemen, Leuten, die den 
weiten Weg nach Deutschland gingen, 
könne man auch zutrauen, die für die 
•Formalitäten notwendige Behörde zu 
finden. In diesem Geiste wurde ein An­
gebot zur Unterbringung der Stelle in 
der Innenstadt (im Pfefferwerk) nicht 
näher geprüft. Die Bürgerinitiative 
„Ausländische Mitbürgerinnen“ aus 
Hohenschönhausen, hatte am Eröff­
nungstag ein Zelt aufgestellt und bot 
kostenlos Rat, Tee und Brötchen an. 
Diese Betreuung soll bis auf Weiteres 
aufrecht erhalten werden. Hohenschön­
hausen solle jedenfalls kein zweites 
Rostock werden. — (chk)

Mit Selbstbewußtsein 
für sich selbst streiten
Am 1. Oktober dieses Jahres berie­

ten die Seniorenvertreterlnnen 
der Ortsverbände Leipzig der PDS zu 

Problemen der älteren Mitbürger in 
der Stadt und wie diesen zu Leibe ge­
rückt werden kann. Zu Leibe gerückt 
auch durch die Seniorinnen selber. 
Zur Vorbereitung dieser Beratung hat­
te die AG Seniorinnen des Stadtvor­
standes die Genossinnen gebeten, sich 
in Fragebögen zu den Problemen zu 
äußern.

Christa Hohnstein, Sprecherin der 
AG, wertete die Umfrage aus:

„74,1 Prozent der befragten Genos­
sen fühlen sich in ihrem Wohlbefinden 
durch die politische Situation einge­
schränkt. Ein Fakt, der in der Arbeit der 
PDS stärkere Beachtung finden sollte. 
Unterstrichen wird das noch durch die 
Aussage, daß 44,2 Prozent der Befrag­
ten in der gegenwärtigen Zeit Identitäts­
probleme haben. Aufschlußreich und 
sehr erfreulich ist die Tatsache, daß nur 
8,3 Prozent der Befragten familiäre Pro­
bleme haben. Das unterscheidet diese 
Population von allen anderen.

Deutlich wird, daß der Schwerpunkt der 
Arbeit dahingehen muß, die Kompetenz 
zur eigenen Lebensgestaltung zu erhal­
ten. Gegenwärtig wird die Erhaltung der 
Kompetenz durch objektive und subjek­
tive Ursachen in der Stadt einge­
schränkt. Zum einen sind das materielle 
Fragen, besonders zu Wohnungen; sind 
sie altersgerecht, bezahlbar und sicher. 
Hierzu werden wir in der Diskussion 
noch Stellung nehmen.

Im direkten Zusammenhang damit 
steht die nicht ausreichende oder zusam­
mengebrochene Infrastruktur in den 
Wohngebieten. So fehlt die Einzelhan­
delskonzeption der Stadt genauso wie 
ein tragfahiges Konzept der Verkehrs­
anbindung der Wohngebiete. Super­
märkte, die Billigangebote präsentieren, 
sind für einen Teil der Senioren nicht zu 
erreichen oder unter dem Druck der 
Fahrpreise nicht erschwinglich. Der 
kleine Laden an der Ecke macht jedoch 
mehr und mehr Bekleidungsläden Platz.

Die sich entwickelnden Sozial Statio­
nen, die durch die freien Wohlfahrtsver­
bände geführt werden, sind zwar be­
müht, ein Betreuungsnetz zu knüpfen — 
aber wollen und können sind immer 
zwei Seiten einer Medaille. Da sich die 
Wohlfahrtsverbände „rechnen müs­
sen“, fehlt in der Betreuung vieler Bür­
gerinnen und Bürger der soziale Kon­
takt. Seniorenklubs in verschiedenen 
Stadtbezirken wurden geschlossen, oft 
der einzige Treffpunkt der Senioren. 
Freizeit wird mehr zu einem kostspieli­
gen Faktor. Um dem entgegenzuwirken, 
kann ab 1. Oktober 1992 in den Sozial­
ämtern der Sozialpaß der Stadt Leipzig 
beantragt werden.

Durch das über uns gekommene Ren­
tenrecht haben sich die Renten bei wei­
tem nicht im Rahmen der Preise und der 
Mieten erhöht. Mit der kommenden Er­
höhung wird es in vielen Seniorenhaus­
halten Einschränkungen in der Lebens­
führung geben. Das versprochene 
Wohngeld wird nicht die sozialen Span­
nungen mildem, die auf uns zukommen 
bzw. schon da sind. Jedoch spielen nicht 
nur objektive Bedingungen eine Rolle, 
sondern auch subjektive.

Zu den Senioren gehören heute die Bür­
gerinnen und Bürger im Alter von 55 bis 
100 Jahren. Das sind mindestens zwei 
Generationen, die das Leben meistem 
müssen. In Leipzig betrifft das ca. 
96000 Seniorinnen und Senioren. 
Durch immer noch fallende Geburten­
raten und weitere Abwanderung beson­
ders junger Bürger ist die Zahl der Se­
nioren immer weiter ansteigend. Sie 
wird zur Jahrtau send wende ein Viertel 
der Gesamtbevölkerung umfassen. Das 
bedeutet sicher nicht nur für die Verant­
wortlichen in der Stadt, im Land Sach­
sen und im Bund Umdenken — nein, 
auch bei uns selbst.

Allerdings waren Alters- und Alten­
probleme auch in der DDR kein Thema, 
das Vorrang hatte. Wenn auch existenti­
elle Bedrohungen fehlten, auf der Son­
nenseite des Lebens waren die Älteren in 
ihrer Mehrheit nicht zu finden. Denken 
wir an die Wohnungssituation — gerade 
in den ofenbeheizten, stark sanierungs­
bedürftigen Altbauten finden sich nicht 
wenige der 75jährigen — oder an die 

schlechte bauliche Substanz einiger Al­
tersheime, ihre unzureichende Ausstat­
tung mit Medizintechnik und wichtigen 
Hilfs- und Arzneimitteln, so kann keine 
DDR-Nostalgie aufkommen.

So ist es zwingend notwendig, sich 
selbst der Situation bewußt zu werden, 
Einsichten in die neuen Bedingungen zu 
bekommen und Vorstellungen bis zu Al­
ternativen zu entwickeln, damit die Se­
nioren ein selbstbestimmtes Leben bis 
ins hohe Alter führen können.

Wir sollten auch in der PDS immer 
mehr verdeutlichen, daß das Alter kei­
nesfalls mit Morbidität, Hilflosigkeit 
und Abbau der physischen und psychi­
schen Kräfte gleichzusetzen ist. Das ei­
gene Selbstbewußtsein kann einem 
schon mal — allerdings nur zeitweise — 
verlorengehen, wenn die Medien stän­
dig in ihrer Berichterstattung unser ei­
genes Leben als verlorene Jahre, zu 
nichts nütze hinstellen. Für uns ist es 
schmerzlich zu hören, daß das Leben 
keinen Wert gehabt haben soll. Und die 
Schlußfolgerung, wer in seinem Leben 
nichts vollbracht hat, möchte heute 
schön ruhig die Bröseln des Herrn Kohl 
in aller Demut entgegennehmen.

Das Selbstbewußtsein ist es aber, daß 
uns in die Lage versetzt, unsere eigenen 
Geschicke in die Hand zu nehmen und 
für uns selbst auch selbst zu bestimmen. 
Dazu tragen auch die Vereine der Senio­
ren der Stadt bei. In ihnen sind auch vie­
le Genossen integriert und tragen das 
linke Gedankengut hinein.

Auch die AG Senioren beim Stadtvor­
stand der PDS trägt durch ihre Arbeit 
dazu bei, die Genossen anzuregen, in 

den Ortsverbänden, im Wohngebiet 
stärker die Belange der Senioren einzu­
fordern. Nicht zu ersetzen ist jedoch die 
eigene Tätigkeit, das eigene Engage­
ment zur Durchsetzung der eigenen For­
derungen. Beispiele dafür hieße Seiten 
füllen.

Das Leben muß in jeder Phase Freude 
machen. Oft leichter gesagt als getan - 
aber wissen nicht gerade wir genau, was 
in Unserem Leben schon leicht war?

Die Zukunftsaussichten sind in der 
Tat nicht bei jedem von uns rosig, drük- 
ken uns doch Fragen wie:
— Werde ich meine Wohnung ab Janu­

ar noch bezahlen können ?
— Werde ich in meinem Wohngebiet 

eine Wohnung bekommen können, 
die meinen Voraussetzungen besser 
entspricht als meine jetzige?

— Werden meine Kinder und meine 
Enkelkinder ihre Arbeit behalten 
oder möglichst nach der Umschu­
lung wieder eine finden ?

— Werden mich meine Kinder bei zu­
nehmender Belastung unterstützen 
oder bleibt der Weg zum Sozialamt?

— Werden die angekündigten 6,1 Pro­
zent Rentenerhöhung eine wirkliche 
Erhöhung oder ist es nur eine An­
gleichung an die steigenden Preise?

— Was wird, wenn-ich den Haushalt 
nicht mehr schaffe, den Einkauf und 
die vielen Dinge des Alltags?

— Habe ich einen Anspruch auf einen 
Platz in einem Altersheim?

— Ich habe Angst! Wie sicher ist meine 
Wohnung; wie sicher bin ich am 
Abend auf der Straße ?

Große Ängste gibt es in bezug auf 
Rechtsextremismus und die Zunahme 
von Gewalt.

Seniorenfragen sind zumeist Frauen­

fragen; und die Frauen sind zumeist 
auch noch alleinstehend. Wer antwortet 
den Genossinnen und Genossen ?

Aus den Fragebögen geht auch hervor, 
daß viele Genossinnen und Genossen die 
Probleme der Zeit nicht mehr verstehen 
und sich so die Ängste verstärken. Kom­
pliziert wird die Situation dadurch, daß 
auch in der PDS zum Teil zwei Generati­
onen Senioren vereint sind. Beide haben 
Anspruch auf solide Erklärung der Ge­
genwart und Zukunft; ja, auch der Ver­
gangenheit.

Wie schon weiter oben erwähnt, geht 
es auch um eine Aufarbeitung der Ge­
schichte der DDR und damit unserer ei­
genen. Diese Sichten sind sicher auch al­
tersspezifisch unterschiedlich und auch 
persönlich gefärbt. Jedoch haben wir 
unsere Erfahrungen, die niemand außer 
uns hat und die mit uns verlorengehen. 
Sie zu verdichten, den Jüngeren zugäng­
lich zu machen, ist eine unserer Aufga­
ben. So war es für uns eine gute Erfah­
rung, auf der Kundgebung mit Gregor 
Gysi von Marco Götze aus der Basis­
gruppe „Offen-siVe in der PDS“ zu hö­
ren: „Die jungen Genossinnen der Ba­
sisgruppe sind davon überzeugt, daß ge­
rade durch die Seniorinnen in der PDS 
viele gute Erfahrungen für die weitere 
Arbeit zu nutzen sind. Gerade sie gehen 
durch ihre aktive Mitarbeit der Jugend 
voran.“

Finden wir den Weg zueinander und 
machen eine Beratung mit unseren En­
keln.

Was nun ist in der Stadt zu tun, um unse­
re Vorstellungen für eine senioren­

freundliche Stadt zu verwirklichen, und 
was ist in der PDS zu tun, um im solida­
rischen Miteinander die Aufgaben zu lö­
sen?

In den Kommunalpolitischen Leitlini­
en und in den seniorenpolitischen Positi­
onen der PDS sind unsere Vorstellungen 
eingearbeitet. Wir haben diese Schwer­
punkte noch mal ausgelegt und stellen 
sie zur Diskussion. In den Ortsverbän­
den ist es nötig, die spezifischen Berei­
che zu erfassen und nötige Aufgaben zu 
setzen und auch mit Leben zu erfüllen. 
Gleichsam sollten wir überlegen, wel- « 
ehe Aufgaben innerhalb der PDS zu be­
ackern sind. Dabei geht es nicht nur dar- : 
um, Kaffeetafeln zu organisieren, Ver­
träge zu hören, sondern es geht um poli­
tische Aufgaben, die sowohl den Stadt­
verband, die Ortsverbände als auch den 
einzelnen Genossen betreffen.

Einige Anregungen dazu:
—Bringen wir uns aktiv ein in die Bür- } 
gerinitiativen;
— In den Basisgruppen müßte eine Hilfe 
für die Hochbetagten organisiert xwr- • 
den, die genauso wichtig ist wie das ge­
sellige Zusammenleben in den Gruppe«;
— Unterstützung der Genossinnen io 
den Altersheimen;
— Einrichtung eines Beratungsdienstes 
für Senioren, besonders zu Renten, Mie- ■; 
ten und Wohngeld, also zu sozialen Be- j 
langen;
— Zusammenarbeit mit Seniorenvef- ;
bänden anderer politischer Richtungen, j 
Lassen wir diese Zielstellungen nkU 
nur Aufgabe einzelner Genossen seä. 
Verlassen wir uns nicht auf Fraktion 
Vorstand in der Stadt, dem Land Sach­
sen und im Bund. Wir alle sind gefcs- ; 
dert.“ *1
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9. November: Für die Würde und 
Rechte ausländischer Menschen
Der Allparteienaufruf des Berliner 

Abgeordnetenhauses zur Demon­
stration am 8. November gegen die Ge­

walt gegen Ausländer ist nicht zustande 
gekommen. Der Fraktionsführer der 
CDU, Landowsky, wollte nicht mit der 
PDS gemeinsam unter einem Dokument 
stehen. Nun ruft die Parlamentspräsi­
dentin, Frau Laurien (CDU), stellver­
tretend auf. Das hat die Gruppe um Lan­
dowsky gezwungen, ihre eigentlichen 
Motive darzulegen. Nunmehr fordert 
die Berliner CDU auf, für die Abschaf­
fung des Asylrechtes auf der Demon­
stration einzutreten. Der Block um Lan­
dowsky kann es einfach nicht ertragen, 
für den Satz „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar“ auf die Straße zu gehen, 
ohne gleichzeitig zu schreien: „Die 
Asylanten müssen weg“.

Offensichtlich führt die Veranstal­
tung, auf der Weizsäcker sprechen wird 
und eine Quedlinburgerin, die sich an 
der Verteidigung des angegriffenen 
Flüchtlingsheims dort beteiligt hat, zu 
einem Riß in der CDU /CSU. Die Fun­
damentalisten von der CSU-Führungs- 
riege, Waigel, Streibl, Stoiber haben 
sich dahin erklärt, daß nur Aktionen zur 
Änderung, sprich Abschaffung des 
Asylartikels des Grundgesetzes Sinn 
machten. Streibl hat die Einladung 
Diepgens an alle Länderministerpräsi­
denten zur Teilnahme abgelehnt.

Die christlich-sozialen Menschenver­
ächter und ihre Spezis innerhalb der 
CDU wollen die faschistische Mord­
kampagne unter allen Umständen für die 
Schaffung einer anderen Republik aus­
nutzen. Dabei ist ihnen im Wege, wenn 
es in dem Aufruf heißt: „Ausschreitun­
gen gegen Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber, Anschläge auf jüdische 
Gedenkstätten und Mordanschläge auf 
ausländische Eltern und Kinder sind 
heute für uns Anlaß — über alle Partei­
grenzen hinweg und trotz aller Mei­
nungsverschiedenheiten — gegen Haß, 
Terror und Gewalt anzugehen . . . Wer 
zu Übergriffen gegen Ausländerinnen 
und Ausländer schweigt oder sogar Bei­
fall spendet, macht sich mitschuldig und 
schürt den Fremdenhaß . . . Wir fordern 
alle Bürgerinnen und Bürger auf, dem 
Haß und der Gewalt entgegenzutreten. 

Im November jährt sich zum 54. Mal die 
Nacht, in der mit brennenden Synago­
gen begann, was mit Vernichtungsla­
gern und einem Weltkrieg endete. Wir 
wollen schon den Anfängen wehren.“

Hat diese Demonstration die CDU 
durcheinandergebracht, so gilt ähnliches 
für die Linke. Die Friedenskoordina­
tion, die Kreuzberger AL und die Oppo­
sition in der PDS wollen nicht mit Kohl 
gemeinsam marschieren und ihm zum 
Alibi dienen. Sie rufen für den 4. No­
vember auf zu einer Demonstration zur 
Verteidigung des Asylrechtes. PDS, 
AL, SPD-Linke, ÖTV sind dagegen der 
Auffassung, daß die Menschen, die am
8. November kommen, zu einer Manife­
station für die Flüchtlingsrechte und ge­
gen den Rassenhaß zusammenzuschlie­
ßen sind. Sie wollen in Blöcken mit ent­
sprechenden Transparenten laufen. Die 
Autonomen nehmen ebenfalls an der 
Veranstaltung am 8. November teil, 
möglicherweise in einem antifaschisti­
schen Block innerhalb des Zuges, der im 

Berlin. Solidarität mit Ausländern, gegen eine Änderung von Artikel 16 GG. Bild: 
3000 Schüler demonstrierten am 29.10. — (har)

Ostteil an der Gethsemane-Kirche los­
geht.

Nach über einem Jahr faschistischen 
Terrors, Progromaktionen, Morden, 
denen die Linke und die demokratischen 
Kräfte hilflos zusehen mußten, eröffnet 
sich die Möglichkeit zu einer Koopera­
tion politisch sehr unterschiedlicher 
Kräfte mit dem Ziel, der rechten Gewalt­
welle Einhalt zu tun. Ob diese Möglich­
keit genutzt werden kann, ist fraglich. 
Viele schlechte Erfahrungen mit Weiz­
säcker haben bei den Linken und Auto­
nomen tiefe Spuren hinterlassen.

Viel wird darauf ankommen, wie weit 
Weizsäcker seine Rede an den Erforder­
nissen der Abwehr des massiven Angrif­
fes auf die bürgerlich-demokratische 
Verfassung der Bundesrepublik orien­
tiert und andererseits wie weit er geht, 
um die Risse in seiner Partei zu kitten. 
Es wäre zu hoffen, daß er nicht ausge­
rechnet Tiraden gegen linke Gewalttäter 
von sich gibt, wo jedermann klar ist nach 
den Ereignissen, daß die Gewaltfeti-

Kommentiert

Stolpe und die Politik
Das Rätsel ist gelöst. Wer noch nicht 
wußte, was die Nation seit Wochen in 
Atem hält, hat es jetzt erfahren. Es ist, 
wie ein Journalist dieser Tage in einer 
überregionalen Zeitung mitzuteilen 
wußte: „die leidige Stolpe-Medaille“. 
Das jedenfalls suchte er eingangs sei­
nen Lesern zu suggerieren, um dann — 
auf diese Weise voll legitimiert — 
einen superlangen Artikel über den 
Medaillen-Hick-Hack zu servieren.

Die Eingangsbehauptung war nötige 
um den potentiellen Leser schön bei 
der Stange zu halten. Man möchte doch 
schließlich zur Nation gehören, also 
muß man sich notgedrungen für die 
Stolpe-Medaille interessieren.

Zumindest im Lande Brandenburg 
ist es nämlich so, daß die meisten Bür­
ger die Nase voll haben von dem. gan­
zen Rummel um die Verdienstmedaille 
der DDR, die 1978 dem damaligen 
Konsistorialpräsidenten und jetzigen 
brandenburgischen Regierungschef 
Manfred Stolpe verliehen wurde. Das 
stellte das Infas-Institut bei einer Um­
frage fest, die der Ostdeutsche Rund­
funk Brandenburg (ORB) in Auftrag 
gab. Allen Stasi-Vorwürfen zum Trotz 
stehen die Brandenburger mehrheitlich 
zu ihrem Landesvater. 82 Prozent der 
Befragten treten dafür ein, daß die Dis­
kussion um die DDR-Vergangenheit 
des heutigen Ministerpräsidenten be­
endet wird. Ebensoviele würden ihn 
wieder in sein Amt wählen.

Bei den Landtagswahlen vor drei 
Jahren — also vor der Beschuldigung 
hinsichtlich einer Zusammenarbeit mit 
der Staatssicherheit — hatten die So­
zialdemokraten mit Stolpe als Spitzen­
kandidaten nur etwa halb so viel Stim­
men erhalten!

Eines dürfte klar sein: Stolpe, der 
einzige nicht der Kanzler-Partei ange­
hörende ostdeutsche Regierungschef

schisten, denen die Vernichtung und Be­
schädigung von Menschen Politikinhalt 
ist, rechts stehen. In offenen Wider­
spruch zu den Teilnehmern der Kundge­
bung würde er sich setzen, wenn er die 
Abschaffung des Asylrechtes als Mittel 
zum Schutz der Würde des Menschen 
anpreiste.

soll zu Fall gebracht werden. Das Kes­
seltreiben gegen ihn soll ihn vor seinen 
Wählern in Mißkredit bringen. Daß 
man dazu aber nicht seine gegenwärti­
ge Politik kritisiert, dürfte gute Gründe 
haben.

Warum, z.B., beschäftigen sich die 
Kritiker Stolpes nicht mit seiner Poli­
tik, stochern dafür aber in der Vergan­
genheit? Fehlen ihnen gegen, diese 
Politik Argumente?

Stolpes politische Gegner haben of­
fenbar selbst schlechte Karten. Oppo­
sitionsführer Ulf Fink von der CDU 
beispielsweise, als Westimport über 
jeden Stasi-Verdacht erhaben, steht 
gegenwärtig nur mit 4 Prozent in der 
Wählergunst wie die Infas-Umfrage 
belegt. Die brandenburgische CDU 
unter de Maiziere konnte sich vor zwei 
Jahren noch eines ungleich größeren 
Vertrauens in der Bevölkerung erfreu­
en. Immerhin wird Fink selbst aus den 
eigenen Reihen Unfähigkeit beschei­
nigt. Zum anderen: Wem nützt das ?

Oppositionspolitiker mit schlechte­
ren Karten wollen sich auf Kosten Stol­
pes profilieren.

Der wohl schärfste Stasi-Schreier in 
der CDU, wenn es um Stolpe geht, ist 
sein Kirchenkollege Eppelmann. Stol­
pe hat immerhin dank seiner Kontakte 
zu entsprechenden DDR-Behörden 
menschliche Erleichterungen erwirkt 
für Personen, deren Namen Eppel­
mann ihm gab. . Eppelmann selbst 
brachte Derartiges nicht zuwege. So 
neidet der Ex-Minister heute noch 
Stolpe den Erfolg.

Und bei der SPD gebührt wahr­
scheinlich die Palme für den größten 
Stasi-Schreier dem ehemaligen Vorsit­
zenden der Volkskammerfraktion der 
SPD, Richard Schröder. Was be­
zwecken seine giftigen Attacken gegen 
Stolpe? Ob er nicht selbst als Minister­
präsident in Potsdam sitzen möchte?

Übrigens geben viele Brandenburger 
die Schuld an der ganzen Affäre um 
Stolpe und um die Stasi nicht Manfred 
Stolpe, sondern den Medien. Zumin­
dest manchen. Siehe oben. — (microsj

Natürlich werden mit Kohl und ande­
ren auch Heuchler da sein, die sich ein 
menschliches Aussehen bei ihrer Asyl­
abschaffungskampagne geben wollen. 
Es könnte aber sein, daß die Demon­
stranten nicht hinter ihnen herlaufen, 
sondern sie vor sich herschieben, dahin, 
wo sie gar nicht wollen. — (chk)

Berliner PDS im Dilemma — 
zum Landesparteitag am 24.10.

Berliner Senat plant 
Regelanfrage

Die Wählen zu den Bezirksverordne­
tenversammlungen im Mai 1992 
waren für die PDS im Ostteil der Stadt 

ein politischer Erfolg. Die Partei befand 
sich auf dem aufsteigenden Ast. Mit Op­
timismus ging sie an die Vorbereitung 
ihres Landesparteitages. Er sollte Ange­
bote der PDS für die zukünftige Ent­
wicklung Berlins beraten und zu lebens­
wichtigen Entscheidungen Stellung neh­
men. Aber dazu sollte es nicht kommen.

Als Andre Brie von Beamten des Staa­
tes aufgesucht wurde, die nach seinen 
angeblichen KGB-Verbindungen
forschten, wurde ihm beiläufig gesagt, 
daß man über seine Tätigkeit als IM der 
Staatssicherheit der DDR Bescheid wis­
se.

Die weiteren Ereignisse waren vor­
programmiert: Brie bekennt öffentlich 
seine langjährige Tätigkeit als IM (In­
offizieller Mitarbeiter) für das MfS. Die 
Berliner PDS, die im Jahre 1991 einen 
Beschluß zur Offenbarung der Verbin­
dungen zum MfS für ihre Mitglieder, die 
in leitenden Funktionen arbeiten, ange­
nommen hatte, wirft Brie Unehrlichkeit 
und Feigheit vor. Der Landesparteitag, 
am 24. 10. eröffnet, diskutiert über Brie 
und den MfS-Beschluß. Brie tritt im 
Wrlaufe der Diskussion vom Amt des 
Vorsitzenden zurück und legt Stunden 
später auch seine Funktion als stellver­
tretender Vorsitzender der PDS nieder.

Der Berliner Parteitag hatte wieder 
einmal sein Thema, er fand vorerst keine 
Zeit zur Beratung der Sachfragen. Die 
Tagesordnung, vorher gut durchdacht, 
wurde erneut von außen gemacht und 
den Delegierten von anderen diktiert.

Hat die Vergangenheit die Berliner 
PDS wieder eingeholt ?

Die Diskussionen auf dem Landespar­
teitag verdeutlichen, daß die Mehrheit

der Delegierten Brie sein Schweigen 
verübelt. Viele brachten zum Ausdruck, 
daß sie mit einer Vergangenheit als IM 
der Staatssicherheit leben können. Sie 
wollen nur „sauber“, d.h. .ehrlich 
gegen sich und .die Partei sein. Einfache 
Mitglieder der Partei scheinen mehr zu 
verstehen, als die Führung der PDS, die 
mit dem MfS-Beschluß eine Kadervor­
sortierung vomahm, die stark an alte 
Zeiten erinnert.

Eingeholt hat die Berliner PDS ihre 
Inkonsequenz: Das Stasi-Thema wurde 
in der Vergangenheit losgelöst von allen 
Fragen, von außen aufgezwungen, be­
handelt. MfS allein ist nicht die 40-jähri­
ge Geschichte der DDR. Zur DDR ge­
hört auch ihre Sicherheitsdoktrin, die sie 
im Rahmen des Warschauer Vertrages 
realisierte, die auch von der NVA, der 
Deutschen Volkspolizei usw. getragen 
wurde. DDR war auch die Partei und ihr 
Apparat. Wer aus Angst vor Stasi-An­
würfen kleinmütig wirkt, braucht sich 
über die Folgen nicht zu wundern. Im 
übrigen gibt es innerhalb der PDS genü­
gend Kräfte, die die Geschichte der letz­
ten 40 Jahre so und nicht anders verste­
hen. Salonfähig wird die Partei mit die­
ser Vergangenheit bei den Regierenden 
ohnehin nicht. Wer das glaubt, verkennt 
die Verhältnisse.

Jedenfalls begreift das „Pärteifuß- 
volk“ offensichtlich mehr als die PDS- * 
Führung. Es will keine Aussonderung 
einzelner, es will eine Gesamtaufarbei­
tung der Geschichte. Die Basis der Par­
tei steht zu einer linken Alternative und 
will sich die PDS nicht kaputt machen 
lassen.

Das heißt aber auch, daß die PDS sich 
anders als bisher der offiziellen Version 
vom Unrechtsstaat DDR und von der 
Verbrecherorganisation MfS entgegen-

stellt. Das MfS ist doch nur immer wie­
der der Vorwand, um gegen alles, was 
DDR heißt, vorgehen zu können, ihre 
Geschichte vollständig zunichtezuma­
chen.

Die PDS kann nur bestehen, wenn sie 
— gemeinsam mit anderen Kräften — 
die Geschichte insgesamt akzeptiert und 
nicht versucht, sich um ihre Verantwor­
tung zu drücken. Politik betreiben heißt 
dann aber auch, die bisherigen Gegen­
spieler in ihre Verantwortung zu bringen 
und deren Anteil an der Geschichte in 
geeigneter Weise „zu würdigen“. DDR 
und BRD bis zum Jahre 1989 bedingten 
einander! Eine andere
Betrachtungsweise ist schief und von 
konkreten politischen Interessen 
geprägt. Die Linken in Deutschland 
brauchen eine starke Bewegung und 
werden vor allem durch Ehrlichkeit und 
Wahrheit überzeugen können.

In Mecklenburg-Vorpommern fand 
die PDS einen besseren Weg als in Ber­
lin: Öffentlichen Repräsentanten wurde 
freigestellt, wie sie mit ihrer Vergangen­
heit umgehen. Einige bekannte PDS- 
Mitglieder, die keinen Hehl aus ihrer 
ehemaligen MfS-Verbindung gemacht 
hatten, wurden als Abgeordnete gewählt 
und sind als solche tätig.

Anderswo wird deshalb zu den Berli­
ner Ereignissen von einer Defensivposi­
tion der PDS gesprochen und gesagt, 
daß die PDS keinen Gegner braucht, da 
sie selbst ihr eigener ist. Die PDS wird 
mit diesen Ereignissen wieder vor eine 
Zerreißprobe gestellt. An der Basis der 
Pärtei scheint Gelassenheit zu dominie­
ren: Es wird zur Tagesordnung überge­
gangen und zur Sache diskutiert. Es 
bleibt abzuwarten, ob das der beschlos­
sene Sondeiparteitag auch schafft.
- (A.B.)

Die Hochschullehrer am Otto-Suhr- 
Institut der Freien Universität Ber­
lin (Fachbereich Politische Wissen­

schaften) lassen sich freiwillig durch die 
Gauck-Behörde prüfen. Anlaß für die­
sen Beschluß, dem sich nur drei Hoch­
schullehrer zu widersetzen wagten, ist 
die Verhaftung des Dekans, Professor 
Hanns-Dieter Jacobsen, dem Spionage 
für die DDR seit 1968 vorgeworfen 
wird. Konkret soll Jacobsen „Studien 
aus wissenschaftlichen Einrichtungen 
mit den Schwerpunkten Ost-West-Han­
del und Beziehungen zu den USA“ ge­
gen Entgeld geliefert haben. Jacobsen 
selbst hat sich — zumindest den vorlie­
genden Presseberichten entnehmend — 
noch nicht zu den Vorwürfen geäußert. 
Ist es schon fragwürdig genug, die Wei­
terleitung wissenschaftlicher Untersu­
chungen als Spionage zu bezeichnen 
(z.B. gehört es zu den Forderungen des 
DGB und der ÖTV, daß wissenschaftli­
che Forschungsergebnisse der Öffent­
lichkeit zugänglich gemacht werden 
müssen), so ist die Reaktion der Hoch­
schullehrer und des FU-Präsidenten 
Gerlach weit überzogen und rechtlich 
problematisch. Gerlach drohte nämlich 
vor dem Akademischen Senat, das ge­
samte Personal der betroffenen Fachbe­
reiche oder Zentral Institute bei der 
Gauck-Behörde überprüfen zu lassen, 
sobald ein weiterer Verdacht aufkom­
me.

Nichts ist derzeit leichter, als einen 
Verdacht aufkommen zu lassen!

Diese Stasi-Hysterie arbeitet hervor­
ragend dem Innensenator in die Hände. 
Dieser plant nämlich seit geraumer Zeit, 
auch in den Westbehörden großzügige 
Anfragen bei der Gauck-Behörde zu 
starten. Ihm reichen die Personalsonder­
fragebögen aus dem Jahr 1990 nicht

mehr aus, in denen die Beschäftigten aus 
Ostberlin nach Partei- oder Gewerk­
schaftsmitgliedschaft bzw. nach Mitar­
beit beim MfS befragt wurden bzw. sich 
selbst wegen Menschenrechtsverletzung 
beschuldigen sollten.

Der Senator plant inzwischen Regel­
anfragen für sämtliche Senats- und Be­
zirksamtsmitglieder sowie Staatssekre­
täre; für im Ostteil wohnende Richter, 
Staatsanwälte oder Lehrer, soweit sie 
dem höheren Dienst angehören oder ver­
gleichbare Angestelltenpositionen inne­
haben; Beamte im gehobenen Dienst und 
entsprechende Angestellte, wenn sie im 
sicherheitsempfindlichen Bereich, in 
der Personalverwaltung oder in Betreu­
ungsbereichen, wie z.B. der Sozialar­
beit,, tätig sind; für alle hauptberuflich in 
Wissenschaft und Kunst tätigen Hoch­
schulbediensteten einschließlich Profes­
soren und Privatdozenten. Für aus West­
berlin kommende Beschäftigte werden 
Regelanfragen durchgeführt, wenn sie 
in sicherheitsempfindlichen Bereichen, 
als Dienststellenleiter oder Personalab­
teilungsleiter/ -referenten tätig sind.

Ausdrücklich nur wegen der begrenz­
ten Kapazität der Gauck-Behörde wer­
den Beschäftigte im mittleren Dienst 
nicht .automatisch überprüft, sondern 
erst bei Verdachtsmomenten.

Braucht man in Zukunft bei Einstel­
lungen im öffentlichen Dienst neben 
dem polizeilichen Führungszeugnis 
auch noch eine Gauck-Unbedenklich­
keitsbescheinigung? Ganz in den Hin­
tergrund gerät, daß es inzwischen meh­
rere Gerichtsverfahren gibt, in denen die 
Aussagen der Gauck-Behörde in Zwei­
fel gezogen bzw. relativiert werden.

Der Tagesspiegel v. 14., 23., 28. und 20.10.92, 
Berliner Zeitung v. 24.125.10.92 — (har)
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In Vorbereitung auf den Europäischen 
Kongreß gegen Rassismus der PDS 
vom 13. bis 15.11. in Berlin sprach der 

Informationsdienst PDS Sachsens mit 
Karin Dörre, Mitglied des PDS-Partei­
vorstandes. Auszüge daraus veröffentli­
chen wir im folgenden.

Das kommunalpolitische forum bringt 
in loser Folge Standpunkte, Informatio­
nen, Analysen zu Fragen antirassisti­
scher Politik und zur Asylthematik. Ihm 
sind die Beiträge „Warum antirassisti­
sche Politik?“ sowie „Aufnahme, Un­
terbringung, Versorgung und Betreuung 
von Flüchtlingen“, ein Beitrag, der auf 
der Grundlage entsprechender Konzepte 
des Berliner Flüchtlingsrates und des 
Arbeitskreises gegen Fremdenfeindlich­
keit entstand, entnommen.

Interview mit Karin Dörre

Was veranlaßt die PDS, einen Kon­
greß dieser Dimension zu veranstal­
ten, zumal in einem Politikbereich, 
der für sie noch relativ neu ist ?

K. Dörre: Die Dimensionen von Flucht, 
Migration und Rassismus verlangen 
nach europaweitem Erfahrungsaus­
tausch zwischen an antirassistischer Po­
litik interessierten Menschen und Orga­
nisationen. Gerade in der Bundesrepu­
blik, die, was die politische und juristi­
sche Gleichstellung der ca. 5 Millionen 
eingewanderten Menschen betrifft, zu 
den Schlußlichtern in Europa zählt, ist 
das Studium z.B. von Ergebnissen der 
britischen oder holländischen Antidis­
kriminierungspolitik und -gesetzgebung 
sehr wichtig.

Wir müssen davon ausgehen, daß im 
Bereich antirassistischer Arbeit, der 
Immigranten- und Flüchtlingspolitik 
europaweit zehntausende Organisatio­
nen, Bürgerinitiativen, Arbeitskreise in 
Gewerkschaften, Kirchen tätig sind. Im 
Hinblick auf die kommende Politische 
Union ist es für uns schon heute notwen­
dig, nach Partnern und Kontakten zu 
suchen. Das Projekt des Kongresses 
selbst ist übrigens Bestandteil des Partei­
tagsbeschlusses zur Flüchtlingspolitik 
„Für offene Grenzen, für ein Recht auf 
Zuflucht!“

Du sprichst von neuen Dimensionen 
des Rassismus, was ist darunter zu 
verstehen ?

K. Dörre: Es gibt keinen Mangel an 
Rassismus-Definition; ich möchte keine 
neue hinzufügen. Rassismus ist ein Se­
lektionsprinzip der bürgerlichen Gesell­
schaft. Auf Grund ihrer ethnischen Zu­
gehörigkeit werden Menschen Grund­
rechte verwehrt, werden sie politisch, 
sozial und kulturell diskriminiert. Seit 
Jahrzehnten gibt es in der BRD eine 
Ausländergesetzgebung. 1990 wurde sie 
im Windschatten des Anschlusses der 
DDR noch verschärft. Die seit nunmehr 
drei Generationen hier lebenden und ar­
beitenden Immigrantinnen, ohne die das 
Land nicht lebensfähig wäre, werden zu 
Bürgern zweiter und dritter Klasse ge­
macht.

Insgesamt gibt es ca. 300 verschiede­
ne Verordnungen und Sonderbestim­
mungen, in denen Immigranten und 
Flüchtlinge diskriminiert werden, so 
z.B. im Arbeitsforderungsgesetz. Neue 
Dimensionen ergeben sich durch die 
Abschottungspolitik der EG gegenüber 
Osteuropa und der Dritten Welt. Das 
Rezept Abschottung nach außen, Diskri­
minierung nach innen, soll eine willkür­
lich verfügbare Gruppe von Menschen 
minderen Rechts innerhalb der kapitali­
stischen Metropolen aufrechterhalten 
oder reproduzieren.

Könntest Du etwas zur inhaltlichen 
Struktur des Kongresses sagen ?

K. Dörre: Der Kongreß bietet ein sehr 
gedrängtes Programm aus Erfahrungs­
austausch, Informations- und Vemet- 
zungsbörse und Analyse. Es gibt acht 
Arbeitsgruppen zu den Themen:
— Zur Entwicklung von Flucht und Mi­
gration in und nach Europa im 20. Jahr­
hundert;
— Diskriminierungstatbestände und 
Antidiskriminierungspolitik im europäi­
schen Vergleich;
— Ursachen von Rassismus und Natio­
nalismus im Spiegel der europäischen 
Rassismusforschung;
— Rechtsradikalismus und Nationalis­
mus;
— Was hat moderner Antifaschismus 
dem europäischen Rechtsruck entgegen­
zusetzen?
— Rassismus in Medien und Diskursen;
— Perspektiven einer antirassistischen 
Politik in Europa;
— Rassismus im Realsozialismus;
— Rassismus und Sexismus.

Dokumente zur Antirassismus-Diskussion: 
Berliner Antirassismus-Kongreß der PDS
Warum antirassistische 

Politik?
Mit den Immigranten- und flüchtlings­
politischen Beschlüssen der PDS, ange­
fangen von den Leitanträgen, die auf 
verschiedenen Landesparteitagen, so 
z.B. in Berlin und Sachsen-Anhalt, an­
genommen wurden, bis zum daran an­
knüpfenden Beschluß des Bundespartei­
tages „Für ein Recht auf Zuflucht, für 
offene Grenzen“, verfügt die PDS über 
einen notwendigen Orientierungsrah­
men für eine antirassistische Politik in 
den kommenden Jahren.

Flucht und Migration werden eine auf 
unabsehbare Zeit wesentliche gesell­
schaftspolitische Konfliktlinie innerhalb 
der Bundesrepublik und der kapitalisti­
schen Metropole Europas bilden. Die 
Flucht- und Migrationsproblematik ist 
unter mehreren Aspekten zu fassen: 
Erstens wurde und wird über die Migra­
tion ein enormer Humankapitaltransfer 
organisiert, allein die Bundesrepublik 
zog nach Berechnungen türkischer Wis­
senschaftler bis 1973 einen Nutzen von 
ca. 268 Mrd. DM aus der Einwande­
rung. Bis zum Beginn des Anwerbe­
stopps 1973 kamen insgesamt ca. 14 
Millionen Menschen aus den Anwerbe­
ländern.
Zweitens ist die Migration auch Aus­
druck gewachsener Möglichkeiten jno- 
derner Kommunikation; Menschen nut­
zen die Chance, aus traditionellen Rol­
len auszubrechen.
Drittens spiegelt sich insbesondere in 
den internationalen Fluchtbewegungen 
eine weltweite Abstimmung mit den Fü­
ßen über die Weltwirtschaftsordnung 
wider. Flucht und Migration stehen auch 
im Kontext eines existenziellen Wider­
standsrechts gegen Ausbeutung und Un­
terdrückung, gegen die Ausplünderung 
und Zerstörung ganzer Regionen durch 
die kapitalistischen Metropolen.
Viertens sind durch die Migration in 
Deutschland neue ethnische Minderhei­
ten entstanden, denen wichtige Grund­
rechte wie z. B. Wahlrecht vorenthalten 
werden und die rassistischen Sonderge­
setzen wie dem Ausländergesetz und 
dem Asylverfahrensgesetz unterworfen 
sind.

Die Politik der Ausgrenzung wird 
durch die abstammungsrechtliche Fixie­
rung von Staatsbürgerrechten im Grund­
gesetz verfassungsmäßig gestützt. Arti­
kel 116 bindet volle Staatsbürgerrechte 
an'deutsche Abstammung, er stellt zu­
gleich eine wesentliche verfassungsmä­
ßige Blockade für die volle politische 
Gleichstellung der eingewanderten 
Menschen dar.

Es gibt in Deutschland weniger ein 
„Ausländerproblem“ als eine institutio­
nell und politische Spaltung der Bevöl­
kerung in deutsche Vollbürger und 
„ausländische Mitbürger“ minderen 
Rechts.

Diese ungleiche Behandlung fördert 
und reproduziert tradierte rassistische 
Verhaltensweisen in der Bevölkerung. 
Nach Angaben der Sprecherin von SOS- 
Rassismus Berlin, Heidi Bischof-Pflanz, 
gibt es insgesamt 300 verschiedene ge­
setzliche Regelungen, in denen Men­
schen nichtdeutscher Herkunft diskri­
miniert werden.

Gravierende Verschärfungen haben 
sich neben dem allgemeinen „Auslän- 
der“gesetz durch die seit Ende der 70er 
Jahre betriebene Politik der Asylrechts­
restriktionen ergeben.

Die zielgerichtete Reduzierung der 
Anerkennungsraten im Flüchtlingsbe­
reich von ca. 50 % in den 70er auf 4 % 
bis 5 % in den 80er Jahren zeigt eine 
dramatische Verschlechterung der Lage 
der Betroffenen an. 1982 wurde im er­
sten Asylverfahrensgesetz das Grund­
recht auf körperliche Unversehrtheit der 
Flüchtlinge eingeschränkt. 270000 de- 
facto-Flüchtlinge, die aufgrund der re­
striktiven Regelungen nicht als Asylbe­
rechtigte anerkannt wurden und ledig­
lich in Deutschland „geduldet“ werden, 
sind das Ergebnis dieser menschenver­
achtenden Politik. Ihre Situation wird 
zugleich zu Argumentationen in Punkto 
Asylmißbrauch ausgeschlachtet, ob­
wohl der Problemstau in diesem Bereich 
durch die Politik der Bundesregierung 
verursacht wurde.

In den 80er Jahren haben verschiedene 
Menschenrechts-, Wohlfahrts-, Immi­
granten- und Flüchtlingsorganisationen,

gewerkschaftliche und kirchliche Grup­
pen, linke und grüne Politiker Ansätze 
für eine Immigranten- und Flüchtlings­
politik entwickelt. Vollständige politi­
sche Gleichstellung und Wahlrecht für 
Immigranten, kein „Ausländer“gesetz, . 
Antidiskriminierungsgesetzgebung, die 
Ausgestaltung der Ämter der Ausländer­
beauftragten zu Antirassismusressorts, 
die Anpassung der Asylgesetzgebung an 
neue Fluchtursachen, wie Umweltzer­
störung, Gruppenverfolgung, ge­
schlechtsspezifische Verfolgung und 
Massenverelendung; flankiert durch ei­
ne Vereinfachung der Einbürgerung, 
einschließlich der doppelten Staatsbür­
gerschaft bilden die Grundelemente die­
ses Ansatzes, auf den sich auch die PDS 
bezieht.

Die Forderung nach offenen Grenzen 
für Verfolgte bezieht sich dabei auf den 
Umstand, daß der Hauptteil der Flücht­
linge, die Deutschland erreichen, inzwi­
schen durch Nichtanerkennung der 
Fluchtursachen praktisch via Asylver­
fahrensgesetz kriminalisiert wird.

Welche Orientierungspunkte beinhal­
tet eine antirassistischen Politik der PDS 
auf Landes- und Kommunalebene?

Da ist zunächst die Verantwortung für 
das Bleiberecht der Vertragsarbeiter aus 
den ehemaligen Regierungsabkommen 
der DDR. Hier gibt es schon einige In­
itiativen der PDS auf Landesebene.

Die PDS sollte im Hinblick auf die 
vorhandenen Ausländerbeauftragten auf 
Landes- und Kommunalebene eine Er­
weiterung ihrer Kompetenzen und ihre 
Umgestaltung zu Antirassismusressorts 
mit Weisungsbefugnis anstreben.

Die Arbeit der Bundestagsgruppe und 
der Landtagsfraktionen an Antirassis­
mus- bzw. Antidiskriminierungsgeset­
zen sollte künftig mehr in der Öffentlich­
keit thematisiert werden. Erfahrungen 
der britischen, niederländischen und 
amerikanischen Antidiskriminierungs- 
gesetzgebung können in diesem Zusam­
menhang den enormen Rückstand, den 
die BRD in diesem Bereich aufzuweisen 
hat, verdeutlichen.

Die politische Unterstützung und 
Flankierung des Aufbaus von im Immi­
granten- und Flüchtlingsbereich arbei­
tenden Vereinen und Initiativen sollte 
nicht aus den Augen verloren werden. 
Im Flüchtlingsbereich sollten wir ge­
meinsam mit Experten aus Menschen­
rechtsorganisationen und Betroffenen 
Abschiebungen in Bürgerkriegs- und 
Krisenregionen verhindern bzw. Ab­
schiebestopps parlamentarisch themati­
sieren. .

Im kommunalen Bereich müssen wir 
dort ansetzen, wo die Bundesregierung 
ihre Verantwortung nicht wahmimmt: 
bei der Aufklärung der Bevölkerung 
über Fluchthintergründe. Dezentralisie­
rung statt Sammellager, Bildung von 
flüchtlingspolitischen runden Tischen 
statt Zwangsverteilung.

Im innenpolitischen Bereich wären 
parlamentarische Initiativen notwendig, 
in denen die örtlichen Polizeibehörden 
zu regelmäßigen Berichten über frem­
denfeindliche Straftaten verpflichtet 
werden.

Die entsprechende Initiative der PDS 
auf Bundesebene wurde durch die Re­
gierungsmehrheit, die kein Interesse 
daran hat, das ganze Ausmaß rassisti­
scher Gewalt zuzugeben, abgeblockt.

Falls es gelänge, diese Berichte den­
noch auf Landes- und Kommunalebene 
durchzusetzen, könnte einprägsam be­
wiesen werden, daß sich die Bundesre­
gierung auf Abschottung statt Rassis­
mus-Prävention konzentriert.

Im bildungspolitischen Bereich soll­
ten wir uns darum bemühen, daß an ge­
eigneten Universitäten Lehrstühle für 
Migrations- und Rassismusforschung 
eingerichtet werden. Interkulturelle Bil- 
dungs- und Erziehungskonzepte sollten 
künftig in unsere schulpolitischen Initia­
tiven einfließen.

Antirassistische Politik hat also nicht 
den hilfsbedürftigen „Ausländer“ zum 
Objekt, sondern zielt auf diskriminie­
rende Strukturen und Verhaltensweisen. 
Sie entwirft nicht in erster Linie ideale 
Zustände, sondern orientiert auf Kon­
fliktfähigkeit.

Sie ist kein Ersatz für den notwendi­
gen Ausgleich mit der Dritten Welt: Wer 
heute seine Besitzstände abschotten will, 
muß morgen „seine“ Grenze mit Ge­
walt erhalten.

Tanju Tügel / Marian Krüger 

Aufnahme, Unterbringung 
Versorgung und Betreuung 
von Flüchtlingen
Die Zwangsverteilungspolitik der Bun­
desregierung, wonach Flüchtlinge zen­
tralistisch über das BMI über Quoten 
einzelnen Bundesländern zugeordnet 
werden, ignoriert sowohl die Interessen 
und Bedürfnisse der betroffenen Flücht­
linge als auch die der Kommunen, die 
kaum Einfluß auf die Verteilung haben. 
Dabei werden durch die Bundesregie­
rung bewußt Konflikte mit der unvorbe­
reiteten Bevölkerung und zum Teil über­
forderten Kommunalpolitikerinnen ge­
schürt, um Sündenböcke für eigenes 
Versagen zu finden. Parallel dazu läuft 
über die „deutsche Asyldebatte“ die 
rassistische Begleitmusik für die Politik 
der Abschottung der Grenzen. Gleich­
wohl zeigte sich nicht zuletzt bei der 
Aufnahme der bosnischen Flüchtlinge 
viel Solidarität bei der Bevölkerung.

Für eine humane Flüchtlingspolitik ist 
die Verankerung von Mindeststandards 
der Aufnahme, der Unterbringung und 
Betreuung in die kommunalpolitische 
Planung von entscheidender Bedeutung.

Es gibt zur Zeit noch keinen auf über­
regionaler Ebene erarbeiteten Katalog 
solcher Mindeststandards. Auch deswe­
gen sind wir in der Verantwortung. Das 
vorliegende Papier soll PDS-Kommu- 
nalpolitikerlnnen konkrete Entschei­
dungshilfen geben. Es ist zweifellos 
noch ergänzungs- und verbesserungsbe­
dürftig.

1. Zur Funktion der Unterbringungs­
einrichtungen
Dort sollen sich die Flüchtlinge in Ruhe 
auf ihr Asylverfahren vorbereiten kön­
nen und eine unabhängige Rechts- und 
Sozialberatung erhalten. Familiäre, kul­
turelle und religiöse Bindungen müssen 
bei der Unterbringung berücksichtigt 
werden. SammeZlager mit 500 und mehr 
Plätzen sind dafür nicht geeignet. Die 
nach dem neuen Asyl Verfahrensgesetz 
festgelegten freiheitsbeschränkenden 
und disziplinierenden Regelungen in den 
Sammellagem bzw. Übergangswohn­
heimen wiedersprechen der Schutzbe­
dürftigkeit geflüchteter Menschen zu­
tiefst.

2. Zielgruppe
Für alle Flüchtlinge, die einen Asylan­
trag gestellt haben, für Flüchtlinge, die 
den Asylantrag gestellt haben und auf ih­
re Weiterwanderung oder Rückkehr 
warten sowie für De-facto-Flüchtlinge 
(Duldung) sollten einheitliche Unter­
bringungsstandards gelten. Unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge müssen durch 
die Träger der örtlichen Jugendhilfe be­
treut werden. Die Unterbringungsstan­
dards einschließlich der Vorgaben für 
die soziale Betreuung sind vertraglich 
mit den Heimbetreibem zu binden.

Familien dürfen nicht getrennt wer­
den. Von der Unterbringung in einer Ge­
meinschaftsunterkunft kann abgesehen 
werden, wenn eine Haushaltgemein­
schaft von Ehegatten und Kindern unter 
18 Jahren bereits über angemessenen 
Wohnraum verfügt.

3. Unterbringung/Versorgung
Sowohl der überregionale Arbeitskreis 
gegen Fremdenfeindlichkeit als auch der 
Berliner Flüchtlingsrat sprechen sich 
übereinstimmend für eine Maximalbele­
gung von 200 Personen aus. Andere 
Flüchtlingsinitiativen plädieren für eine 
weitere Dezentralisierung mit noch klei­
neren Einheiten (50 Personen in mehre­
ren Einrichtungen in der jeweiligen 
Stadt).

Die Wohnheime müssen den bau- und 
gesundheitsrechtlichen Vorschriften 
und den Auflagen der Feuerwehr des 
jeweiligen Bundeslandes entsprechen. 
Die ständige Aufsicht durch die zustän­
digen Sozial- und Gesundheitsbehörden 
muß gegeben sein. Vor dem Nutzungs­
beginn ist im Wohnheim eine gemeinsa­
me Begehung durch Vertreter der er­
wähnten Behörden sowie der Ausländer­
beauftragten und der Baubehörden 
durchzuführen. Die Unterbringung hat 
in "festen Gebäuden zu erfolgen, die in 
der Nähe öffentlicher Verkehrsmittel 
liegen. Der Heimbetreiber ist vertrag­
lich zu verpflichten, jedem Bewohner 
eine Hausordnung auszuhändigen, die in 
mindestens zwei bis drei der im Heim

vertretenen Sprachen übersetzt ist. Fö 
jede Person soll eine Wohnfläche von 
m2 sowie Gemeinschaftsräume zur Mit 
benutzung zur Verfügung stehen (M’ 
destluftraum je Person 8 m3, bei Misch 
funktion als Wohn- und Schlafraum > 
m3.

Bei der Berechnung der Wohnfläc 
bleiben sonstige Flächen wie Flure, Toi 
letten, Küchen, Wasch-, Dusch- o 
Trockenräume sowie Gemeinschafts 
und Verwaltungsräume unberücksich­
tigt-

Alle Räume sollen an der Tür mit der 
im jeweiligen Raum befindlichen Qua­
dratmeterzahl, Bettenzahl und Funktion 
des Raumes gekennzeichnet werden.

Die Heime sollten über eine zentrale 
Heizanlage versorgt werden. Das Heim 
muß mit einer zentralen Schließanlage 
ausgerüstet sein.

Für jeden Bewohner wird eine eigene 
Bettstelle vorgesehen. Zu jeder Bettstel­
le gehören:
— 1 Bettgestell
— 1 Matratze
— 1 Kopfkissen
— Wolldecken in ausreichender An­
zahl.

Nach Möglichkeit sollten nicht mehr 
als vier Personmen in einem Wohnraum 
untergebracht werden. Kinderbetten 
sollen in ausreichender Zahl bereitge­
halten werden.

Zur Ausstattung der Wohnräume ge­
hören:
— 1 verschließbarer Schrank oder ein 
Schrankteil pro Person
— 1 Tischplatz mit Stuhl pro Person
— mindestens ein Abfalleimer je Zim­
mer
— Handtücher und Bettwäsche
— Reinigungsmittel und Hygienearti­
kel.

Handtücher und Bettwäsche müssen 
mindestens 14tägig oder bei Bedarf in 
kürzeren Abständen gewechselt werden.

Für unverheiratete Männer und Frau­
en werden getrennte Schlafräume bereit- 
gestellt.

Die Unterkunftsräume müssen durch 
mindestens ein Fenster pro Raum natür­
lich beleuchtet und belüftbar sein. In den 
Tages- und Schlafräumen wird für eine 
ausreichende Beleuchtung durch den Si­
cherheitsvorschriften entsprechende 
elektrische oder andere Anlagen ge­
sorgt.

Soweit keine Wohneinheiten mit eige­
ner Naßzelle zur Verfügung stehen, sind 
jederzeit zugängliche Einzelaborte und 
Waschräume für Männer und Frauen ge­
trennt einzurichten. Folgende Mindest­
ausstattung w ird vorgesehen:
— 1 Waschbecken für je 5 bis 7 Perso­
nen
— 1 Dusche für je 10 bis 12 Personen
— 1 WC für je 10 weibliche Personen
— 1 WC und ein P-Becken für je 15 
männliche Personen
— 1 Fußwaschbecken für jeden Wasch­
raum.

Die Gebäude werden frei von Unge­
ziefer und schädlichen Tieren gehalten. ; 
Täglich soll eine professionelle Reini­
gung der Küchen, Wasch- und Toiletten­
räume sowie der öffentlichen Verkehrs­
flächen erfolgen. Fließendes Warm- und 
Kaltwasser ist in Trinkqualität bereitzu­
stellen. Die Aborte sollen in der Nähe 
der Schlaf- und Wohnräume liegen und 
ausreichend belüftet und beleuchtet sein. j

Möglichkeiten zum Waschen, Treck- ; 
nen und Bügeln eigener Kleidungsstücke 
mit einer genügenden Anzahl von ' 
Waschmaschinen, Schleudern, Trock­
nern und Bügeleisen müssen gegeben 
sein.

Die individuelle Verpflegung ist als ] 
Normalfall anzustreben. Auch in der i 
ZAST müssen Teeküchen zur Verfü­
gung stehen, da die Zubereitung von Ba­
bynahrung und kleineren Mahlzeiten 
möglich sein muß. Für die individuelle 
Verpflegung sollen
— 1 Kochplatte für je 3 Personen )
— Spülen
— Geschirrschränke
— Grundausstattung wie Geschirr.
Töpfe, Pfannen und Besteck ■
bereitgehalten werden,

Kranke und Schwangere sind zuskr 
lieh mit Obst und Milch zu versorge», 
Diätvorschriften sind einzuhalten. D* 
Nahrungsangebote haben die national® 
und religiösen Gewohnheiten der 
wohner zu berücksichtigen.

Bereitstellung eines Krankenzimffltfs 
mit entsprechender Ausstattung (io
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ßen Wohnheimen betrieben von Fach­
personal).
‘ Zusätzliche Räume:
— Gemeinschaftsraum (als Treffpunkt 
aller Heimbewohner)
— Kinderspielzimmer
— Lagerräume, auch für ungebrauchtes 
Mobiliar und zur Aufbewahrung
— Krankenzimmer
— Beratungs- und Verwaltungsräume
— Keller.

Außerhalb des Gebäudes soll ein — 
nach Möglichkeit auch öffentlich nutz­
bares — Spielgelände angelegt werden.

Auf dem Gelände des Wohnheims soll 
ein funktionsfähiger öffentlicher Fern­
sprecher zur Verfügung stehen. Die 
Heimbewohner haben die Möglichkeit, 
bei längerfristigem Aufenthalt eigenes 
Mobiliar zu nutzen.

4. Betreuung
Die Beratung und Betreuung der Heim­
bewohner ist durch ausgebildete Sozial­
arbeiter oder durch Personen mit minde­
stens gleichwertiger Ausbildung sicher­
zustellen. Sie sollten über Fremdspra­
chenkenntnisse verfügen. Zum Inhalt

der sozialen Betreuung gehören :
— Vermittlung von Informationen über 
das Leben in der Bundesrepublik 
Deutschland;
— Orientierungshilfe zum Bekanntma­
chen des Ausländers mit seiner näheren 
Umgebung;
— Vermittlung von Kenntnissen über 
Bestimmungen, z.B. der Arbeitsauf­
nahme;
— unabhängige juristische Beratung 
muß auch in der ZAST selbst möglich 
sein;
— Vermittlung von allgemeinen Infor­
mationen zum Asylverfahren;
— Vermittlung über Rechte und Pflich­
ten der Asylbewerber nach dem Asyl­
verfahrens- und Ausländerrecht sowie 
nach dem Bundessozialhilfegesetz (vor 
der Umverteilung in der ZAST ist Sorge 
zu tragen, daß die Asylbewerber mög­
lichst umfassend über ihre künftigen 
Wohnheime informiert werden).
— Vermittlung an spezielle Beratungs­
stellen (z.B. für Rückkehr und Weiter­
wanderung);
— allgemeine Beratung in Fragen der 
ärztlichen Versorgung (ggfs. Begleitung

der Asylbewerber bei Arzt- und Kran­
kenbesuchen);
— Beteiligung der Heimbewohner am 
Wohnheimbetrieb (hier: Unterstützung 
beim Aufbau eines Heimbeirats);
— im Interesse einer ständigen Qualifi­
zierung ist den Sozialarbeitern die Mög­
lichkeit des Erfahrungsaustausches mit 
Sozialarbeitern und -beratern in anderen 
Gemeinschaftsunterkünften und darüber 
hinaus die Teilnahme an Fortbildungs­
veranstaltungen einzuräumen;
— Ausbau von Nachbarschaftshilfen 
(z.B. mit Kirchengemeinden).

Der Berliner Flüchtlingsrat schlägt als 
Orientierungsrahmen folgenden Schlüs­
sel vor:
1 ausgebildeter Sozialarbeiter auf 60 
Asylbewerber
1 angelernte Hilfskraft auf 40 Asylbe­
werber
1 Erzieher auf 30 Kinder.

5. Heimbetreiber
Soweit das Land nicht selbst Asylbewer­
ber-Durchgangsheime betreibt, sollen 
zum Zweck des Betriebs derartiger Hei­
me Verträge mit Kirchen, Religionsge­

meinschaften des öffentlichen Rechts 
sowie Verbänden der freien Wohlfahrts­
pflege und eingetragene, gemeinnützige 
Vereine geschlossen werden. Sie sind 
privat-kommerziellen Betreibern in je­
dem Falle vorzuziehen. Über Art und 
Gewährung der Leistungen sowie den 
Ersatz der nach Prüfung anzuerkennen­
den Kosten in den Durchgangsheimen 
sollen mit den Betreibern der Durch­
gangsheime nach Möglichkeit General­
verträge abgeschlossen werden. Bei pri­
vaten Heimbetreibem ist ferner vertrag­
lich abzusichern, daß diese zur Achtung 
der den Heimbewohnern nach dem 
Grundgesetz (und der Landesverfas­
sung) zustehenden Rechte verpflichtet 
werden. Auch zur Offenlegung ihrer 
Kalkulationsgrundlagen einschließlich 
des Gewinns ist eine vertragliche Ver­
pflichtung vorzusehen. Mitarbeiter der 
Heime dürfen keine hoheitlichen Aufga­
ben der örtlichen Behörden ausführen, 
z. B. Auszahlung der Sozialhilfe.

Die Heimbetreiber und ihre Mitarbei­
ter müssen die erforderliche fachliche 
und soziale Kompetenz nachweisen und 
vertraglich zusichem.

Termine

Bericht von der Konferenz „Ausländerwahlrecht,
Asylrecht in der BRD“, Köln, 11.10.92
Auf Einladung des Präsidiums der Bun­
desdelegiertenkonferenz des BWK fand 
am 11. Oktober eine Diskussion mit 
Vertretern des Kurdistan-Komitees und 
der Föderation demokratischer Arbei­
tervereine im Jugendgästehaus in Köln 
statt. Der im folgenden veröffentlichte 
Bericht beruht auf einem Protokoll des 
Präsidiums und einer Zusammenfassung 
des schriftlich vorliegenden Einleitungs­
beitrags eines Vertreters des BWK.

Vertreter des BWK: Die sozialistische 
Linke ist in der Kritik der Flüchtlings­
und Ausländerpolitik nicht weiterge­
kommen. Die Forderung „Weg mit den 
Ausländergesetzen“ spielt in der öffent­
lichen Diskussion keine Rolle mehr, der 
Begriff der „multikulturellen Gesell­
schaft^ hingegen wird von verschiede­
nen Strömungen, konservativen und 
grünen, mit unterschiedlicher Deutung 
benutzt. Die Faschisten in Europa for­
dern die Abschaffung jeglicher bürgerli­
cher Rechte für Ausländer. Dagegen 
kann man an folgenden Positionen an­
knüpfen:

1. In der französischen Revolution 
haben die Einwohner, die eine bestimm­
te Zeit im Land leben, Wahlrecht und 
andere bürgerliche Rechte erhalten. Der 
BWK ist interessiert, die Bindung dieser 
Rechte in der BRD an die „Deutsch- 
stämmigkeit“ gemeinsam mit Auslän­
derorganisationen zu kritisieren.

2. Die Faschisten wollen das Sozial­
versicherungswesen zerschlagen. In der 
BRD geschieht dies bereits durch den 
Einsatz von Saisonarbeitskräften aus 
Osteuropa und Flüchtlinge, die weit un­
ter Tarif und unversichert arbeiten. 
Möglich wäre hier ein gemeinsames 
Vorgehen zwischen ausländischen und 
deutschen Organisationen, auch in den 
Gewerkschaften.

3. Die sozialistischen Kräfte werden 
das Bündnis gegen die Abschaffung des 
Individualrechts auf Asyl bis weit ins 
Lager des Humanismus und der christli­
chen Nächstenliebe suchen müssen. Da­
zu ist aber genaue Kenntnis der politi­
schen, sozialen und wirtschaftlichen 
Rechte, für die man eintritt, notwendig.

4. Der BWK kann das Forderungspro­
gramm des ,,Langen Marsches“ unter­
stützen. Muttersprachlicher Unterricht 
ist wichtig. Den BWK interessiert der 
Standpunkt der ausländischen Organisa­
tionen zum Thema „Religionsfreiheit“.

5. Gegen die rassistische Hetze in den 
faschistischen Publikationen sollten wir, 
wenn möglich, auch strafrechtliche Ver­
folgung verlangen.

6. Gegen die Bemühungen von Fa­
schisten und Reaktion, die Einwohnerin 
viele ethnische Gruppen aufzuspalten 
und diese gegeneinander zu hetzen, muß 
man eine Politik entwickeln. In den Ge­
werkschaften z.B. haben fast alle Grup­
pen Mitglieder, hier wäre eine intensive­
re Zusammenarbeit anzustreben. Die 
Rechte der Ausländerbeiräte müssen ge­
stärkt werden.

Beitrag des Kurdistan-Komitees: In 
Rahmen der neuen Weltordnung, die 
nach dem Zerfall des realen Sozialismus 
Ende der 80er Jahre installiert werden 
sollte, müssen die faschistische Politik

und die Ausländerpolitik analysiert wer­
den, dort liegen ihre Wurzeln. Ihr Ziel 
ist die Beschneidung der wirtschaftli­
chen und sozialen Rechte der Menschen. 
Um die Arbeitnehmer verschiedener 
Nationen zu spalten, wird eine Politik 
der Trennung betrieben. Linke Politik in 
der BRD definiert das Problem falsch, 
wenn sie die Angriffe nur im Rahmen 
der Rechte der Ausländer sieht und nicht 
auch im Angriff gegen deutsche Arbei­
ter. Deutsche Außenpolitik zielt auf Re­
vanche für den 2. Weltkrieg, auf Expan­
sion und neue Hegemonie. Dafür muß 
die innere Front zum Schweigen ge­
bracht werden. Der Krieg in Kurdistan 
wurde von den Imperialisten gegen das 
kurdische Volk gestartet, wird jedoch 
als,, Bruderkrieg *1 bezeichnet. , .

Es stellt sich die Frage, wie die Kur­
den, die im eigenen Land leben und dort 
keine Rechte haben, hier in der BRD für 
ihre Rechte kämpfen sollen. Dieser Wi­
derspruch muß gesehen werden. Natür­
lich kämpfen wir hier um unsere Rechte, 
jedoch darf das Grundlegende nicht mit 
dem Detail verwechselt werden.

Kurden, Palästinenser und Tamilen, 
die starke Organisationen haben, wer­
den hier genauso verfolgt wie zuhause. 
Die Haltung der BRD-Regierung ist die 
eines Welt-Gendarmen. Ein klares Bei­
spiel dafür ist der Kurden-Prozeß in 
Düsseldorf. Hausdurchsuchungen ge­
gen Kurden sind terroristische Akte.
- Es ist falsch, die Rechte der Ausländer 
in der BRD losgelöst von der Situation in 

. den Heimatländern zu betrachten. Die 
meisten Ausländer entstammen der sog. 
3. Welt, wo keine Demokratie existiert. 
Der Rassismus und die Reaktion hier in 
der BRD nähren sich vor allem aus der 
Nicht-Existenz demokratischer Rechte 
in den Herkunftsländern der Ausländer. 
Die Fluchtbewegung könnte gelöst wer­
den, wenn Demokratie in den Her­
kunftsländern erkämpft werden könnte. 
Es wird hier im Westen keine Freiheit 
geben, solange diese Länder vom Impe­
rialismus unterdrückt werden. In diesem 
Sinne muß unser Widerstand auf ge­
meinsamer Plattform geschehen. Wenn 
der Kampf um Sozialismus und Demo­
kratie in der 3. Welt verstärkt werden, 
wird sich das hier widerspiegeln.

Beitrag der DIDF: Die DIDF ist eine 
Föderation kurdischer und türkischer 
Arbeiter, Flüchtlinge usw. Die Existenz 
der DIDF entspricht einem Bedürfnis 
und hat eine gesellschaftliche Grundla­
ge. Die Forderung nach Wahlrecht für 
Ausländer hat ebenso ihre Berechti­
gung. Die DIDF schließt sich dem Bei­
trag des Kurdistan-Komitees an, wenn 
es sagt, Ausländerfeindlichkeit ist Ar­
beiterfeindlichkeit. Für diesen gemein­
samen Kampf der Arbeiter muß Gleich­
berechtigung erkämpft werden. Dafür 
muß es Organisationen wie die DIDF 
geben. In Zukunft wird es wohl keine 
Organisationen mehr geben, die die 
Menschen nach Nationalität organisie­
ren. In der BRD leben ca. 1,25 Mio Tür­
ken und ca. 0,45 Mio Kurden. Ihre An­
wesenheit hier in der BRD kann nicht al­
lein auf Flucht vor Unterdrückung zu­
rückgeführt werden, sondern auch auf 
Anwerbung von hier, der BRD, aus.

Die Ausländerpolitik der BRD wird 
wie von einem roten Faden von Kapital­
interessen durchzogen ... In wirtschaft­
lichen Krisen hat man immer die auslän­
dischen Arbeiter zu Sündenböcken ge­
macht, um die Arbeiter zu spalten. Da­
gegen muß der gemeinsame Kampf or­
ganisiert werden.

Die DIDF ist eine demokratische Or­
ganisation, sie tritt dafür ein, auch für 
kleine Reformen zu kämpfen, das wird 
der Revolution in Deutschland nützen.

Wenn es Probleme der Zusammenar­
beit gibt, liegt das in den meisten Fällen 
an den deutschen Kräften, nicht an der 
DIDF.

Der Rassismus ist nicht das Problem 
der Ausländer, sondern es gibt große 
Probleme in der deutschen Arbeiterklas­
se und ihren Führern.

Die DIDF fordert, alle Regelungen zu 
beseitigen, die ausländische Arbeiter bei 
der Arbeitssuche zu Freiwild machen. 
Wir fordern die doppelte Staatsbürger­
schaft. Dafür sollten eine gemeinsame 
Taktik und Strategie entwickelt werden.

Es ist so eine Atmosphäre geschafffen 
worden, daß jeder Politiker von den Pro­
blemen spricht, die die Ausländer ge­
schaffen haben, aber niemand von den 
Problemen der Ausländer spricht. Um 
dagegen in die Offensive zu gehen und 
gleiche Recht zu fordern, haben wir den 
Stemmarsch geplant.

Beiträge in der Diskussion
maf:Der kurdische Befreiungskampf 
wird in Kurdistan geführt, in gewisser 
Weise auch in der BRD — zwar nicht mit 
Waffen, aber in Bezug auf den Kampf in 
Kurdistan. Der konkrete Verlauf des 
Kampfes in Kurdistan wird beeinflußt 
von der großen Massenwanderung nach 
Europa. Westeuropa wurde so zum Hin­
terland des Befreiungskampfs mit der 
Möglichkeit, finanzielle Unterstützung 
zu beschaffen oder als Ruheraum zu die­
nen. Daraus ergibt sich das Interesse der 
Türkischen Republik an der Austrock­
nung der Unterstützung des Befreiungs­
kampfs in der BRD.

Es geht um Freizügigkeit und Freiheit 
der politischen Betätigung, es geht um 
demokratische Rechte. Auch Geld für 
den Befreiungskampf sammeln zu kön­
nen, ist ein demokratisches Recht. Ein 
Verbot der Unterstützung des kurdi­
schen Befreiungskampfes hier in der 
BRD würde den kurdischen Befreiungs­
kampf erschweren. Es muß verteidigt 
werden, daß für den kurdischen Befrei­
ungskampf hier in der BRD mit Worten 
eingetreten, informiert werden und um 
Geld gesammelt werden kann, eigent­
lich müßte das bis zur Steuerbefreiung 
der Spenden weitergetrieben werden.

Der Zusammenhang zwischen den 
Metropolen und den Befreiungskämpfen 
ist enger als früher wegen der Mobilität 
der Arbeitskräfte. Man muß sich daran 
gewöhnen, daß hier in der BRD Men­
schen leben, deren Bezug woanders liegt 
und nicht hier. Westdeutsche Anforde­
rungen werden von ihnen im gewissen 
Sinne als Störung oder als inadäquat 
empfunden. Diese Menschen haben eine 
enge Bindung an Konflikte, die anders­
wo stattfinden. Wir müssen verstehen 
und analysieren, wo sich Interessen

überkreuzen und gemeinsam verfochten 
werden können.

Die DIDF kann die Probleme der Leu­
te, die nach Kurdistan blicken, nicht ver­
treten. Die Ausländer in der BRD befin­
den sich in verschiedener Lage. Es gibt 
nicht das Ausländerproblem. DIDF 
müßte die Beziehung zum Heimatland 
aufgreifen, damit ihre Forderung nach 
Integration nicht als Aufforderung zur 
Fahnenflucht mißverstanden wird.

Die PKK müßte öffentlich erklären, 
für welche Rechte der Kurden hier sie 
eintritt. Entweder sie sagt das oder der 
türkische Konsul. Z.B. sollte die PKK 
den Forderungskatalog des langen Mar­
sches durchschauen, welche Rechte sie 
für ihr großes Volk in der BRD braucht.

Es gibt zum Glückkeine türkisch-kur­
dischen Volksgruppenkonflikte, weder 
hier noch in Kurdistan noch in den Slums 
von Istanbul. Doch jetzt entwickelt sich 
etwas. Der Zusammenbruch der GUS 
hat der Türkei glänzende Expansions­
aussichten verschafft, dabei stören die 
Kurden. Ähnlich wie bei uns, wo „Mul­
tikulturelles“ für die deutsche Bourgeo- 
sie jetzt deutsche Ausstrahlung stört. 
Gemeinsam müßten wir im gesellschaft­
lichen Raum die Voraussetzungen für 
eine türkisch-kurdisch-deutsche
Freundschaft schaffen.
rül: Die Ansicht des Kurdistan-Komi­
tees, der Rassismus in der BRD entstün­
de aus dem Fehlen demokratischer 
Rechte in den Herkunftsländern, ist 
falsch. Der Rassismus entsteht aus der 
Gesellschaft hier. Auch wenn der Wi­
derspruch zwischen militärischem 
Kampf in Kurdistan und dem Kampf um 
demokratische Rechte hier existiert, 
darf dieser nicht als nebensächlich er­
klärt werden. Das Kurdistan-Komitee 
kann den Angriffen des Staatsapparates 
hier nicht ausweichen und sollte näher 
formulieren, welche konkreten Punkte 
für eine gemeinsame Plattform es als 
notwendig erachtet. Kurdische Reprä­
sentation in Gewerkschaften und in Äus- 
länderbeiräten wäre nützlich.
jöd: Ausländerbeiräte haben eine wich­
tige Funktion. Wir sollten gemeinsam 
dafür kämpfen, daß Kurden das Recht 
haben, eigene Vertreter in den Auslän­
derbeirat zu entsenden. Das wäre ein 
Schritt zur Anerkennung der Kurden als 
eigener Staat, dafür könnten Bündnisse 
bis ins bürgerliche Lager rein organi­
siert werden.
wof: Die Kritik der DIDF an den Aus­
länderbeiraten ist nicht verständlich. In 
manchen Städten gibt es bereits Antrags­
rechte der Beiräte an die Stadträte, die 
Urwahl der Beiräte stärkt ihre Stellung. 
Es würde sich lohnen, für kurdische Li­
sten einzutreten. Dringend sind gegen­
seitige Informationen, da man in völlig 
unterschiedlicher sozialer Situation lebt. 
DIDF: Die Ausländerbeiräte haben nir­
gendwo eine Wahlbeteiligung über 
30%. Würdet Ihr zur Wahl gehen für 

-ein Gremium, das nicht mal Antrags­
rechte hat? Wir treten für den Boykott 
der Beiräte ein und organisieren die Ak­
tion „Wahlrecht für Ausländer“. Wir 
mußten die Erfahrung machen, daß wir 
die Ausländerbeirate nicht als solches 
Mittel nutzen können wie vor zehn Jah­
ren.

7.11. 92. Herbsttagung der ■ GNN- 
Verlage in Köln.

8.11.92. Herbsttagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln.

13. bis 15.11.92. Berlin: „Europäi­
scher Antirassismuskongreß“ der PDS, 
Titel: „Gegen eine Festung Europa“.

14. /15.11. 92. Bundes-Mitglieder­
versammlung der Arbeitsgemeinschaft 
gegen reaktionäre Gesundheitspolitik. 
Themen u.a.: Gesundheitsstrukturge­
setz und Möglichkeiten des Widerstan­
des; Vortrag: „Das Menschenbild in der 
Geschichte der Medizin“. Beginn: Sam­
stag, 12 Uhr, Ende Sonntag, 13 Uhr. 
Ort: Haus der Jugend, Deutschherren­
ufer 12, Frankfurt a.M. Anmeldungen 
bei: GNN Stuttgart, Gutenbergstr. 48, 
7000 Stuttgart 1, Tel. 0711-624701.

28. /29.11.92. Arbeitskonferenz der 
Volksfront gegen Reaktion, Faschismus 
und Krieg: Großmacht BRD — Ursa­
chen und Funktionen faschistischer Par­
teibildung — Aufgaben und Ansatz­
punkte antifaschistischer Bündnispoli­
tik. Köln, Jugendgästehaus. Samstag, 
11 Uhr, bis Sonntag, 12 Uhr. Arbeits­
gruppen am Samstag: * Faschistische 
Formierung * Ausländer- und Asylpo­
litik * Bewußte und planmäßige Ent­
wicklung der BRD hin zu einer Interven­
tionsmacht * EG, Maastricht, Groß­
raumpolitik der Konzerne. Veranstal­
tungen/Arbeitsgruppen am Sonntag: 
* Solidarität mit dem kurdischen Be­
freiungskampf (Diskussion mit Vertre­
tern des Kurdistan-Komitees) * Her­
ausgabe der Antifaschistischen Nach­
richten * 30. Januar ’93, 60 Jahre 
Machtübergabe an die NSDAP.

5. /6.12. 92. Gewerkschaftspoliti­
sche Konferenz der PDS in Berlin:. „So­
lidarität gegen Sozialabbau und soziale 
Kälte — für eine gesellschaftpolitische 
Wende“

2. l.bis 4.1. 93. Linke Winterschule 
in Schnepfenthal, Thüringen. Geplant 
sind wiederum drei Kurse:
— ein Kant-Kursus. Thema ist die Aus­
einandersetzung mit den philosophi­
schen Grundlagen des staatlichen Ge- 
waltmonopols
— ein Kursus zum „Solidarpakt“. The­
ma sind Arbeitssituation, Tariflage u. ä.
— ein Geschichtskursus. Das Jahr 1948
— Weichenstellung für die Spaltung 
Europas.
Anreise am 1.1., Abreise am 5.1.93. 
Anmeldungen, Nachfragen über: Dieter 
Strützel, PDS Gera, Tel. Gera 
6232610; C. Schneider, GNN-Ham- 
burg, Güntherstr. 6a, Tel. 040-2204278

11.12. bis 13.12. Fortsetzung des 2. 
Gewerkschaftstages der IG Medien.

16. /17.1.93. 12. . Parteitag der DKP 
in Mannheim. TO u.a.: Programmati­
sche und organisatorische Erneuerung.

30. /31.1.93. 3. Parteitag der PDS in 
Berlin. Er soll über das Programm der 
PDS beraten und entscheiden.

30.1. Demonstration zum Jahrestag 
der Machtübergabe an die NSDAP in 
Düsseldorf vor dem Düsseldorfer Indu­
strieclub.

Wir haben Mobilisierungsprobleme 
für den langen Marsch, weil viele nur 
mit ihrem Kopf in Kurdistan sind. Wir 
weisen den Vorwurf zurück, daß wir uns 
nicht mit der Situation in Kurdistan be­
fassen würden und appellieren für ge­
meinsame Aktion um Äusländerrechte. 
Kurdistan-Komitee: Um Mißverständ­
nisse zu beseitigen: Wir betrachten den 
Kampf um demokratische Rechte in der 
BRD nicht als sinnlos und werden auch 
hier die demokratischen Rechte benut­
zen. Die Ursachen für den den Rassis­
mus liegen nicht in den Ländern der 3. 
Welt, sondern werden dort genährt. Wir 
müssen dem Imperialismus diesen Weg 
abschneiden. Wir sind dafür, die ge­
meinsame Arbeit zu forcieren, wir sind 
für eine gemeinsame Plattform im ge­
werkschaftlichen Kampf. Es geht uns 
aber nicht um Vorzeige-Institutionen.

Die Rechte, um die wir gemeinsam 
mit Euch hier kämpfen wollen, müssen 
wir gemeinsam mit Euch diskutieren. 
Wir werden sie auf der Kurdistan-Kon­
ferenz näher differenzieren. — (Proto­
koll: cis—uld)
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Aus Kultur und Wissenschaft

Die Überfälle auf Asylbewer­
ber in Hoyerswerda haben 

die Redakteurin Ulrike Holler 
und die Verlegerin Anne Teuter 
aus Frankfurt am Main dazu ver­
anlaßt, ein Buch herauszubrin­
gen. Jugendliche, die bei uns als 
Ausländer bezeichnet werden, 
sollten darin selbst zu Wort kom­
men.

Das Vorhaben stellte sich als 
nicht einfach heraus, wie die bei­
den Herausgeberinnen im Vor­
wort schreiben.

Durch verschiedene Medien 
wurde schließlich der Aufruf an 
Mädchen und junge Frauen, Jun­
gen und junge Männer verbrei­
tet, sie sollten dokumentieren, 
was sie als Kinder der zweiten 
und dritten Generation, als 
Flüchtlinge, als Fremde, tagtäg­
lich erfahren.

„... wir haben die Jugendli? 
chen mit dieser Aufforderung 
daran erinnert, daß sie trotz al­
lem Fremde geblieben sind. Ei­
gentlich wollen sie das ja verges­
sen ...“.

Aus diesem Grund gingen U. 
Holler und A. Teuter dazu über, 
die Jugendlichen, persönlich an­
zusprechen, versuchten klarzu­
machen, daß ein Buch zustande 
kommen sollte, in dem ihre Pro­
bleme wirklichkeitsgetreu dar­
gestellt werden und das dann in 
Schulen Verwendung finden 
sollte.

Auch mit Hilfe der Zeitschrift 
Metall, die einen Schreibwett­
bewerb initiierte, kamen dann 39 
Beiträge zusammen, in denen 
Autoren im Alter von 11 bis 30 
Jahren ihre Erfahrungen mit 
Deutschland schildern. Die Bei­
träge sind eine bis acht Seiten 
lang.

Frankfurts Schuldezernentin 
Jutta Ebeling verwies darauf, 
daß fast 40 Prozent aller Schüler 
der Stadt Frankfurt am Main 
Ausländer sind. Die Stadt Frank­
furt stellte für 70 Schulen jeweils 
einen Klassensatz von 30 Exem­
plaren des Buches „Wir leben 
hier“ zur Verfügung.

Flucht vor Krieg, 
Hunger, Folter
Viele Beiträge beschreiben die 
Gründe, aus denen die Menschen 
aus ihren Ländern geflüchtet 
sind: mit großer Bewunderung 
für ihre Eltern schreibt Hüseyin 
B. aus Steinbach/Ts., wie seine 
Eltern aufgrund der miserablen 
wirtschaftlichen Lage aus Anato­
lien in der Türkei emigrierten, 
um ihren Kindern eine bessere 
Zukunft zu bieten.

Gabi B. aus Eritrea schildert 
ihre Flucht im Alter von 4 Jah­
ren: Sie lebten in einem Dorf in 
solidarischer Gemeinschaft der 
Dorfbewohner, man half sich 
untereinander zu überleben und 
zu kämpfen, bis der Krieg be­
gann. Ein Teil der Familie lief zu 
Fuß nach Sudan, floh von dort 
nach Belgien und dann in die 
BRD.

Khalid aus Pakistan erzählt, 
wie seine Familie wegen Bedro­
hung aufgrund seiner Religion 
als Moslem in die BRD einwan­
derte. Sie flohen über London

»Wir leben hier!« —
Ausländische Jugendliche berichten
Ein nützliches Buch gegen Ausländerfeindlichkeit, geeignet auch für den Einsatz an Schulen

und Holland nach Deutschland. 
„Die ersten zwei Wochen waren 
sehr schön. Ich habe zum ersten­
mal Schnee in meinem Leben ge­
sehen und damit gespielt. Als ich 
dort in die Schule kam, haben sie 
zu mir »Scheiß Ausländer« ge­
sagt und mich verprügelt/*

Siar S., 17 Jahre, aus Afghani­
stan, floh vor sechs Jahren aus 
politischen Gründen mit seiner 
Familie. In Deutschland war er 
anfangs sehr allein, hat sich jetzt 
aber einen festen Freundeskreis 
aufgebaut. Er akzeptiert nicht, 
daß es kein Wahlrecht für Aus­
länder in der BRD gibt.

Erwartungen an 
Deutschland

„Für mich ist Deutschland: Kei­
ne Diktatur, kein Gefängnis, 
Freiheit, Menschenrechte. In 
Deutschland leben die Menschen 
gut. ..(Mboyo N. aus Zaire) 
Diese Aussage steht der von 
Claire aus Kenia entgegen, die 
sofort wieder zurück nach Kenia 
möchte, weil es da tausendmal 
besser sei als in Deutschland. In 
Kenia gibt es so etwas wie Aus­
länderfeindlichkeit nicht, wie sie 
schreibt.

Bezeichnend ist, daß die guten 
Vorstellungen über Deutsch­
land, ein Land, in dem Wohl­
stand und Demokratie herrscht, 
bald nach Ankunft der Menschen 
durch die Wirklichkeit verwor­
fen werden.

Suha B. stammt aus einer kur­
dischen und alevitischen Fami­
lie. Sie geht in ihrer Schilderung 
darauf ein, wie wenig es nutzt, 
einen deutschen Paß zu besitzen. 
Ihre beiden Brüder haben einen 
deutschen und einen türkischen 
Paß, werden aber genauso wie 
andere als „schwarzköpfige 
Asylantenkinder“ behandelt.

Ausländer­
feindlichkeit
Durch alle Beiträge zieht sich die 
Erfahrung mit Ausländerhaß der 
Deutschen, vor dem die Emi­
granten im Kindergarten viel­
leicht noch verschont bleiben, 
den sie sicher spätestens in der 
Schule erleben.

Die Kinder reagieren zunächst 
sehr verwirrt auf die Angriffe, 
einige schildern, wie sie sich 
dann aufgrund ihres Verletzt­
seins absondem, in sich zurück­
ziehen, einsam werden. „Lang­
sam verlor ich mein Selbstver­
trauen und zog mich von allem 
zurück. ... Aufgrund meiner 
Verschlossenheit und meiner 
schwachen Leistungen in der 
Schule war ich mehr ein Einzel­
gänger. Ich wurde nie richtig ak­
zeptiert. Mehr und. mehr dachte 
ich, daß man als Ausländer et­

was Besonderes leisten muß, um 
überhaupt akzeptiert zu werden. 
... Als mir klar wurde, daß man 
selbst die Initiative ergreifen und 
für seine Rechte kämpfen muß, 
änderte sich vieles in meinem 
Leben.“ (Hüseyin B., 20 Jahre, 
Steinbach/Ts.)

Mehrere Jugendliche drücken 
aus, daß Menschen aus verschie­
denen Kulturen in Wirklichkeit 
eine Bereicherung für eine Ge­
sellschaft darstellen könnten.

Gegenwehr
Die Jugendlichen, die sich in die­
sen Beiträgen äußern, kämpfen 
fast alle um Freunde. Sie haben 
die Erfahrung gemacht, daß sie 
Niedergeschlagenheit und Ein­
samkeit ändern können, wenn sie 
ihr Leben in die eigene Hand 
nehmen. Sie stehen zu ihrer kul­
turellen Identität, und viele wol­
len sich ausdrücklich nicht ein­
fach an die deutsche Lebenswei­
se anpassen.

So kritisiert Akin Ö. aus der 
Türkei manche Jugendliche: „Es 
tut mir leid, daß viele Jugend­
liche ihre Tradition und Kultur 
aufgeben, um sich ,zu integrie­
ren und anzupassen*, oft nur der 
Geltung wegen. ... Durch den 
Einfluß der wirtschaftlichen Inte­
gration und Anpassung wird die 
kulturelle Identität unterdrückt 
und im schlimmsten Fall ausge­
löscht. Im Grunde gibt es keine 
Ausländer. Alle sind gleich, alle 
sind Menschen. Die Kulturunter­
schiede haben sich durch ver­
schiedene äußere Bedingungen 
herausgebildet und entsprechend 
entwickelt. ... Hoch die inter­
nationale Solidarität, es gibt kei­
ne Ausländer, für kulturelle und 
geistige Weiterentwicklung !**

Viele haben auch gute Erfah­
rungen mit Schulkameraden ge­
macht. Einige Jugendliche 
schreiben, daß sie auch in klei­
nen Orten Freunde finden und 
daß es ihnen besser als bei ihrer 
Ankunft in Deutschland geht.

Suha B. hat sich in einer antifa­
schistischen Schülergruppe in 
Berlin organisiert und führt mit 
Mitschülern den Kampf gegen 
Nazis.

Hoffnung auf 
Änderung
Weil sie die Erfahrung gemacht 
haben, daß durch gegenseitiges 
Kennenlemen Vorurteile abge­
baut werden, äußern einige Au­
toren Hoffnung für die Zukunft: 
„Für mich und meine Familie 
steht auf jeden Fall fest, daß wir 
hier in Deutschland bleiben wer­
den. Ich glaube auch, daß so 
manches Problem sich mit der 
Zeit lösen wird, ohne daß man es 
merkt, man muß nur Geduld auf­

bringen können. Denn jeder hat 
auf seine Weise recht, und man 
kann keinem die eigene Meinung 
verbieten. Aber man muß auch 
einsehen können, daß ein 
Mensch das Recht hat, dort zu 
leben, wo er geboren ist, auch 
wenn er eine andere Staatsange­
hörigkeithat.**

Es gibt aber auch die gegentei­
lige Ansicht, die Emine E. aus 
der Türkei formuliert. Ansichten 
wie „Türkenkinder klauen alle 
und sind dreckig“ gehen von den 
Eltern ihrer Schulkameraden auf 
die Kinder über, so werden 
Freundschaften verzögert und 
verhindert. Viele ihrer Ver­
wandten sind in die Türkei zu­
rückgekehrt, weil sie von den 
Deutschen wie Tiere behandelt 
wurden. Sie meint, daß die Deut­
schen die Ausländer nicht mehr 
brauchen und sie deshalb mit ih­
rem schlechten Verhalten ver­
treiben.

Leben zwischen 
zwei Kulturen

sein und hat es deswegen sehr 
schwer. Inzwischen glaubt sie 
die Lösung des Konfliktes in 
einem vereinten Europa zu fin­
den.

Wir leben hier ? Ausländische Jugend­
liche berichten, hreg. von U. Holkr 
und A. Teuter, 136 S., erschienen io 
Alibaba-Verlag, Frankfurt am Main; 
Börsenblatt vom 1.9.1992, Seite 5 
und Seite 6— (rst)

Wir leben hier!
Ausländische Jugendlich? 

berichten

Ulrike IMter 
und Anne Teuter

♦ Schulausgabe ♦

Auhjiia VctJij 
Friü'ws ssr üij"

Titelseite des Buches: Wir leben hier — Ausländische Jugendliche 
berichten, herausgegeben von Ulrike Holler und Anne Teuter.

Manchmal fragen sich die Ju­
gendlichen, ob sie nicht lieber 
wieder in ihr Heimatland zurück­
kehren sollen. Aber sie haben die 
Erfahrung gemacht, daß sie 
z.B. in der Türkei nicht mit of­
fenen Armen empfangen wer­
den, sondern als „Deutschlän­
der“ beschimpft werden.

Einige junge Frauen erzählen 
von den Konflikten zwischen ih­
rer traditionellen Erziehung und 
den Gepflogenheiten in Deutsch­
land. Von ihnen wird erwartet, 
daß sie vorwiegend zuhause le­
ben, und sie müssen sich ihre 
Freiheit manchmal innerhalb ih­
rer Familien erkämpfen.

Aussiedler
In den Beiträgen, die von jugend­
lichen Aussiedlern stammen, 
wird das Groß-Deutschtum gro­
tesk empfunden: „Ich komme 
aus der Sowjetunion. Das ist das 
größte Land auf der ganzen Welt. 
Viele denken, wenn du sagst, du 
kommst aus Rußland, dann bist 
du Russe. Wenn du sagst, du bist 
Deutscher, dann sagen sie, wa­
rum kannst du nicht deutsch ? In 
diesem Land leben mehr als 10 
Millionen Deutsche, und alle 
wollen zurück nach Deutsch­
land, wo ihre UrUrUr-Großel- 
tern herkommen. Und wenn sie 
hier sind, sind sie traurig und 
sagen: „Wenn ich es nur gewußt 
hätte1 Mein Haus, mein Bauern­
hof, wenn ich ihn wiederhätte, 
würde ich zurückfahren.**

Anna kommt aus Polen, soll 
sich als „deutschstämmige Aus­
siedlerin“ deutsch fühlen. Sie 
will aber nicht nach Deutschland 
ein wandern, will weiter Polin

Gilberto P, 30 Jahre, Neubrandenburg:
Meine Tochter Charlotte
Meine Tochter Charlotte hätte Carlotta heißen und bei offenen Fen­
stern geboren werden müssen. Jetzt müßte sie gerade auf einem blan­
ken Mosaikfußboden laufen lernen und so leicht angezogen werden, 
wie es nur dort möglich, wo die Erdbeeren im Winter wachsen. Aber 
ihre Mutter und ich beschlossen, daß sie in einem Krankenhaus mit 
geschlossenen Fenstern geboren werden und ihre ersten Schritte auf 
einem mit Teppich belegten Fußboden machen sollte . . .

Ihre Mutter (Deutsche) ist im Juni 1991 aus Cuba gekommen, als 
im 5. Monat das Lottchen zum ersten Mal im Bauch gestrampelt hat. 
Ich mußte noch einige Monate dort bleiben, und als ich das Tele­
gramm erhielt mit der guten Neuigkeit, daß es ein Mädchen gewor­
den ist, welches Charlotte heißen würde, . . ., war ich gerade in Bo­
gota. . . . Weder Lottchen noch ich sehen wie Ausländer aus. Viel­
leicht, wenn sie uns sehr aufmerksam beobachten, merken sie es; 
aber wenn wir so einfach Spazierengehen unter den Leuten, bekommt 
niemand etwas davon mit.

Bitte verstehen sie mich nicht falsch. Ich möchte, um Gottes Wil­
len, kein Deutscher oder einem Deutschen ähnlich sein, so ist es nur 
einfacher, hier zu leben. Ich fühle mit denjenigen, welchen die Natur 
ein Schild »Ausländer* um die Brust gehängt hat. Ich kann mir nicht 
vorstellen, wie man in Deutschland mit dem für alle sichtbar aufge­
schlagenen Ausweis leben kann. Es ist, als ob man kein Zuhause hät­
te; für immer gezeichnet, ohne eine Möglichkeit, sich im anonymen 
Straßengemenge zu verlieren.

Davon ganz speziell könnte Ihnen meine Frau mehr und besser er­
zählen. Sie hat fiinf Jahr in Cuba gelebt mit dem nicht ablösbaren Eti­
kett der Ausländerin, denn unter uns konnte sie nie ihre äußerst weiße •; 
Haut oder ihre Blondheit des Nordens verbergen. Nur mit dem Unter­
schied, daß, obwohl das Wort Ausländer ins Spanische mit ,extran- 
jero* übersetzt wird, es sich in Deutschland auf eine ganz andere so­
ziale Position als in Cuba bezieht. Dort war meine Frau eine exoti­
sche Pflanze, die jedermann anfassen oder riechen wollte. Im Unter- j 
schied hierzu: hier ist meistens der Ausländer eine Pflanze, welche 
entweder herausgerisserm oder gemieden wird, oder welche man be­
stenfalls am Wegrand wachsen läßt, wie das wilde Gras. Ich kann , 
mich aus den oben erwähnten Gründen nicht über eine direkte oder ' 
brutale Diskriminierung beklagen, fühle aber das besondere Ge­
wicht , welches das Wort, Ausländer* trägt. :

Zum Beispiel hat es mich immer gewundert, wenn unsere Bekann­
ten mir ständig versicherten, daß man es ,mir nicht ansieht*, daß ich 
Ausländerbin. ...“
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